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Rotation am Boden 

Für über 8 Mrd. Euro will die Bundeswehr Hub¬ 
schrauber anschaffen, von denen ein Teil nur eine 
eingeschränkte Flugerlaubnis besitzt 
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Die Mauer durchbrechen 

Die Ska-Band Banda Bassotti organisiert eine So¬ 
lidaritätskarawane in den Donbass. Ein Gespräch 
über Ziel und Inhalte der Reise auf. 
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Thema der Woche 


Solidarität mit den 
Ausgeplünderten 

Angela Merkel und Frangois Hollande hal¬ 
ten zusammen - und nur das zählt noch in 
Deutsch-Europa. Das weichere Herz hat da¬ 
bei Hollande, der erklärte, das griechische 
Wahlergebnis müsse „erhört“ werden. 

Das gibt denen Recht, die es immer schon 
gesagt haben: „Wenn Wahlen etwas ändern 
würden, wären sie verboten.“ Solidarität mit 
dem griechischen Volk heißt Kampf um De¬ 
mokratie in allen Ländern der EU. 
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Osten Kanonen, im Westen Polizei 


Im 


Das Putschistenregime in Kiew geht gegen die eigene Bevölkerung vor 



posiert mit Gewehr. Auch in den von seiner Regierung kontrollierten Gebieten 





Der ukrainische Präsident Poroschenko 
lässt er Oppositionelle bekämpfen. 

„Ich hoffe, dass es im Parlament nie¬ 
mals mehr eine kommunistische Frak¬ 
tion geben wird.“ Das erklärte Alek- 
sandr Turtschinow, damals ukraini¬ 
scher Parlamentspräsident und heute 
Sekretär des „Nationalen Sicherheits¬ 
und Verteidigungsrates der Ukraine“, 
im vergangenen Sommer. Kurz zuvor 
hatte er die kommunistische Fraktion 
für aufgelöst erklärt. Mit solchen par¬ 
lamentarischen Maßnahmen setzte er 
fort, was faschistische Gruppen mit 
Terror gegen kommunistische Partei¬ 
büros begonnen hatten. 

Im Kampf gegen die Aufständi¬ 
schen im Osten des Landes belegte die 
Kiewer Regierung Wohnviertel und zi¬ 
vile Einrichtungen mit Artilleriefeuer. 
Das zweite Minsker Abkommen sieht 
den Abzug schwerer Waffen von der 
Frontlinie vor. Zunächst setzten das 
jedoch nur die Aufständischen um, die 


Regierungstruppen hielten die Front 
auch mit Militärtechnik voll besetzt. Im 
Westen des Landes haben die Putschis¬ 
ten die Kontrolle - und das heißt: Ge¬ 
gen Widerstand aus der Bevölkerung 
müssen sie nicht auf die Entfernung 
mit Kanonen Vorgehen, sie können ihre 
Gegner viel direkter angreifen. 

Und das tun sie. Die Journalistin 
Susann Witt-Stahl war im vergange¬ 
nen Jahr dreimal in der Ukraine. Auf 
einer Veranstaltung der DKP Essen 
erzählt sie: „Alle Kommunisten, die 
ich dort kennengelernt habe, leben 
nicht mehr dort wo sie damals ge¬ 
lebt haben. Es gibt einen ungeheu¬ 
ren Repressionsdruck.“ Der Terror 
faschistischer Gruppen und die Re¬ 
pressionen der Polizei zwingen sie, 
sich zu verstecken oder ins Exil zu 
gehen, andere sind verschwunden 
oder in Haft. 


★ 

Sergej Iwanowitsch Tkaschenko 
und Denis Aleksandrowitsch Tim- 
ofejew sind Mitglieder des lokalen 
Kommitees der Kommunistischen 
Partei der Ukraine (KPU) in Dne- 
prodserschinsk. Das Bezirksgericht 
wirft ihnen vor, illegal Waffen be¬ 
sessen und separatistische Schriften 
verbreitet zu haben. Tatsächlich, so 
berichtet die KPU, haben die Ge¬ 
heimdienstbeamten, die die Ermitt¬ 
lungen führen, diese Dinge nach¬ 
weislich während der Durchsuchung 
platziert. Die Behörden hindern die 
Anwälte der Beschuldigten daran, 
entlastende Beweise zu sammeln, die 
Verhörprotokolle stimmen nicht mit 
den Aussagen der Zeugen überein, 
die Presse darf nicht berichten. Ei¬ 
ner der beiden Beschuldigten sitzt in 
U ntersuchungshaft. Möglicherweise 


erwartet sie neben der zivilen auch 
noch eine militärrechtliche Anklage. 
Die KPU veröffentlichte eine gan¬ 
ze Liste mit solchen Fällen, in de¬ 
nen Mitglieder und Funktionäre der 
Partei von den Putschistenbehörden 
verfolgt werden. Nach offiziellen An¬ 
gaben laufen allein gegen Mitglieder 
der KPU 308 Verfahren. 

★ 

Der Verbotsprozess gegen die 
KPU selbst war im vergangenen Jahr 
für einige Monate ausgesetzt wor¬ 
den. Anfang des Monats hat er wie¬ 
der begonnen. Die Regierung will 
sichergehen, dass kommunistische 
Kräfte weder im Parlament noch auf 
der Straße und in den Betrieben die 
Möglichkeit bekommt, sich neu zu 
formieren. Nun durchsuchten Poli¬ 
zei und Staatsanwaltschaft das Büro 
des Vorsitzenden Richters, der den 
Prozess leitet, und beschlagnahmten 
seinen Rechner mit Materialien zum 
Fall. Dieser Richter und seine zehn 
am Fall beteiligen Kollegen weigern 
sich nun, wie am 18. Februar bekannt 
wurde, den Prozess weiterhin zu füh¬ 
ren. Sie erklärten, die Durchsuchung 
sei ein Versuch, Druck auf das Ge¬ 
richt auszuüben. Wie die Putschis¬ 
tenregierung ihre antikommunisti¬ 
sche Linie fortsetzt, ist noch unklar, 
dass sie es tun wird, nicht. Die KPU 
drückte ihren Respekt vor dem Mut 
der Richter, sich an der Justizfarce 
zu beteiligen, aus, und stellte fest, 
dass die Behörden mit ihrem Vorge¬ 
hen ukrainisches und internationales 
Recht brechen. 

★ 

Am vergangenen Sonntag fand 
in Kiew die Gedenkveranstaltung 
für die Opfer der Straßenkämpfe 
auf dem Maidan 2014 statt. Wer für 
diese Toten verantwortlich ist, ist 
umstritten - aber nicht für den Bun¬ 
despräsidenten Gauck. Er lief, den 
Putschistenpräsident Poroschen¬ 
ko untergehakt, beim „Marsch der 
Würde“ mit. Er wolle damit „ein 
Zeichen der Solidarität mit der uk¬ 
rainischen Demokratiebewegung 
setzen.“ 

Olaf Matthes 


Verschärfter Verweis wegen freier Meinungsäußerung 

VVN-Jugend: Jetzt Druck ausüben, damit der Verweis zurückgenommen wird 


Am 3. Februar erhielt ein Schüler der 
Graf-Stauffenberg-Wirtschaftsschu¬ 
le einen verschärften Verweis. Der 
17-Jährige hatte zuvor eine Protestak¬ 
tion gegen die Bundeswehr an seiner 
Schule besucht. 

Seit Jahren kommt ein Jugendof¬ 
fizier der Bundeswehr an die „Blaue“ 
zu einem Berufswahlseminar. Nun de¬ 
monstrierten im dritten Jahr verschie¬ 
dene Jugendgruppen, die eine einseiti¬ 
ge Darstellung der deutschen Außen¬ 
politik ablehnen und nicht zulassen 
wollen, dass Minderjährige für den 
Dienst an der Waffe gewonnen werden. 

Wenn Schülerinnen und Schüler 
sich für Politik interessieren, sollte 
das eine Schule eigentlich erfreuen. 
Schließlich will man sie ja zu mündi¬ 
gen Bürgern erziehen. Doch an die¬ 
sem Abend lief das etwas anders. Ein 
17-Jähriger, der in der Pause zwischen 


den beiden verpflichtenden Vorträ¬ 
gen die Protestkundgebung besuchte, 
wurde von den Hausmeistern nicht 
mehr in das Schulgebäude gelassen. 
Die Hausmeister wollten erst seinen 
Rucksack durchsuchen - sie vermu¬ 
teten darin Infomaterialien unserer 
Kundgebung. Obwohl er den Ruck¬ 
sack schließlich bei dem Infostand 
ließ, durfte er das Schulgelände im¬ 
mer noch nicht betreten. Einer be¬ 
stand darauf, dass er seinen Rucksack 
wiederholen sollte, ein Anderer woll¬ 
te eine Leibesvisitation durchführen. 
Als erklärt wurde, dass es sich um eine 
PflichtVeranstaltung handele und Be¬ 
obachter drohten die Polizei zu ru¬ 
fen, taten das die Hausmeister sofort 
selbst. Kurze Zeit später kam die Po¬ 
lizei, die allerdings weder jemanden 
verhaftete noch irgendwelche Verstö¬ 
ße feststellte. 


Dieser musste sich dann am nächs¬ 
ten Tag noch vor Schulleiter, stellvertr. 
Schulleiter, Klassenlehrerin, Vertrau¬ 
enslehrer und den Hausmeistern im 
Beisein seines Vaters rechtfertigen, 
die ihn aufforderten im nächsten Jahr 
nicht mehr an der Kundgebung teilzu¬ 
nehmen. In der darauf folgenden Wo¬ 
che erhielt er den Verweis. Der Schü¬ 
ler habe „durch Provokationen, seine 
Meinung derart beharrlich verbieten], 
dass ein Polizeieinsatz notwendig ge¬ 
worden ist.“ Abgesehen davon, dass 
das in keiner Weise den Tatsachen 
entspricht, bleibt zu fragen: In wel¬ 
chem Land leben Lehrer, die solche 
Verweise vergeben? Wie kann man 
seine Meinung derart beharrlich ver¬ 
treten, dass ein Polizeieinsatz notwen¬ 
dig wird? Hätte der Jugendliche sich 
hier wirklich etwas zu Schulden kom¬ 
men lassen, beispielsweise eine Straf¬ 


tat, hätte man ihm das hier sicher vor¬ 
geworfen. (...) 

Worum es wirklich geht, wird erst 
zum Schluss des Dokumentes ausge¬ 
sprochen: Der Schüler solle „zukünf¬ 
tig darauf achten, Äußerungen bezüg¬ 
lich seiner extremistischen politischen 
Meinung zu unterlassen.“ Sollte er sich 
daran halten, diskutiert „der Diszipli¬ 
narausschuss der Schule eine Entlas¬ 
sung.“ Ein Besucher der Kundgebung 
äußerte sich im Nachhinein dazu: 
„Der Verweis ist offensichtlich poli¬ 
tisch motiviert und verdient deswe¬ 
gen auch eine breite öffentliche Auf¬ 
merksamkeit. Es kann nicht sein, dass 
hier die Meinungsfreiheit dermaßen 
eingeschränkt wird. Alle Demokraten 
müssen jetzt Druck ausüben, damit 
der Verweis zurückgenommen wird.“ 
aus einer Presseerklärung der VVN-Jugendgruppe 
Bamberg 


Festveranstaltung 
zum 90. Geburtstag 
von Robert Steigerwald 

Am Programm für die Veranstal¬ 
tung in Eschborn wurde bei Re¬ 
daktionsschluss noch gearbeitet. 
Es sprechen u.a. die Philosophen 
Prof. And ras Gedö, Prof. Alfred Ko- 
sing, Dr. Manfred Lauermann und 
Dr. Arnold Schölzel (Chefredakteur 
jW), die Ökonomen Prof. Gretchen 
Binus und Willi Gerns (Marxistische 
Blätter), der Historiker Prof. Heinz 
Karl; der DKP-Parteivorsitzende 
Patrik Köbele, eine Vertreterin der 
SDAJ. Grußworte u.a. von Willi van 
Ooyen, Fraktionsvorsitzender der 
Partei „Die Linke“ im Hessischen 
Landtag, und vom Bürgermeister 
der Stadt Eschborn. 

Einen literarisch-musikalischen 
Beitrag wird Erich Schaffner bei¬ 
steuern. 

Samstag, 21. März, 11.00 Uhr (Ein¬ 
lass ab 10.30 Uhr) bis 17.30 Uhr. 
Ratssaal der Stadt Eschborn/Ts., 
Rathausplatz 36. 

Kostenbeitrag (inkl. Mittagessen 
und Getränke): 12,00 Euro, ermä¬ 
ßigt 8,00 Euro. 

Anmeldung über: 
Marx-Engels-Stiftung, Gathe 55, 
42107 Wuppertal, 
marx-engels-stiftung@t-online.de 
oder 0211-6802828 (Hermann 
Kopp). 



Bereits zum zweiten Mal macht sich die 
italienische Band Banda Bassotti auf 
den Weg in den Donbass, um ihre So¬ 
lidarität mit der Bevölkerung und dem 
antifaschistischen Kampf auszudrü¬ 
cken. Nachdem sie zuletzt im Herbst in 
Lugansk und Rostow am Don spielten, 
gehen sie nun gemeinsam mit Antifa¬ 
schistinnen aus Europa auf eine Tour 
rund um den 9. Mai, dem 70. Jahrestag 
des Sieges über den Faschismus. Nach 
der Reise werden die Teilnehmerinnen 
der Karawane in ihren Ländern über die 
Situation im Donbass informieren. 
Weitere Infos aufnews.dkp.de 



Leipziger 

Buchmesse 

Leipzig liest 

12.-15. März 2015 


Die UZ ist auf der 
Leipziger Buchmesse 

Halle 5, Stand C403 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Lars Mörking 

And the winner is...? 


Ein Streik - 761 Abmahnungen 

„Keine ganz normale Tarifrunde“ bei Daimler in Bremen 
Interview mit Gerhard Kupfer 


Nun ist er da, der Pilotabschluss der 
Tarifrunde in der Metall- und Elek¬ 
troindustrie: 3,4 Prozent mehr ab 
1. April 2015. Das klingt nicht so 
schlecht, viel wichtiger ist allerdings 
die Frage, was bei Alters- und Bil¬ 
dungsteilzeit herausgekommen ist. 
Das sind von der IG Metall in die 
Tarifrunde eingebrachte Zukunfts¬ 
fragen, bei denen es faktisch auch 
um die Länge der Arbeitszeit geht. 
Die konkreten Ergebnisse werden - 
gerade in Bezug auf Altersteilzeit 
und Bildungsteilzeit - Thema einer 
gründlichen Bewertung in der nächs¬ 
ten Ausgabe der UZ sein. 

Der Abschluss der von der IG 
Metall geführten Tarifrunde ist auch 
deshalb so bedeutend, weil er Aus¬ 
wirkungen auf alle anderen Tarif¬ 
runden in diesem Jahr haben wird. 
Das bedeutet aber keinesfalls, dass 
ver.di & Co. die 3,4 Prozent schon in 
der Tasche hätten. Um an ein solches 
Ergebnis heranzureichen, wird hart 
gekämpft werden müssen. 

Es fällt schwer von außen (von 
oben herab wäre leichter) zu kom¬ 
mentieren, ob es nicht mehr hätte 
sein können - und müssen. Nein 
halt, mehr hätte es sein müssen, 
um eine Umverteilung in diesem 
Land einzuleiten, um anderen 
Ländern in Europa etwas Luft zu 
verschaffen in der Konkurrenz mit 
dem Billiglohnland und Produkti¬ 
vitätsmonster Deutschland. Aber 
hätte es nicht auch mehr sein kön¬ 
nen? Haben die Warnstreiks nicht 
gezeigt, dass die Kolleginnen und 
Kollegen bereit sind, um mehr zu 
kämpfen? 

Die IG Metall spricht von einer 
gelungenen Mobilisierung für die 
Warnstreiks. Allein in meiner Hei¬ 
matregion waren 5000 Beschäftigte 
draußen (von 15 000), um ihre For¬ 
derungen durchzusetzen. Insgesamt 


Der Republikanische Anwältinnen- und 
Anwalts verein e. V. und die Vereinigung 
Demokratischer Juristinnen und Juris¬ 
ten e. V. haben Kenntnis davon erhalten, 
dass 761 Mitarbeiterinnen und Mitar¬ 
beiter des Daimler Werkes in Bremen 
abgemahnt worden sind, weil sie am 
11./12. Dezember 2014 nach einer Infor¬ 
mationsrunde bei dem Betriebsrat über 
ein zwei Milliarden Euro schweres Spar¬ 
programm, über geplante Fremdverga¬ 
ben in Werkverträgen und Leiharbeit, 
spontan das Werk gemeinsam verlassen 
haben, um gegen die von dem Konzern 
beabsichtigten Maßnahmen zu protes¬ 
tieren. 

Aus der öffentlichen Berichterstattung 
ist uns bekannt, dass den Sparmaßnah¬ 
men Milliardengewinne gegenüberste¬ 
hen, die die Belegschaft im Jahre 2014 
für den Konzern erarbeitet hat. Es er¬ 
scheint uns unsozial und politisch wie 
wirtschaftlich verantwortungslos, wenn 
allein der Profit Grundlage für Unter¬ 
nehmerentscheidungen ist, die bestehen¬ 
de Arbeitsverhältnisse gefährden und 
prekäre Arbeit fördern. Die gegenwär¬ 
tige höchstrichterliche Rechtsprechung 
erlaubt es den Arbeitsgerichten nicht, 
eine „Unternehmerentscheidung“ auf 
ihre Sinnhaftigkeit, Wirtschaftlichkeit 
oder Zweckmäßigkeit zu prüfen, son¬ 
dern lediglich darauf, ob eine solche Ent¬ 
scheidung offenbar unvernünftig oder 


waren es nach Angaben der IG Me¬ 
tall rund 850 000. Dort, wo aktive 
Gewerkschafter die Diskussion ge¬ 
führt haben waren die 5,5 Prozent, 
Altersteilzeit und Bildungsteilzeit 
Forderungen, die auf Versammlun¬ 
gen ihrer Gewerkschaft diskutiert 
und beschlossen wurden. Dabei ging 
es nicht nur darum, dem Kapital die 
Profite zu beschneiden, sondern auch 
um gewerkschaftliche Demokratie. 
Dass diese sich von der parlamenta¬ 
rischen grundsätzlich unterscheiden 
muss, weil wir selbst - und nicht ge¬ 
wählte Stellvertreter - für das einste¬ 
hen müssen, was wir in unseren Ge¬ 
werkschaften beschließen, ist nicht 
jedem selbstverständlich. 

Aber auch das gehört zur Bewer¬ 
tung der Tarifrunde, dass die IG Me¬ 
tall an einigen Orten aus den vergan¬ 
genen Tarifrunden gelernt hat, dass 
diejenigen, die die Forderungen 
durchsetzen sollen diese auch auf¬ 
stellen müssen. Das führt nicht un¬ 
mittelbar zu höheren Forderungen, 
aber zu einer höheren Durchset¬ 
zungskraft und damit zur Möglich¬ 
keit, bessere Tarifabschlüsse auszu¬ 
handeln. 

Klar ist, dass wir diesen relativ 
gut organisierten Teil der Klasse und 
ihre Gewerkschaft IG Metall drin¬ 
gend brauchen - für gute Abschlüs¬ 
se, für Abwehrkämpfe (auch gegen 
Tarifeinheitsgesetz und TTIP), für 
greifbare Solidarität mit den Völ¬ 
kern Europas und vieles mehr - von 
Sozialismus gar nicht zu schweigen. 
Damit ihr Kampf kein Alleinstel¬ 
lungsmerkmal bleibt und sie sich 
mit der Verantwortung nicht allei¬ 
ne fühlen, ist es gut, dass Genos¬ 
sinnen und Genossen, Kolleginnen 
und Kollegen aus anderen Betrie¬ 
ben und Gewerkschaften die Warn¬ 
streiks der IG Metall sichtbar unter¬ 
stützt haben. 


willkürlich ist. Für die Unternehmenssei¬ 
te mögen die Sparmaßnahmen „vernünf¬ 
tig“ sein, weil sie den Profit weiter in die 
Höhe schnellen lassen. Für die Seite der 
Beschäftigten aber sind sie unvernünftig 
und willkürlich und verabschieden sich 
von jeglichem Anspruch an eine „sozia¬ 
le Marktwirtschaft“ und ein Mindestmaß 
an innerbetrieblicher Demokratie. 

Die spontane Arbeitsniederlegung der 
Abgemahnten des Daimler-Werkes Bre¬ 
men ist nachvollziehbar und berechtigt. 
Sie hat den Finger in die Wunde einer 
einseitig und ungezügelt an Profitmaxi¬ 
mierung orientierten Konzernpolitik ge¬ 
legt. Der laute und öffentlichkeitswirk¬ 
same Protest dagegen ist notwendig und 
darf nicht Grundlage für Abmahnungen 
sein, die im Wiederholungsfall den Be¬ 
stand der Arbeitsverhältnisse in Frage 
stellen können. Wir fordern Daimler auf, 
alle Abmahnungen unverzüglich zurück¬ 
zunehmen. 

Pressemitteilung vom 10. Februar 2015 


Republikanischer 
Anwältinnen- und 
Anwälteverein e.V. 

RAV 


UZ: Bei Daimler in Bremen gab es im 
Dezember 2014 eine Aktion der Be¬ 
schäftigten gegen die Auslagerung der 
Logistik, an der sich über 1000 Kolle¬ 
gen beteiligt haben, woraufhin 761 Kol¬ 
legen abgemahnt wurden. Wie kam es 
dazu? 

Gerhard Kupfer: Es war eine von den 
Kollegen selber initiierte Aktion, die 
mehr oder weniger spontan war. Es 
gab vorher schon eine Arbeitsnieder¬ 
legung der Kollegen in der Logistik, 
wo knapp 140 Arbeitsplätze fremd 
vergeben werden sollen. Auch vor ein 
bis zwei Jahren gab es heftige Ausein¬ 
andersetzungen mit kleinen Streikak¬ 
tionen. .. es gibt also keine Ruhe in Sa¬ 
chen Fremdvergabe. 

Daimler hat ein bundesweites Sparpa¬ 
ket aufgelegt, das Fremdvergabe vor¬ 
sieht. Und Fremdvergabe heißt für 
uns immer: Werkverträge und Leih¬ 
arbeit - also Niedriglöhne. Das ist der 
Grund, warum wir mit allen Mitteln 
dagegen kämpfen. Wir sind die letz¬ 
ten, die in der Sparrunde dran sind 
und wir sind noch nicht durch. Da 
sind z.B. in Sindelfingen große Zuge¬ 
ständnisse gemacht worden, die wir in 
Bremen vehement ablehnen. Wir ha¬ 
ben dann auch versucht, Kontakt zu 
knüpfen zu anderen Werken, um den 
Kampf zu koordinieren, das ist uns 
aber leider nicht gelungen. Sie haben 
sich Stück für Stück ein Werk nach 
dem anderen geholt. 

UZ: Du sagst, sie hätten ein Sparpro¬ 
gramm aufgelegt. Nun hat Daimler- 
Chef Zetsche 2014 8,3 Millionen dafür 
bekommen, dass er den sogenannten 
operativen Gewinn um 27 Prozent 
auf 10,1 Milliarden gesteigert hat. Das 
klingt nicht gerade nach Spar zwang. 

Gerhard Kupfer: In der Autoindus¬ 
trie findet ein regelrechter Krieg 
statt, Daimler gegen BMW und Audi 
und da geht es um das, was sie Ren¬ 
dite nennen. Die muss ihrer Meinung 
nach bei mindestens zehn Prozent lie¬ 
gen und Daimler lag da etwas zurück, 
und hat nun irrsinnig aufgeholt. 

Das wird alles mit einer Aggres¬ 
sivität gemacht, die die Kollegen re¬ 
gelrecht vor die Hunde gehen lässt - 
körperlich und psychisch. Jetzt, wo sie 
an die zehn Prozent herankommen, 
ist bereits klar, dass BMW und Audi 
nachziehen. Das wird immer so weiter 
auf die Spitze getrieben. Dann reichen 
10 Prozent nicht mehr, dann müssen 
es 15 sein. 

Wir nennen es eigentlich ein Raub¬ 
programm, nicht „Sparprogramm“. Sie 
planen z.B. für das nächste Jahr 92 
Sonderschichten ein. Die Leute sind 
jetzt schon völlig ausgeblutet, von ih¬ 
rem Familienleben sollen sie sich wohl 
verabschieden. 

Der Markt ist völlig überfüllt mit 
Autos und jeder Wettbewerber haut 
Stückzahlen raus wie es nur geht, 
um die Nr. 1 zu werden. Da heißt es: 
„Nach mir die Sintflut“. 

Wenn man sich Statistiken an¬ 
schaut, dann werden Autos mit Rie¬ 
senrabatten verkauft. Da gibt es Ta¬ 
geszulassungen, die auf den Werksna¬ 
men laufen und dann als gebrauchte 
verkauft werden. Das ist Irrsinn, sie 
geben 25 Prozent Rabatt... und be¬ 
zahlen tun das alles die Kollegen. 

UZ: Und aktuell betrifft das Raubpro¬ 
gramm nur die Kollegen der Logistik? 

Gerhard Kupfer: 700 weitere Arbeits¬ 
plätze sind im Raubprogramm für die 
Auslagerung vorgesehen. Es geht 
mittlerweile auch nicht mehr nur um 
die sogenannten Dienstleistungen, 
wozu man die Logistik noch zählen 
kann, sondern es geht direkt an die 
Produktion ran. In den letzten Jahren 
wurden z.B. neue Teile - die im Werk 
noch nicht gebaut wurden - fremd 
vergeben, aber auch im Rohbau gibt 
es eine Fremdfirma, die Teile baut, die 
früher von uns gemacht wurden. 


UZ: Und wie reagiert die Belegschaft 
auf diese Pläne? 

Gerhard Kupfer: Ohne Schulterklop¬ 
fen betreiben zu wollen, unsere Be¬ 
legschaft zeichnet sich ein Stück weit 
dadurch aus, dass sie nicht nur auf den 
eigenen Arbeitsplatz schaut, sondern 
dass sie klar sieht, was für ein Trend 
dahinter steht: Billiglöhne und Leih¬ 
arbeit in den Betrieb zu holen. Und 
sie weiß, dass ihr das auf die Füße fal¬ 
len wird. 

Unsere Rechte, alles steht ja unter 
Druck, auch unsere Streikfähigkeit. 
Das merkt man, wenn man an einem 
Band steht, wo 30 oder 40 Prozent 
Leiharbeiter stehen. Da ist es dann 
sehr schwierig, für Streiks zu mobili¬ 
sieren. 

UZ: Was bedeutet es für die aktuell 
betroffenen Kollegen in der Logistik, 
wenn ihre Arbeitsplätze ausgelagert 
werden? 

Gerhard Kupfer: Da bei uns gerade 
die Stückzahlen hochgefahren wer¬ 
den, wurde den Kollegen angeboten, 
dass sie in anderen Bereichen Unter¬ 
kommen können. Gerade in der Lo¬ 
gistik arbeiten aber viele Kollegen, 



Gerhard Kupfer war 26 Jahre lang 
Betriebsrat bei Daimler Bremen und 
ist seit letztem Jahr in Rente 


die gesundheitlich eingeschränkt 
sind und gerade deshalb auf die Ar¬ 
beitsplätze in der Logistik gesetzt 
wurden. Die können schlicht und 
einfach nicht am Band arbeiten. Da 
schert sich aber Daimler bisher über¬ 
haupt nicht darum. Die wissen noch 
nicht wohin mit diesen Kollegen. Es 
wird also niemand gekündigt oder 
mit ausgegliedert, noch nicht. Das 
wird aber auch irgendwann kom¬ 
men. Die betroffenen Kollegen der 
Nachtschicht - wir haben eine Dau¬ 
ernachtschicht - sind zum Betriebs¬ 
rat marschiert, um sich darüber zu 
informieren, wie das alles gehen soll. 
Das haben sie dann dort gemacht, wo 
sonst die LKW rein- und rausfahren. 
Damit war natürlich erst einmal alles 
dicht. Dann sind sie durch die Hallen 
gezogen, haben die Leute mit raus¬ 
geholt, so dass eigentlich die ganze 
Schicht draußen war. Und aus Pro¬ 
test wurde beschlossen, nach Hau¬ 
se zu gehen, nachdem sie sich infor¬ 
miert hatten. 

UZ: Und wie gehen die Kollegen mit 
den Abmahnungen um? 

Gerhard Kupfer: Die 761 Abmahnun¬ 
gen wollten wir schon beim Guinness 
Buch der Rekorde melden. Wir sind 
nämlich nicht sicher, ob es schon ein¬ 
mal Abmahnungen in diesem Ausmaß 
gegeben hat. Die Werksleitung fährt 
jetzt jedenfalls einen sehr harten Kurs 
und ist nicht bereit, sie zurückzuneh¬ 
men. 

Wir machen öffentlichen Druck auf 
Daimler. In den Stadtteilen sammeln 


wir Unterschriften und auch in ande¬ 
ren Betrieben werden Unterschriften 
gesammelt. Wir haben jetzt über 70 
Grußadressen und Soliadressen aus 
der ganzen Welt bekommen. Das geht 
von Kuba, Mexiko bis nach Pakistan 
und Südafrika. Im Ausland sagen alle: 
Was ist da in Deutschland los mit eu¬ 
rem Streikrecht? 

Wir bilden außerdem einen Kreis 
von Juristen, die bereit sind, uns zu 
unterstützen, da sind auch einige 
namhafte dabei, die die Kollegen ver¬ 
treten wollen. Und ein Thema in die¬ 
ser rechtlichen Vertretung wird das 
Thema Streikrecht sein. Die Bundes¬ 
regierung ist ja deshalb schon vom 
Europarat ermahnt worden, weil das 
Streikrecht nicht entsprechend der 
europäischen Sozialcharta umgesetzt 
wird. 

Die Juristen wollen mit uns - wenn 
nötig - auch bis zur letzten Instanz, 
also bis zum Europäischen Gerichts¬ 
hof gehen. Wir haben da aber keine 
Illusionen was die Gerichtsbarkeit 
betrifft, deshalb werden wir das mit 
öffentlichem Druck begleiten. Wenn 
ein paar hundert Kollegen diese Kla¬ 
ge machen, dann wird der Druck auf 
Daimler sehr groß werden. 

UZ: Werdet ihr von eurer Gewerk¬ 
schaft, der IG Metall, dabei unter¬ 
stützt? 

Gerhard Kupfer: Die IG Metall un¬ 
terstützt uns in keiner Weise - absolut 
null, im Gegenteil. Volker Stahmann, 
der 1. Bevollmächtigte der IG Metall 
hat sich z. B. von den Kollegen distan¬ 
ziert. In der taz wird er mit den Worten 
zitiert, „Streik ist die falsche Strategie“ 
und dass er kein Freund sei von „fran¬ 
zösischen Verhältnissen“. 

Darüber gibt es eine Riesenwut 
der Kollegen, die in vielen Fällen mit 
Austritt gedroht haben. Wir steuern 
dagegen, weil wir sagen: Wir sind IG 
Metaller, es kann nicht sein, dass wir 
unsere eigene Organisation verlassen. 
Das ist unsere IG Metall und wir for¬ 
dern sie auch auf, sich dieser Sache 
anzunehmen. 

UZ: Wie geht ihr mit der aktuellen Ta¬ 
rifrunde um? 

Gerhard Kupfer: Ich sag es mal ganz 
offen, es war teilweise schon sehr 
schwierig die Kollegen - gerade die 
aus der Nachtschicht - für die offi¬ 
ziellen Warnstreiks zu mobilisieren, 
aber es ist dann doch mit Hängen 
und Würgen gegangen. Die Kolle¬ 
gen denken sich schon, dass bei den 
Angriffen auf uns, bei den Abmah¬ 
nungen, bei dem Versuch, Leihar¬ 
beit bei uns auszudehnen, nicht so 
getan werden darf, als sei das eine 
ganz normale Tarifrunde. Aber das 
tut die IG Metall. Die Kollegen sind 
mitgegangen und haben dann Trans¬ 
parente gegen die Abmahnungen ge¬ 
tragen. Also man merkt schon, dass 
der Schub von unten innerhalb der 
IG Metall da ist. 

Wir befürchten gerade ein biss¬ 
chen, dass es zu einem Deal kommt 
zwischen IG Metall und Werksleitung 
und dass man sagt: ihr nehmt die Ab¬ 
mahnungen zurück und wir akzeptie¬ 
ren das Raubpaket. Die Kollegen der 
Nachtschicht haben einhellig gesagt, 
dass das mit ihnen überhaupt nicht zu 
machen ist. Weder Sonderschichten, 
noch Fremdvergaben. 

Teilweise sagen sie wirklich, sie 
seien stolz auf die Abmahnungen. 
Einer hat es auf der Kundgebung so 
schön gesagt: Es gibt zwei Möglich¬ 
keiten, was man mit der Abmahnung 
machen kann, entweder sich damit 
den Arsch abzuwischen oder sie ein¬ 
zurahmen und an die Wand zu hän¬ 
gen, um den Enkeln zu vermitteln, 
was aufrechter Gang ist. 

Die überwiegende Mehrheit steht 
absolut zur Aktion und lässt sich nicht 
einschüchtern. 

Das Interview führte Lars Mörking 
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4000 VW’ler legen in Kassel die Arbeit nieder 

Bericht aus der Metallindustrie Nordhessen 



D ie IG Metall fordert für die 
115 000 Beschäftigten von Volks¬ 
wagen im Inland 5,5 Prozent 
Lohnerhöhung für die seit dem 4. Fe¬ 
bruar 2015 aufgenommenen Tarifver¬ 
handlungen. Ein erstes Angebot von 
2,2 Prozent seitens des Konzerns - in 
Anlehnung an die Tarifrunde der Me¬ 
tall- und Elektroindustrie der Fläche - 
kommentierte der VW-Gesamtbe- 
triebsratsvorsitzende Bernd Osterloh 
als „Frechheit 4 . 4 Dem ist vor dem Hin¬ 
tergrund, dass der VW-Gesamtkonzern 
von Rekord zu Rekord eilt, nichts mehr 
hinzuzufügen. 

Aber es geht in den Tarifverhand¬ 
lungen bei VW nicht nur um die Forde¬ 
rung nach 5,5 Prozent Lohnerhöhung, 
sondern auch um die berechtigte For¬ 
derung der IG Metall nach einer Auf¬ 
stockung der Ausbildungsplätze auf 
insgesamt 1 400. Die IG Metall fordert 
darüber hinaus einen Zukunftsplan 
nach „guter Arbeit 44 . In diesem Zu¬ 
kunftsplan sind u.a. die Fragestellung 
nach dem demographischen Wandel 
und die Minderung der Arbeitsbelas¬ 
tungen enthalten. 

Dies scheint auch dringend not¬ 
wendig zu sein. Die SDAJ Kassel stell¬ 
te nach einer Befragung von Drei¬ 
schichtlern vor der Haupt- und West¬ 
wache des VW Werks Kassel-Baunatal 
fest, dass 60 Prozent der Befragten über 
eine zunehmende Arbeitsbelastung 
und immer weniger Regenerationszei¬ 
ten klagen. Das Komponentenwerk in 
Kassel in dem u.a. das Direktschaltge¬ 
triebe (DSG), Abgasanlagen und Ka¬ 
rosserieteile hergestellt werden, hat 
prozentual die meisten Dreischichtar¬ 
beiter innerhalb der deutschen Werke. 
Bei VW in Kassel wird überwiegend im 
Kontischicht-Turnus (2x Früh-, 2x Spät- 
und 2x Nachtschicht, 2x Frei) und im 
Schichtmodell 5x8 minus RA (RA = 
Verhältnis zu 28,8 Stunden bzw. 4-Tage- 
woche) gearbeitet. Dazu kommt dann 
Mehrarbeit in Form von Samstagsfrüh¬ 
schicht und Sonntagsnachtschicht. 

Der Unmut über die steigende 
Mehrarbeit wächst. Das ambivalente 
Verhalten des Betriebsrates in dieser 
Frage machte sich dann auch in den 
Betriebsrats wählen bemerkbar. Zwar 
konnte die IG Metall mit 92,3 Prozent 
der Stimmen in etwa das Ergebnis von 
2010 halten, aber die Zahl der absolu- 


Die Monopolisten hatten den Start¬ 
schuss gegeben, Medien und Politik 
ziehen nach: Die Freihandelsabkom¬ 
men CETA (EU-Kanada) und TTIP 
(EU-USA) bedürfen dringend einer 
multimedialen Imagekampagne. Dass 
dafür auch zu eher ungewöhnlichen Ar¬ 
gumentationssträngen gegriffen werden 
muss, zeigt nicht nur Wirtschaftsminister 
und Vizekanzler Gabriel, der vom Kri¬ 
tiker der Freihandelsabkommen - siehe 
gemeinsames Positionspapier von DGB 
und Wirtschaftsministerium - zum flam¬ 
menden Befürworter und nun wieder 
zum Kritiker geworden ist. Als das Pa¬ 
pier von DGB und Wirtschaftsministe¬ 
rium zu TTIP im September 2014 ver¬ 
öffentlicht wurde, bezeichnete es Olaf 
Harms, Leiter der Kommission Betrieb 
und Gewerkschaft der DKP, gegenüber 
der UZ als „Nebelkerze 44 . Da diese of¬ 
fenbar schnell abgebrannt war, müssen 
nun ständig neue gezündet werden. 

Angesichts der starken Ablehnung 
der Freihandelsabkommen gerade in 
der deutschen Bevölkerung signali¬ 
siert Gabriel derzeit „Entgegenkom¬ 
men 44 in Sachen Schiedsgerichte, heißt 
es. Gleichzeitig verteufelt er diejenigen, 
die CETA und TTIP für nicht verhan¬ 
delbar halten und einen Stopp der Ver¬ 
handlungen fordern. 

Hilfswillig zeigt sich dabei unter an¬ 
deren die Redaktion von tagesschau.de. 
In einem Beitrag mit dem Titel „TTIP - 
doch nicht so schlimm? 44 setzt ein Jan 


ten Stimmen ging deutlich zurück, da 
die Wahlbeteiligung mit 69 Prozent auf 
ein historisches Rekordtief einbrach. 
Am Dienstag, den 17. Februar 2015 gin¬ 
gen dann bei VW Kassel in Baunatal 
gut 4 000 Arbeiterinnen und Arbeiter 
der Normal- und Frühschicht zu einer 
Informationskundgebung (im Moment 
herrscht noch die Friedenspflicht) vor 
die örtliche Hauptwache, um der For¬ 
derung nach 5,5 Prozent mehr Lohn 
Nachdruck zu verleihen. „Es ist eure 
Arbeit, die Volkswagen so erfolgreich 
macht 44 , sagte Betriebsratsvorsitzender 
Carsten Bätzold mit Hinweis auf zehn 
Millionen verkaufte Autos im Jahr 2014 
und 9,4 Milliarden Gewinn in den ers¬ 
ten neun Monaten. Zusätzlich zu ei¬ 
nem Lohnplus von 5,5 Prozent forderte 
Bätzold den Konzern auf, 2015 weitere 
Leiharbeiter in den Haustarifvertrag 
zu übernehmen. Aktuell beschäftigt 
das VW Werk Kassel rund 1 250 Leih¬ 
arbeiter über die VW-Tochter Autovi¬ 
sion. Bätzold sagte weiter: „Ich fordere 
Volkswagen auf: Schaffen Sie für diese 
Menschen eine Perspektive! 44 

Stellenabbau bei SMA 

Ein paar Kilometer weiter in Kas¬ 
sel-Niestetal spielt sich gerade bei 
dem Solartechnik-Hersteller SMA 


Gervert sich „kritisch 44 und vor allem 
sehr kreativ mit denTTIP-Kritikern und 
ihren Argumenten auseinander. 

Zum Vorwurf, die Verhandlungen 
zu den Freihandelsabkommen seien in¬ 
transparent, weiß er zu berichten, dass 


AG ein Drama ab, was die Region 
Nordhessen besonders hart treffen 
wird. Von den gut 3 100 Vollzeitstel¬ 
len am Stammsitz in Niestetal sollen 
bis Mitte dieses Jahres 1 300 Stellen 
gestrichen werden. 2014 war der Um¬ 
satz um gut 15 Prozent auf 790 Milli¬ 
onen Euro gesunken. Die Folge: ein 
Vorsteuerminus von bis zu 115 Mil¬ 
lionen Euro. Bereits 2013 hatte das 
Unternehmen einen Umsatzeinbruch 
von gut 36 Prozent sowie einen Ver¬ 
lust von fast 67 Millionen Euro hin¬ 
nehmen müssen. Die Entwicklung 
bei SMA ist hausgemacht. Zu lange 
verließ sich das Management auf die 
staatliche Solarförderung und mach¬ 
te keine Anstalten, die Produktpalet¬ 
te zu überdenken bzw. zu erneuern. 
SMA stellt u. a. Wechselrichter her, 
die Wärme in Energie transformie¬ 
ren. 

Leidtragende sind - wie eigentlich 
immer in solchen Fällen - die lohnab¬ 
hängigen Beschäftigten. Sie bezahlen 
mit ihrem Job für den jahrelang bei 
SMA betriebenen kapitalistischen 
Größenwahn und die eindimensi¬ 
onale Produktstrategie der Herren 
mit Schlips und Kragen in der Füh¬ 
rungsetage. Die örtlichen Agenturen 
für Arbeit in Nordhessen bereiten 


„Vorstandssitzungen von Greenpeace, 
der Linkspartei oder den Grünen 44 
ebenso wenig öffentlich seien wie die 
TTIP-Verhandlungen. Zu den Schieds¬ 
gerichten wiederholt er Gabriels alte 
Leier, die gäbe es ja schon. Richtig, des- 


sich nach eigener Aussage schon auf 
den kommenden Sommer vor, wenn 
dann ein Ansturm von ehemaligen 
SMA-Mitarbeiterinnen und Mitar¬ 
beitern bevorsteht. Nach Aussage ei¬ 
nes Mitarbeiters der Agentur für Ar¬ 
beit in Kassel, der nicht namentlich 
genannt werden möchte, „herrscht 
auf dem Arbeitsamt große Ratlosig¬ 
keit, da man mit einem solchen Stel¬ 
lenabbau nie gerechnet hätte ... man 
kann im Prinzip nur verwalten. 44 

Bei SMA gibt es zwar „Betriebs¬ 
räte 44 , aber innerhalb des Konzerns 
besteht eine gewerkschaftsfreie 
Zone, was bedeutet, dass die IG Me¬ 
tall dort so gut wie nicht existent ist. 
Diese Tatsache wird die Verhandlun¬ 
gen um Sozialpläne usw. erschwe¬ 
ren. Eine Sozialauswahl, geschwei¬ 
ge denn ein Interessenausgleich 
oder Sozialplan gibt es bis dato noch 
nicht. Es ist davon auszugehen, dass 
betriebsbedingte Kündigungen als 
kapitalistisches Mittel zu Entledi- 
gung der Menschen angewendet 
werden. In Kassel geht deshalb die 
Angst um. Gerade jetzt wäre harter 
und konsequenter Widerstand ge¬ 
genüber dem drastischen Stellenab¬ 
bau notwendig! 

Mirko Düsterdieck 


halb kann Vattenfall ja auch gegen den 
Atomausstieg auf Schadenersatz bzw. 
Profitausfall klagen. 

Und weil das noch nicht reicht, wird 
noch der deutsche Mittelstand beschwo¬ 
ren, ein absolutes Muss: „Weil dann vie¬ 
le Mittelständler, die vom Export leben, 
auch leichteren Marktzugang in den 
USA bekommen 44 . Als konkretes Bei¬ 
spiel wird dann die Zulassung von gel¬ 
ben und roten Blinkern bei Autos ange¬ 
führt - Autos bauen ist bekanntermaßen 
ein typischer Geschäftsbereich des deut¬ 
schen Mittelstandes. 

Um das Ganze abzurunden wird 
noch die gelbe Gefahr heraufbeschwo¬ 
ren: „Viele Kritiker fordern trotzdem: 
TTIP stoppen! Dann allerdings würden 
künftig nicht die EU und die USA die 
weltweiten Verbraucher-Standards set¬ 
zen, sondern andere Global Player zu¬ 
sammen mit den USA wie etwa China. 
Außerdem ist historisch betrachtet klar: 
Freier Handel sorgt für Frieden und 
Wohlstand. 44 Oha. 

Nur gut, dass wir die Öffentlich- 
Rechtlichen haben, sonst würden uns 
wichtige Lehren aus der Geschichte der 
Menschheit entgehen. 

Lars Mörking 

Der Beitrag „Mögliche Vorteile des Frei¬ 
handelsabkommens.TTIP-doch nicht 
so schlimm?“ ist unter http://www.ta- 
gesschau.de/wirtschaft/ttip-143.html 
abrufbar. 


Warum nicht mal 30 Stunden? 

Das aktuelle Heft des von der Hans- 
Böckler-Stiftung herausgegebenen 
Magazins Mitbestimmung befasst 
sich mit dem Thema „Arbeitszeit: 
Warum wir eine neue Debatte brau¬ 
chen 44 . Der Arbeitszeitforscher Ger¬ 
hard Bosch wirbt im Interview für 
eine verkürzte Normalarbeitszeit, al¬ 
lerdings ohne vollen Lohnausgleich: 
„Wenn in einer Paarbeziehung bei¬ 
de 30 Stunden arbeiten, ist das Ein¬ 
kommen nicht niedriger als mit einem 
Alleinverdiener. Aber es stimmt: Bei 
einem zu geringen Haushaltseinkom¬ 
men scheitert das Modell. 44 sagt Bosch. 
Weitere Themen der Mitbestimmung 
(Ausgabe 01+02/2015) sind u.a.: Ar¬ 
beit zum Nulltarif („Eine Milliar¬ 
de Überstunden bekommen die Ar¬ 
beitgeber in Deutschland jedes Jahr 
von den Beschäftigten geschenkt. 44 ), 
Hartz-Reformen, Arbeitszeittrends 
1980-2020, HBS-Studie zu Juniorpro¬ 
fessuren und Industrie 4.0. 

Quelle: Hans-Böckler-Stiftung 

ver.di verteidigt Mindestlohn 
vor Durchlöcherung 

„Gerade der CSU-Landesgruppe 
geht es nicht um Korrekturen 4 , son¬ 
dern darum, den Schutzcharakter des 
Mindestlohn-Gesetzes auszuhöhlen. 
Das schadet nicht nur den Beschäf¬ 
tigten, die dringend darauf angewie¬ 
sen sind, dass der Lohn auch zum Le¬ 
ben reicht, sondern setzt auch geset¬ 
zestreue Arbeitgeber unter Druck, 
deren Schmutzkonkurrenz sich durch 
Hungerlöhne unfaire Vorteile ver¬ 
schafft 44 sagte der ver.di-Vorsitzende 
Frank Bsirske vor der Sitzung des 
Koalitionsausschusses am vergange¬ 
nen Dienstag. Wer, wie die CSU-Lan- 
desgruppenchefin Gerda Hasselfeldt, 
Minijobs von der Pflicht zur Arbeits¬ 
zeitdokumentation ausnehmen wolle, 
versuche in Wahrheit, dauerhaft Ar¬ 
mutslöhne in Deutschland durchzu¬ 
setzen. 

„Mehr als 20 Jahre nach Einführung 
des Arbeitszeitgesetzes, das Arbeit¬ 
geber schon immer zur Einhaltung 
von Höchstarbeitszeiten, Pausen 
und Ruhezeiten verpflichtet, ist es 
völlig normal, Beginn und Ende der 
Arbeitszeit durch die Beschäftigten 
auf Stundenzetteln erfassen und ein¬ 
mal wöchentlich von den Vorgesetz¬ 
ten abzeichnen zu lassen 44 so Bsirske. 
„Gerade Minijobs waren nach dem 
Wegfall der wöchentlichen Höchst¬ 
stundenzahl im Zuge der Hartz- 
Gesetze ein Einfallstor für krasses 
Lohndumping. 44 

Quelle: ver.di 

„Stop TTIP“ erreicht 1,5 
Millionen Unterschriften 

Anlässlich der SPD-Konferenz zu 
TTIP und CETA mit SPD-Chef Sigmar 
Gabriel und EU-Handelskommissarin 
Cecilia Malmström am 23. Februar for¬ 
derten Kritiker und Kritikerinnen der 
Freihandelsabkommen Gabriel und 
Malmström auf, Bedenken der Bürge¬ 
rinnen und Bürger nicht länger herun¬ 
terzuspielen. 

„In nur vier Monaten haben 1,5 
Millionen Menschen die selbstorga¬ 
nisierte Europäische Bürgerinitiative 
Stop TTIP unterzeichnet - sie befürch¬ 
ten, dass TTIP und CETA Demokra¬ 
tieabbau und Lobbyismus begünsti¬ 
gen und zugleich Verbraucherschutz-, 
Umweltschutz- und Arbeitsrechts- 
Standards gefährden 44 , sagt Michael 
Efler, Mitglied im Stop TTIP-Bürge- 
rausschuss. 

„In der SPD selbst gibt es viele 
kritische Stimmen zu den Freihan¬ 
delsabkommen - statt sie zu ignorie¬ 
ren sollte Gabriel sich dafür einset- 
zen, dass CETA nicht ratifiziert wird 
und die SPD-Konventsbeschlüsse zu 
TTIP umgesetzt werden 44 , so Efler. 
Obwohl sich ein SPD-Parteikonvent 
im September 2014 kritisch zu regu¬ 
latorischer Kooperation und Inves- 
tor-Staat-Schiedsverfahren positio¬ 
niert hatte, treibt Sigmar Gabriel die 
Freihandelsabkommen weiter voran. 
Erst vor wenigen Tagen hatten Vertre¬ 
ter des linken SPD-Flügels eine Ab¬ 
lehnung von CETA und TTIP in der 
geplanten Form gefordert. 

Quelle: Stop TTIP 
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Ein Hubschrauber, der nicht fliegen darf 



U rsula von der Leyen (CDU) hat 
zugeschlagen: Sie will 8,5 Milli¬ 
arden Euro für 168 neue Hub¬ 
schrauber (NH90), darunter 18 Helikop¬ 
ter in der Marineversion MH90 („Sea 
Lion“). Sie schöpft offensichtlich aus 
dem Vollen, denn 2013 hatte Thomas de 
Maiziere (CDU), ihr Vorgänger, für den 
Kauf 430 Millionen weniger vorgesehen. 
Zwischenzeitlich hatte das Ministerium 
allerdings entdeckt, dass Ersatzteile und 
Zusatzgeräte für den MH90 bei der Be¬ 
stellung „vergessen“ worden waren. An 
den Zahlen wurde weiter geschraubt: 
Produzent Airbus bekommt 240 Millio¬ 
nen Euro mehr als die ursprünglich vor¬ 
gesehenen 8,46 Milliarden Euro für 202 
Hubschrauber. Manchmal ist weniger 
eben mehr. 

Das finanzielle Desaster wird durch 
technische Probleme bereichert: Die 18 
Marine-Hubschrauber sollten vornehm¬ 
lich im Bereich Nord- und Ostsee einge¬ 
setzt werden. Sie verfügen aber lediglich 
über die „Flugleistungsklasse 3“, so dass 
„der Betrieb über Gebieten mit schwie¬ 
rigen Umgebungsbedingungen nicht er¬ 
laubt“ ist. Damit verbietet sich ein Ein¬ 
satz über der Nordsee und in der Ostsee 
in Richtung Russland. Diese Erkennt¬ 
nis kommt nach „Spiegel“-Angaben 
aus dem Luftfahrtamt der Bundeswehr 
(LufABw). 

Dieses Amt, nicht zu verwechseln mit 
dem zivilen Amt in Braunschweig, hat 
seinen Sitz in Köln/Wahn. Es ist mit sei¬ 
ner „Zulassungs- und flugbetrieblichen 
Kompetenz“ zuständig für alle Aufgaben, 
„die im Zusammenhang mit einem siche¬ 
ren militärischen Flugbetrieb zu gewähr¬ 
leisten sind“. Das Amt hat erst kürzlich - 
zum 1. Januar 2015 - seine Aufgaben voll 
übernommen. Dazu zählt das „Prüf- und 
Zulassungswesen für Luftfahrzeuge, 
Luftfahrtgerät und Zusatzausrüstung 
der Bundeswehr.“ Das LufABw ist eine 
militärische Dienststelle, dem BMVg un¬ 
mittelbar nachgeordnet und dem Gene¬ 
ralinspekteur der Bundeswehr (General 
Volker Wieker) unterstellt. 

Die unzureichende Technik und die 
hinterlassenen finanzpolitischen Kra¬ 
ter, die den MH 90 „auszeichnen“, sind 
einzuordnen in die Neuausrichtung, die 
Einsatzbereitschaft und die Einsatzfä¬ 
higkeit der Bundeswehr. Der beschöni¬ 
gende Kernbegriff lautet nun „Einsatz¬ 


Mehrzweckhubschrauber NH90. 

armee“. Wieker: „Deutschland beteiligt 
sich an den maritimen Einsatzverbänden 
in der Ostsee.“ Dazu zählen drei Rotten 
Kampfflugzeuge, Awacs-Aufklärungs¬ 
flugzeuge und das deutsch-polnisch-dä¬ 
nische „Multinationale Korps Nordost“. 
Der „Feind“ steht wie bei den Nazis im 
Osten. Eine politische Aktualisierung 
über die nächsten umfassenden Aufga¬ 
ben der Bundeswehr wird das kommen¬ 
de „Weißbuch 2016“ liefern, für dessen 
Erarbeitung die Ministerin am 17. Feb¬ 
ruar den Startschuss gab. 

Zur neuen Ausrichtung der Bundes¬ 
wehr gehört, dass zwei voll ausgerüstete 
Brigaden im Auslandseinsatz stehen sol¬ 
len. Es bleiben sechs weitere Brigaden, 
allerdings ohne volle Ausstattung. Die 
FAZ hat Bedenken, dass bei einer „Mo¬ 
bilmachung“ - also bei der Vorbereitung 
auf den Kriegsfall - etwas schief gehen 
könnte. Die Bundeswehr bleibt aber 
auch ohne Mobilmachung im Krieg: 
nach Ende der Isaf-Mission wenigstens 
ein Jahr in Mazar-i-Sharif (Afghanistan), 
danach vermutlich in Kabul. Dazu be¬ 
darf es funktionsfähiger Hubschrauber. 
General Wieker hat keine Bedenken: 
„Die Modernisierung der Bundeswehr 
wird planmäßig fortgesetzt.“ Implemen¬ 
tiert wird sie in die neue „Speerspit¬ 
ze“ der NATO, in die weltweit agieren¬ 


de NATO Response Force (NRF) und 
„Very High Readiness Joint Task Force 
(VJFT). 

Die Techniker von der Erlaubnisbe¬ 
hörde haben den Militärs - und der Mi¬ 
nisterin - eine weitere rote Karte gezeigt: 
Der MH90 hat keine Start- und Lande¬ 
erlaubnis in dicht besiedeltem Gebiet. In 
Hamburg wohnen 2 312 Einwohner pro 
qkm. In den Marinestützpunkten Kiel 
oder Wilhelmshaven liegt sie zwar etwas 
niedriger. Es gilt aber noch immer „dicht 
besiedelt“. 


8,5 Mrd. Euro für den 
Krieg. Von der Leyen ordert 
Hubschrauber en gros. 

Und noch eine rote Karte: Der MH90 
sollte auch für medizinische Noteinsätze 
geflogen werden. Deshalb ist er mit ei¬ 
ner Rettungswinde ausgestattet. Daran 
darf aber nicht in jedem Notfall gekur¬ 
belt werden. 

Das Ministerium argumentiert ge¬ 
gen die Warnungen des Luftfahrtamtes 
wie die Frisur seiner Chefin: betonhart. 
In einer Stellungnahme heißt es: „Na¬ 
türlich wird der ,Sea Lion’ alle Fähig¬ 
keiten haben, um im Seeflug und als 
Rettungshubschrauber eingesetzt zu 
werden.“ Gleichzeitig wird auf „zahl¬ 


reiche Tests und Überprüfungen“ ver¬ 
wiesen, die noch durchzuführen seien. 
Der Militärisch-Industrielle Komplex 
(MIK) scheint sich einig zu sein, denn 
Wolfgang Schoder, Chief Executive 
Officer (CEO) von Lieferant Airbus 
Helicopters Deutschland, pflichtet in 
der „Welt“ bei: „Der ,Sea Lion 4 wird 
selbstverständlich in Nord- und Ostsee 
auch im Such- und Rettungseinsatz ein¬ 
gesetzt werden können. Die dazu not¬ 
wendigen Verfahren werden wie üblich 
im Rahmen der Truppenerprobung bei 
der Bundeswehr erfolgen.“ Kontrapro¬ 
duktiv ist allerdings eine entgegenge¬ 
setzte Darstellung - ebenfalls aus der 
„Welt“: „Airbus empfahl jetzt, den 
Flugbetrieb mit dem Pannenhelikop¬ 
ter NH90 aus Sicherheitsgründen vor¬ 
läufig auszusetzen.“ Dem stimmte auch 
die Bundeswehr aus Sicherheitsgrün¬ 
den zumindest für den Routineflugbe¬ 
trieb zu. Ursache: Wegen eines „De¬ 
signfehlers der Feuerlöschanlage am 
Triebwerk“ könne es zu Kurzschlüssen 
kommen. Anlass: InTermes (Usbekis¬ 
tan) war im Juni 2014 das Triebwerk ei¬ 
nes NH90 der Bundeswehr explodiert. 
Beschwichtigung: Das sei ein Einzelfall. 
Bleibt die Frage, warum gleich alle 35 
Hubschrauber der Marke NH90 über¬ 
prüft wurden. 


Die Kollateralschäden bei der Be¬ 
schaffung neuer Hubschrauber haben 
im „Bundesverteidigungsminsterium“ 
(BMVg) Tradition - unabhängig von den 
Farben der jeweiligen Bundesregierung. 
Die Fehlbuchungen gehen zurück bis 
Franz Josef Strauß (CSU), erster Fach¬ 
minister, der bei Lockheed Corporation 
den vielfach fluguntauglichen Starfighter 
orderte und billigend in Kauf nahm, dass 
sich 269 der „fliegenden Särge“ ohne jede 
Feindberührung in den Boden rammten. 
Dabei starben 116 Bundeswehrpiloten. 
Mit einer Geschwindigkeit von mehr als 
Mach 2 (2260 km/std) sollten die insge¬ 
samt 916 Starfighter eigentlich die mili¬ 
tärische Überlegenheit gegenüber dem 
sowjetischen Bomber Mjassischtschew 
M-50 demonstrieren. Die Anschaffung 
war allerdings ein „Schuss in den Ofen“, 
denn statt auf die Bomber setzte die So¬ 
wjetunion auf Interkontinentalraketen. 
Schon vorher hatte sich die North Ame¬ 
rican F-86 in Korea der sowjetischen 
MiG-15 unterlegen gezeigt. An der Be¬ 
schaffung des Starfighters - statt anderer 
besserer Modelle - klebt bis heute das 
Wort „Korruption“. 

Zurück zur Gegenwart: Die Bundes¬ 
wehr (oder: die CDU/CSU/SPD-Bun- 
desregierung) will die militärische und 
politische „Führungsverantwortung“ in 
Europa in Anspruch nehmen. Das geht 
nicht mit einem flugunfähigen Schrott¬ 
haufen. Florian Hahn, der Militärspre¬ 
cher der CSU, hat die Katze aus dem, 
Sack gelassen: Sofort sei eine „Investiti¬ 
onswende im Verteidigungsbereich mit 
zusätzlichen Mitteln von rund 10 Mil¬ 
liarden Euro“ geboten. Dieser Betrag 
solle dann bis 2021 durch Haushaltsstei¬ 
gerungen auf 36 Milliarden angehoben 
werden. 

Der Bundestag kommt in dieser Wo¬ 
che Mittwoch, Donnerstag und Freitag 
zu einer Plenarsitzung zusammen. Die 
Bundeswehr steht mehrfach auf der Ta¬ 
gesordnung. Die Vorlage der Ministerin 
wurde von der Bundestagsverwaltung 
nicht ihres Geheimstatus’ beraubt. Das 
Ergebnis der Beratung lag bei Redakti¬ 
onsschluss noch nicht vor. Die Bundes¬ 
tagsabgeordneten von CDU und CSU, 
SPD und Grünen sowie von „Die Linke“ 
dürften inzwischen wissen, wie sie über 
den Deal zwischen der Ministerin und 
Airbus abgestimmt haben. Uwe Koopmann 


Armut auf Höchststand 

Studie belegt sprunghaften Anstieg 


Armutsquote nach Bundesländern seit 2010 

(Quelle: „Die zerklüftete Republik“) 


Deutschland 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Brandenburg 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Mecklenburg-Vorpommern 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Schleswig-Holstein 

Thüringen 


2010 

2011 

2012 

2013 


15,0 

15,0 

15,5 

11,0 

11,1 

11,1 

11,4 

10,8 

11,1 

11,0 

11,3 

19,2 

20,6 

20,8 

21,4 

16,3 

16,8 

18,1 

17,7 

21,1 

22,0 

22,9 

24,6 

13,3 

H ,7 

14,8 

16,9 

12,1 

12,8 

13,3 

13,7 

22,4 

22,1 

22,8 

23,6 

15,3 

15,5 

15,7 

16,1 

15,4 

16,4 

16,3 

17,1 

14,8 

15,1 

14,6 

15,4 

H ,3 

15,2 

15,4 

17,1 

19,4 

19,5 

18,8 

18,8 

19,8 

20,6 

21,1 

20,9 

13,8 

13,6 

13,8 

14,0 

17,6 

16,7 

16,8 

18,0 


Die Armut in Deutschland nimmt wei¬ 
ter zu, berichtet der Paritätische Wohl¬ 
fahrtsverband. Nach Veröffentlichung 
seines Armutsberichtes „Die zerklüfte¬ 
te Republik“ schlagen auch andere So¬ 
zialverbände Alarm. Sie fordern einen 
nationalen Aktionsplan zur Armutsbe¬ 
kämpfung sowie einen rigorosen steu¬ 
erpolitischen Kurswechsel. 

Die Armutsquote habe in Deutsch¬ 
land mit 15,5 Prozent (das sind 12,5 
Millionen Menschen) ein neues Re¬ 
kordhoch erreicht. Dabei sei die Armut 
in 13 der 16 Bundesländer flächende¬ 
ckend angestiegen. Nur Sachsen-Anhalt 
und Brandenburg verzeichneten einen 
Rückgang, wobei deren Armutsquote 
immer noch auf einem hohen Niveau 
liegt. Besonders schlecht entwickelten 
sich aber das Ruhrgebiet, Bremen, Ber¬ 
lin und Mecklenburg-Vorpommern. Als 
neue Problemregion könnte sich dem 
Bericht zufolge neben dem Ruhrgebiet 
in Nordrhein-Westfalen auch der Groß¬ 
raum Köln entpuppen. Dort leben mehr 
als fünf Millionen Menschen und seit 
2006 sei dort die Armut um 31 Prozent 
gestiegen. 

Erwerbslose, Alleinerziehende, Kin¬ 
der und Rentner sind besonders von der 
Armut betroffen. Fast jeder zweite Al¬ 
leinerziehende und rund 60 Prozent der 
Erwerbslosen leben in Armut. Fast jedes 
fünfte Kind wächst in Armut auf - eben¬ 
falls ein Höchststand seit 2006. Viermal 
so stark wie der Durchschnitt sei die 
Zahl der armen Rentner seit 2006 gestie¬ 


gen; keine andere Bevölkerungsgruppe 
zeige eine so rasante Armutsentwick- 
lung. 

Als arm gilt, wer weniger als 60 Pro¬ 
zent des bedarfsgewichteten Median- 
Einkommens zur Verfügung hat. Die so 
errechnete Armutsgefährdungsgrenze 
lag 2013 für einen Single-Haushalt bei 
892 Euro. Für Familien mit zwei Erwach¬ 
senen und zwei Kindern unter 14 Jahren 
lag sie bei 1 873 Euro. 

Im Wahljahr 2013 hatte die Bun¬ 
desregierung noch behauptet, die Ein¬ 


kommensschere in Deutschland schlie¬ 
ße sich wieder. Doch das Gegenteil ist 
der Fall (UZ berichtete). Sie habe da¬ 
mals ebenso behauptet, die Armut sei 
„in den letzten Jahren im Großen und 
Ganzen relativ konstant geblieben 44 , 
heißt es in dem Bericht. Doch auch 
hier ist das Gegenteil der Fall: Lag 2006 
die Armutsquote noch bei 14 Prozent, 
stieg sie danach schrittweise an, wurde 
in den Jahren 2010 und 2012 lediglich 
gebremst, „aber weder gestoppt noch 
umgedreht“ 


Politisch alarmierend dürfte eben¬ 
so sein, heißt es in dem Bericht weiter, 
dass sich „Arbeitslosenzahlen und Ar¬ 
mutsquoten in ihrer Entwicklung nicht 
nur abgekoppelt haben, sondern sich im 
Trend geradezu entgegengesetzt entwi¬ 
ckeln“. Während die Zahl der Arbeits¬ 
losen seit 2006 gefallen sei, sei die Ar¬ 
mutsquote gestiegen. Der Grund dafür 
sei die wachsende Zahl an Menschen 
„im Niedriglohnsektor und in prekä¬ 
ren Beschäftigungs- und nicht aus¬ 
kömmlichen Teilzeitbeschäftigungsver¬ 
hältnissen“. Ein anderer Punkt sei die 
Zwei-Klas- 
sen-Ar- 
beits- 
marktpoli- 
tik, die sich 
vor allem auf die gut vermittelbaren Ar¬ 
beitslosen konzentriere und alle ande¬ 
ren vernachlässige. 

Als armutspolitischen Erdrutsch be- 
zeichnete Ulrich Schneider, Hauptge¬ 
schäftsführer des Paritätischen Gesamt¬ 
verbandes, die wachsende Armut unter 
Rentnern. Diese Gruppe sei seit 2006 
um 48 Prozent gewachsen und in diesem 
Jahr werde sie erstmals über dem bun¬ 
desdeutschen Durchschnitt liegen, pro¬ 
gnostiziert er. „Arbeitslosigkeit, Nied¬ 
riglöhne und prekäre Beschäftigung 
schlagen sich zunehmend in niedrigen 
Rentenansprüchen nieder“, sagte Wolf¬ 
ram Friedersdorff, Präsident der Volks¬ 
solidarität. Gleichzeitig habe der Kurs 
auf Privatisierung der Alterssicherung, 


verbunden mit einer deutlichen Absen¬ 
kung des Leistungsniveaus in der gesetz¬ 
lichen Rente, spürbare Auswirkungen in 
den Alterseinkünften. 

„Der deutliche Anstieg der Armut 
bei Alleinerziehenden und bei Rent¬ 
nern ist eine klare Warnung an die Po¬ 
litik und Aufforderung, endlich zu han¬ 
deln“ erklärte Friedersdorff weiter. Es 
könne nicht sein, dass wichtige Familien¬ 
leistungen wie Kindergeld, Elterngeld 
oder Unterhaltsvorauszahlungen gera¬ 
de bei den ärmsten Eltern, die auf Hartz 
IV angewiesen sind, vollständig auf das 
Einkom¬ 
men an¬ 
gerechnet 
werden, 
sagte er. 
Wenn hier nicht das Dogma der Ge¬ 
setzessystematik durchbrochen werde, 
bleibe es bei schönen Sonntagsreden 
und Klagen über Kinder- und Jugend¬ 
armut. 

Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
fordert ein umfassendes Maßnahmebün¬ 
del zur Armutsbekämpfung. Neben ei¬ 
ner deutlichen Erhöhung der Hartz-IV- 
Regelsätze seien insbesondere Refor¬ 
men des Familienlastenausgleichs und 
der Altersgrundsicherung erforderlich, 
um Armut wirksam vorzubeugen. Dafür 
müsse allerdings ein rigoroser steuerpo¬ 
litischer Kurswechsel eingeleitet werden, 
der große Vermögen und Einkommen 
stärker als bisher zur Finanzierung des 
Sozialstaats heranzieht. Bernd Müller 


Besonders betroffen: Erwerbslose, 
Alleinerziehende, Kinder und Rentner 
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Menschenunwürdige Zustände 

Angriffe auf Flüchtlinge steigen deutlich an 



Ungarisch-Serbische Grenze. Offiziere untersuchen Kleidungsstücke am Grenzzaun - auf der 
Suche nach illegalen Grenzüberschreitern. 


Z unehmend kommt es in der Bun¬ 
desrepublik zu weiteren Ausfällen 
und Stimmungsmache gegen Men¬ 
schen, die Asyl in Deutschland suchen. 
Während Teile der etablierten Politik 
und Medien einen Massenansturm von 
Flüchtlingen herbeifabulieren, fühlen 
sich extreme Rechte in ihrer rassisti¬ 
schen Politik bestätigt. 

Fernab der Aufmärsche von loka¬ 
len „Pegida“-Ablegern in verschiede¬ 
nen Städten mehren sich mittlerweile 
Angriffe von Neonazis auf Flüchtlinge 
und deren Unterkünfte. In Nordrhein- 
Westfalen sei die Anzahl der Straftaten 
gegen Asylbewerberheime „auffallend“ 
angestiegen, wusste etwa der dortige 
Landesinnenminister Ralf Jäger (SPD) 
jüngst zu berichten. Von der Polizei wur¬ 
den 2014 alleine in Nordrhein-Westfa¬ 
len insgesamt 892 sogenannte fremden¬ 
feindliche Straftaten registriert. Die 
Dunkelziffer dürfte jedoch höher liegen. 

Vor allem Neofaschisten aus der 
Partei „Die Rechte“ hatten in den ver¬ 
gangenen Wochen für Aufsehen gesorgt, 
da sie vor eine Flüchtlingsunterkunft in 
Dortmund gezogen waren, dort „Aus¬ 
länder raus“ skandierten und Böller ge¬ 
zündet haben sollen. Während die Poli¬ 
zei in Dortmund Ermittlungsverfahren 


„Organisatoren des Terrors 
bekämpfen“ 


eingeleitet hat, ermitteln auch die Aa¬ 
chener Beamten aktuell gegen fünf Per¬ 
sonen, denen vorgeworfen wird, bereits 
am 27. Januar im rheinischen Wasenberg 
eine Gruppe von drei Flüchtlingen un¬ 
ter anderem mit Schlagstöcken malträ¬ 
tiert und dabei „Heil Hitler“ gerufen zu 
haben. Zu ähnlichen Attacken war es 
auch Ende Januar in Köln gekommen, 
wie das Innenministerium nun bekannt 
gab. Dort attackierten Jugendliche eine 
Flüchtlingseinrichtung und skandierten 
ebenfalls volksverhetzende Parolen wie 
etwa „verbrenn 4 mal einer die Scheiß- 
Zigeuner“. 


Anlässlich der zunehmenden Auf¬ 
märsche von Rassisten in NRW warn¬ 
te Mischa Aschmoneit, Sprecher der 
Interventionistischen Linken Düssel¬ 
dorf-See Red!, kürzlich vor weiteren 
Gewaltaktionen von Rassisten und Na¬ 
zis. „Die Rechten sprechen das an Ras¬ 
sismus und Sozialchauvinismus offen 
aus, was zu viele Menschen in diesem 
Land denken. Und bereits jetzt brennen 
fast täglich Unterkünfte von Flüchtlin¬ 
gen, zum Glück sind die meisten noch 
nicht bewohnt gewesen“, so Aschmon¬ 
eit. Wer nicht wolle, dass „sich morgen 
noch mehr rechter Terror breit macht, 
muss heute die Organisatoren des Ter¬ 
rors bekämpfen“. Dazu gehöre auch, 
dass ihnen das Darstellungs- und Re¬ 
krutierungsfeld in Form ihrer Aufmär¬ 


sche genommen werde, so der Antifa¬ 
schist weiter. 

Auch in Mecklenburg-Vorpommern 
hat sich 2014 im Vergleich zum Vorjahr 
die Anzahl rassistischer Straftaten ver¬ 
doppelt. „Die Sicherheitsbehörden in 
unserem Land sind genauso wenig auf 
dem rechten Auge blind, wie sie auf 
dem linken Ohr nicht taub sind“, wies 
der dortige Innenminister Lorenz Caf- 
fier (CDU) lauter werdende Kritik an 
seiner Behörde zurück. 

Ungeachtet der Angriffe von Neo¬ 
nazis und Rassisten auf Flüchtlinge, 
stellt sich auch die Lebenssituation der 
Betroffenen vielerorts menschenun¬ 
würdig dar. Kritik an der Situation der 
Flüchtlinge in Sachsen übte jüngst etwa 
die Linkspartei-Landtagsabgeordne¬ 


te Juliane Nagel, die 
Sprecherin für Flücht¬ 
lings- und Migrations¬ 
politik ihrer Fraktion 
ist. „Die wohlklingen¬ 
den Versprechungen, 
für eine bessere Koor¬ 
dination und Kommu¬ 
nikation bei Aufnahme 
und Unterbringung von 
Flüchtlingen in Sachsen 
zu sorgen, sind bis dato 
nicht erfüllt worden“, so 
Nagel. So seien die kom¬ 
munalen Spitzengremi¬ 
en zu Recht erzürnt über 
das Agieren des zustän¬ 
digen Ministers Markus 
Ulbig (CDU). „Anstatt 
sich zusammenzuset¬ 
zen und auf Augenhöhe 
nach Problemlösungen 
zu suchen, handelt das 
Innenministerium plan- 
und ziellos“, so Nagels 
Kritik. Während landes¬ 
weit Liegenschaften leer 
stünden, würden wie in 
Schneeberg von heute 
auf morgen Turnhallen 
für die Unterbringung 
von Asylsuchenden um¬ 
genutzt, so die Landtagsabgeordnete. 
Dies seien jedoch keine würdigen Auf¬ 
nahmebedingungen für Menschen, die 
vor Krieg und Verfolgung geflohen sind. 

Durch den Mangel an Erstaufnah- 
me-Kapazitäten und die Überlastung 
der Mitarbeiter des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) sei 
zudem der ordnungsgemäße Ablauf der 
Asylverfahren bedroht. „Viele Flücht¬ 
linge sind aus der Erstaufnahme in 
Chemnitz den Kommunen zugewiesen 
worden, ohne dass sie über ihre Flucht¬ 
gründe befragt wurden“, berichtete Na¬ 
gel weiter. 

Die Linksfraktion in Sachsen kün¬ 
digte an, verstärkt für die Solidarität mit 
Flüchtlingen werben zu wollen. 

Markus Bernhardt 


Abgang eines Brandstifters 

Neuköllner Bezirksbürgermeister Buschkowsky tritt ab 


Ein Bezirksbürgermeister geht in den 
Ruhestand. Für sich genommen ist die¬ 
ser Umstand höchstens eine Randno¬ 
tiz in der Berliner Presselandschaft, 
denn meistens sind die Berliner Be¬ 
zirksbürgermeister nicht sonderlich 
bekannt. Das ist mit Heinz Busch¬ 
kowsky, Bezirksbürgermeister von 
Neukölln, anders. „Genosse Klartext 
tritt ab“ titulierte eine Berliner Tages¬ 
zeitung den Abgang. „Genosse“, weil 
er Mitglied der SPD ist und „Klartext“, 
weil er ein Freund der deutlichen un¬ 
verschlüsselten und leicht verständli¬ 
chen Worte sei. Zahlreiche Tageszei¬ 
tungen berichten mit ähnlichen Be¬ 
schreibungen. Auch die Neuköllner 
SPD zollt ihrem Parteimitglied „Res¬ 
pekt und Anerkennung“ und hebt sei¬ 
ne Verdienste für die Benennung von 
„Defiziten in der Integrationspolitik“ 
hervor. Seine klaren Worte und seine 
Bodenhaftung hätten dazu beigetra¬ 
gen, dass „gesellschafts- und integra¬ 
tionspolitische Fragestellungen neu 
debattiert wurden“. Dem aufmerk¬ 
samen Beobachter der Tagespolitik 
ist sicherlich in Erinnerung, dass der 
größte Raubbau an Sozialleistungen 
seit dem Ende des zweiten Weltkrieges 
durch die von der SPD beschlossenen 
„Hartz-Reformen“ vollzogen wurde. 
Heute ist unstrittig, dass dieser sozi¬ 
ale Kahlschlag nicht nur die Schere 
zwischen Arm und Reich weiter öff¬ 
nete, sondern Armut - gerade in Ber¬ 
lin - immer mehr zum sichtbaren Um¬ 
stand dieser Gesellschaft zählt. Inzwi¬ 
schen versucht die SPD selbst einige 
dieser Reformen zu reformieren, was 
den Umstand nicht besser macht. Im 
folgenden geben wir einige Beispiele 
aus Buschkowskys Gedankenwelt. 


Armut gibt es nicht 

Buschkowsky hat sein eigenes Welt¬ 
bild geschaffen, ganz im neoliberale 
Mainstream ist auch er der Meinung, 
dass jeder seines Glückes Schmied ist: 
„Schau dich um, diese Gesellschaft 
hält auch für dich einen Platz bereit, 
nimm ihn ein und ergreife die Chan¬ 
cen, die das Leben dir in diesem Land 
bietet.“ Auch wenn einem das Geld 
für entsprechende Werke zu schade 
ist, sind die Veröffentlichungen vom 
Genossen Klartext, oder „Big B“ wie 
er sich laut Pressemeldungen auch ger¬ 
ne nennen lässt, entlarvend und daher 
jedem als Lektüre empfohlen. Armut 
gibt es für Buschkowsky nicht, denn 
„Armut ist heute Konsumrückstand 


Die Logik des Stammtisches 


(...). Die Maßstäbe haben sich verän¬ 
dert: Mir geht es nicht schlecht, weil 
ich arm und krank bin, sondern weil 
es meinem Nachbarn bessergeht.“ Nur 
ein Drittel der Hartz IV Bezieher sind 
auch wirklich arm, das sagte ihm eine 
Erzieherin aus einer Kita und die muss 
es ja wissen, denn schließlich hat eine 
Erzieherin die Arbeitslosen insgesamt 
im Blick. Dass es aber stimmt, kann 
Big B auch belegen, denn wenn Hartz 
IV-Bezieher wirklich arm wären, dann 
„müsste dies zu einer Vielzahl an frei¬ 
en Parkplätzen in Neukölln führen.“ 
Die Logik eines Stammtisches, wird 
hier zur Wahrheit gekürt. Genau so 
sieht sein Argumentationsmuster aus. 
Buschkowsky fragt nicht nur die Er¬ 
zieherin, auch den Lehrer oder den 
Kripo-Beamten, das sind seine Be¬ 
lege. Dass selbst Wirtschaftsinstitute, 


die nicht unbedingt als Kampforga¬ 
nisationen für soziale Gerechtigkeit 
gelten, inzwischen Studien herausge¬ 
geben haben, die anderes belegen und 
man Einzelfälle nicht verallgemeinern 
darf, lässt er nicht gelten: „Das ist eben 
die Lebenslüge!“ Und wenn Big B Er¬ 
kenntnis mal zulässt, dann sieht sie so 
aus: „Die Kinder leben in Armut, aber 
darunter ist nicht die finanzielle Situ¬ 
ation zu verstehen, sondern die Erzie- 
hungs- und Bildungsarmut.“ 

Schüren von 

rassistischen Vorurteilen 

Diese sozialfeindliche Demagogie al¬ 
leine wäre schon Grund genug den Ab¬ 
gang von Big B zu beklatschen. Doch 
Buschkowsky paart diese mit rassisti¬ 
schen Vorurteilen. Dass es Hartz IV- 
Beziehern zu gut geht, wird verbun¬ 
den mit Beispielen wie, dem Fall „ei¬ 
nes Kölner Imam im Frühjahr 2012“ 
der beeindruckend belegte, dass die¬ 
sem „als Hartz IV Bezieher ein Leben 
mit Häuschen, Garten und Mercedes“ 
ermöglicht werden kann. 

Der Sozialbetrug hat seiner Ansicht 
nach System in diesem Land. Seine Bei¬ 
spiele werden fast durchweg immer in 
Verbindung mit Migranten und Krimi¬ 
nalität gebracht. „Mit den Afrikanern 
ist noch mehr Brutalität, Drogen- und 
Alkoholmissbrauch eingezogen. Af¬ 
rikanische Männer sitzen zu Hause, 
sehen fern, spielen, telefonieren und 
trinken.“ Oder es sind „(...) arabische 
Großclans, die zu einem erheblichen 
Anteil in die organisierte Kriminalität 
verstrickt sind (...)“. 

Hier treibt er die Verallgemei¬ 
nerungen auf die Spitze. Es geht um 
„die“ Araber, „die“ Türken oder „die“ 


Afrikaner. Integration ist für ihn ein 
Kampfbegriff. „Wir“ die guten Deut¬ 
schen, „Ihr“ die Gefahr und Bedro¬ 
hung unserer Gesellschaft: „Wir erzie¬ 
hen unsere Kinder zur Gewaltlosigkeit. 
Wir ächten Gewalt in der Begegnung 
und bringen das unserem Nachwuchs 
bei. Andere [die Migranten, R.P] brin¬ 
gen ihren Jungs bei, stark, tapfer und 
kampfesmutig zu sein.“ „Wir“ werden 
mit Problemen konfrontiert, für die 
„Ihr“ verantwortlich seid. Das ist die 
Botschaft, die sich hinter Buschkows¬ 
kys Aussagen verbirgt. 

Geistige Brandstifer 

Der SPD-Fraktionsvorsitzende im 
Berliner Abgeordnetenhaus, Saleh, fa¬ 
bulierte vor ein paar Wochen auf der 
Klausurtagung seiner Fraktion über die 
Gefährlichkeit von geistiger „Brand¬ 
stiftung an den Grundmauern unserer 
Demokratie“ und meinte Pegida & Co. 
Zum Abgang Buschowskys sagt Saleh, 
dass er sich freue, „dass die Partei ge¬ 
lernt hat, ihm zuzuhören.“ Dabei saßen 
mit Sarrazin und Buschkowsky zwei 
Brandstifter jahrelang an exponierter 
Stelle in der SPD oder der Politik. 

Das Auftreten von Buschkows¬ 
ky und seine Argumentation spielen 
mit diffusen Ängsten. Wohl dosiert 
und leicht verständlich werden durch 
die soziale Demagogie Vorurteile ge¬ 
schürt. Damit ist ein Buschkowsky ge¬ 
fährlicher als ein abgehobener Sarra¬ 
zin, da er quasi mit Volkes Stimme da¬ 
herkommt. Buschkowsky ist einer der 
Wegbereiter rassistischer Vorurteile 
gegen Minderheiten, welche sich jetzt 
in anderen Formen wie der AfD oder 
Pegida manifestiert oder Bahn gebro¬ 
chen haben. Rainer Perschewski 


Angriff auf 

muslimische Studentin 

Wie erst jetzt bekannt wurde, war 
eine 21-jährige Muslimin am späten 
Nachmittag des 9. Februars in Kai¬ 
serslautern auf der Strecke zwischen 
Universitätsmensa und Davenport- 
platz attackiert worden und hatte 
dabei das Bewusstsein verloren. Die 
Maschinenbau-Studentin hatte sich 
kurz davor von einer Freundin ver¬ 
abschiedet und befand sich auf dem 
Weg nach Hause. Was danach gesche¬ 
hen ist, bleibt noch im Unklaren. Als 
die junge Frau wieder aufwachte, fand 
sie ihr Kopftuch heruntergerissen und 
Teile ihrer Kleidung in Alkohol ge¬ 
tränkt. Ein Zeuge aus der naheliegen¬ 
den Fahrschule beschrieb sie als dar¬ 
aufhin orientierungslos umherirrend. 

Die Studentin steht noch unter 
Schock und erinnert sich nur noch 
an die plötzliche Gewalteinwirkung. 
Untersuchungen im Krankenhaus er¬ 
gaben, dass sie eine Gehirnerschütte¬ 
rung und Amnesie erlitten hat. Der 
Vater berichtet: „Wir gingen zur Po¬ 
lizei, aber fühlten uns von den dienst¬ 
habenden Beamtinnen nicht ernstge¬ 
nommen. Eine meinte, dass unsere 
Tochter vielleicht etwas zu viel ge¬ 
trunken habe. Angesichts der Tatsa¬ 
che, dass wir offenkundig praktizie¬ 
rende Muslime sind, hat mich diese 
Aussage mehr als verwundert.“ 

„Unsere klar artikulierte Sorge, 
dass doch zumindest der Verdacht 
bestehen müsse, dass es sich um ei¬ 
nen Angriff aufgrund ihres äußerli¬ 
chen Erscheinungsbildes als Mus¬ 
limin handeln könnte, wurde da¬ 
mit abgetan, dass sie auch einfach 
auf den Kopf gefallen sein könnte“, 
sagt die Mutter fassungslos. „Unse¬ 
rer Tochter ist am helllichten Tag et¬ 
was widerfahren, wir verlangen dass 
der oder die Täter ermittelt und der 
Fall aufgeklärt wird und sind dank¬ 
bar für jede Zeugenaussage“, so die 
Eltern weiter. „Leider müssen wir in 
jüngster Zeit vermehrt Angriffe auf 
muslimische Frauen, insbesondere 
auch aus dem akademischen Milieu, 
verzeichnen. Wenige von den Frauen, 
die Opfer von Gewalt geworden sind, 
gehen offensiv mit ihren Erlebnissen 
um. Viele versuchen, die Übergriffe 
zu verdrängen, weil sie das Berichten 
darüber als wiederholte Demütigung 
empfinden. 

Wir werden weiterhin die betrof¬ 
fenen Frauen dazu ermutigen, ihre 
Fälle publik zu machen und fordern 
vonseiten der Politik und Gesell¬ 
schaft, wirksame Maßnahmen ein¬ 
zuleiten, um in Zukunft solche Fälle 
von Übergriffen gegen muslimische 
Frauen zu unterbinden“, so Hatice 
Durmaz, Präsidentin des RAMSA 
(Rat muslimischer Studierender und 
Akademiker), (bern) 


Neue Verfahren wegen 
antifaschistischer Blockaden 

Die Staatsanwaltschaft Leipzig ermit¬ 
telt wegen eines angeblich strafbaren 
Blockade-Aufrufs im Zusammenhang 
mit einer „Legida“-Demonstration 
unter anderem gegen die Linkspartei- 
Landtagsabgeordnete Juliane Nagel. 
Dabei wurde unlängst auch ein Ver¬ 
fahren gegen die Linkspartei-Bun¬ 
destagsabgeordnete Caren Lay we¬ 
gen der Teilnahme an der Blockade 
des Naziaufmarsches 2011 in Dresden 
vollständig und ohne Auflagen einge¬ 
stellt. „Der Begründung des Gerichts, 
,die Schuld erscheint gering 4 , kann ich 
nur zustimmen. Neonaziaufmärsche 
zu verhindern, ist kein Verbrechen 44 
erklärt die stellvertretende Vorsitzen¬ 
de der Linksfraktion daraufhin. 

„Vier Jahre Ermittlungen, drei Im¬ 
munitätsaufhebungen, eine Verurtei¬ 
lung und eine Revision waren nötig, 
um festzustellen, dass die erfolgrei¬ 
che Blockade des einstmals größten 
Naziaufmarsches in Westeuropa nicht 
strafbar war 44 so Lay weiter. Nach der 
Einstellung des Verfahrens gegen Lo¬ 
thar König und dem Freispruch für 
Tim H. sei es eine weitere Schlappe 
für die Staatsanwaltschaft in Dresden, 
die mit beispiellosem Verfolgungsei¬ 
fer bevorzugt gegen Nazigegnerin¬ 
nen- und -gegner vorgegangen sei. 
(bern) 
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Der Feind in deinem Bett? 

Spaniens Vereinte Linke sorgt sich vor den Wahlen 


A m 22. März finden in Spanien 
Regionalwahlen statt. Sie wer¬ 
den einen ernstzunehmenden 
Hinweis auf die Parlamentswahlen im 
November geben, denn dann bekom¬ 
men die reichlich unterschiedlichen 
und immer auch interessegeleiteten 
Umfrageergebnisse für November eine 
bessere Grundlage. 

Natürlich spielen dabei auch regio¬ 
nale Themen eine Rolle. Aber das An¬ 
wachsen der vor einem Jahr gegrün¬ 
deten Partei „Podemos“ ist losgelöst 
vom Lokalen von der wirtschaftlichen 
Situation des krisengeschüttelten spa¬ 
nischen Staatsgebildes geprägt. In den 
Umfragen liegt „Podemos“ (Wir kön¬ 
nen es) zwischen 23 und 35 Prozent und 
schickt sich an die regierende konserva¬ 
tive Volkspartei (PP) abzulösen; auch 
wird die Partei um den Politologen und 
Fernsehmoderator Pablo Iglesias meist 
vor der rechtssozialdemokratischen 
„Spanischen Sozialistischen Arbeiter¬ 
partei“ (PSOE) gesehen. 

Bei den Wahlen zum EU-Parlament 
bekam die Partei, die - ganz modern - 
gar keine sein will und sich als „weder 
rechts noch links“ sieht, 8 Prozent, und 
sie gehört der GUE/NGL-Fraktion im 
EU-Parlament an. Sie hat sich teils aus 
den Aktionen der „Empörten“ vor vier 
Jahren entwickelt, teils aus einer Ab¬ 
lehnung des Parteiensystems in einem 
Land, dessen monarchistische Verfasst- 
heit sich vielen Menschen vier Jahr¬ 
zehnte nach der Beendigung des nie 
aufgearbeiteten Faschismus als völlig 
überholt darstellt. Dabei kommt es 
„Podemos“ auf die Wiederherstellung 
von Demokratie und einer Indienstset¬ 
zung von Politik zu Gunsten von Volk 
und Menschenrechten an, unabhängig 
von „Finanzierung von Banken und In¬ 
teressengruppen“. 

Immer wieder werden Vergleiche 
zwischen Spanien und Griechenland 
gezogen, und in der Tat machen sich in 
Europa rechts Sorgen und links Hoff¬ 
nungen breit. Wie sehr die Menschen 
in Spanien aus der neuen Regierung 
in Griechenland Honig saugen kön¬ 
nen, hängt vom Erfolg der griechi¬ 
schen Syriza-Regierung ab sowie von 
der Fähigkeit zwischen Illusionen und 
real Machbarem unterscheiden zu kön¬ 
nen, wenn man die Eigentumsverhält¬ 


nisse nicht ändern möchte, wie es bei 
„Podemos“ nach eigener Aussage der 
Fall ist. Ähnlich den Freunden von „Sy- 
riza“ hat „Podemos“ seine Ziele hin¬ 
sichtlich der von der EU aufgezwun¬ 
genen Austeritätspolitik verändert, 
jedoch in deutlich schnelleren Abläu¬ 
fen: War vor einem Jahr noch von ei¬ 
nem Schuldenmoratorium die Rede, so 
geht es jetzt um eine Neuverhandlung, 
und die Forderung nach einem Ren¬ 
teneintritt mit 60 Jahren wurde ein 
halbes Jahr später um fünf Jahre nach 
oben korrigiert. Mittlerweile hat sich 
eine Parteistruktur herauskristallisiert, 
die dem ursprünglichen Anspruch ei¬ 
ner Basisorganisation nicht gerecht 
wird: So ist Pablo Iglesias Generalse¬ 
kretär, der einem von ihm ernannten 


Koordinierungsgremium vor steht. Per 
E-Mail-Entscheid und ohne Delegie¬ 
rungsprinzip werden Entscheidungen 
in so genannten Referenden gefällt, 
was Strukturen der diversen, zu ihrer 
Zeit ebenfalls medial gepäppelten Pi¬ 
ratenparteien ähnelt und schon jetzt 
zu ähnlichen Auseinandersetzungen 
führt. Wie bei den Piraten riecht es 
durchaus nach einem „Alles ändern, 


damit alles so bleibt“ sowie politisch 
nach einer Taktik gegen die Konkur¬ 
renz links der neuen Partei. 

Innerhalb von „Podemos“ gibt 
es auch einige ehemalige Mitglieder 
des Wahlbündnisses „Izquierda Uni- 
da“ (Vereinte Linke) bzw von deren 
Hauptträgerin, der Kommunistischen 
Partei Spaniens (PCE). Auch bei Syriza 
ist das der Fall; Parteichef Alexis Tsi- 
pras war in seiner Jugend bei der KKE 
aktiv. Im Gegensatz zu Griechenland 
mit seiner geschlossen auftretenden 
Kommunistischen Partei führt das in 
Spanien nun jedoch zu scharfen Aus¬ 
einandersetzungen in der PCE, wobei 
die parallel zum „Podemos“-Aufstieg 
ständig rückläufigen Umfrageprozen¬ 
te ihr Übriges tun. Zur Unterschied¬ 


lichkeit gehört, dass die PCE sich im 
Gegensatz zur KKE seit langem offen 
für Strukturen und Möglichkeiten der 
Bündnisarbeit gezeigt hat, bei der die 
Rolle der Kommunistischen Partei ge¬ 
ringer erscheint. 

Das galt seit 2014 auch für ein Wahl¬ 
bündnis mit „Podemos“. Eine Minder¬ 
heit innerhalb der PCE (und damit 
auch eine etwas größere Minderheit 


innerhalb der Vereinten Linken) op¬ 
tiert nun immer noch für eine gemein¬ 
same Liste zu den Wahlen, obwohl das 
von „Podemos“ längst zurückgewiesen 
wurde. Daher wird die Vereinte Linke 
nach jetzigem Stand der Dinge mit dem 
Spitzenkandidaten Alberto Garzön ei¬ 
genständig kandidieren. 

Am 31. Januar bekräftigte der PCE- 
Parteivorstand die Politik des „Zusam¬ 
menführens“ wie sie schon 1983 ange¬ 
fangen wurde, die aber „über reine 
Wahlbündnisse hinausgeht“, womit 
unausgesprochen „Podemos“ gemeint 
ist. Ein Politisch-Sozialer Block der Ar¬ 
beiterbewegung werde weiterhin auf¬ 
gebaut. PCE-Generalsekretär Jose Luis 
Centella hob den Charakter der Mini¬ 
malforderungen hervor, mit deren Hil¬ 


fe man gemeinsam die Probleme der 
Menschen verbessern wolle - aber auf 
Klassenbasis. Einen Tag zuvor hatte der 
Exekutivvorstand der Vereinten Lin¬ 
ken ein fast ähnliches Papier beschlos¬ 
sen, wonach in allen Prozessen der Zu¬ 
sammenführung gemeinsame Kandida¬ 
turen herauskommen sollen. Die Partei 
„Podemos“ wird im PCE-Beschluss 
nicht explizit genannt, auch nicht in der 


offiziellen Kandidatenaufstellung ihres 
Mitgliedes Alberto Garzön. 

Innerhalb von PCE und „Izquierda 
Unida“ wird das alles heftig debattiert. 
Die Haltung von Spitzenkandidat Al¬ 
berto Garzön, wonach eine Kandidatur 
nicht unbedingt mit den Interessen von 
„Podemos“ kollidiere, weil ja die ge¬ 
meinsamen Gegner PP und PSOE seien, 
könnte letztlich auf eine Wahlschlappe 
hinauslaufen, wenn eine Konfrontation 
mit den häufig beliebigen Positionen 
von „Podemos“ vermieden wird. In der 
Tat wird man kaum klarmachen können, 
worin der Sinn einer Stimmabgabe für 
die Vereinte Linke liegt, wenn man Un¬ 
terschiede nicht aufzeigt. 

Und so gab es bereits handfeste 
Auseinandersetzungen in „Izquier¬ 
da Unida“; so in Madrid, wo es zum 
Bruch intern als auch mit der Madri¬ 
der PCE kam. Dabei wird ein Korrupti¬ 
onsskandal instrumentalisiert, der auch 
zu Ausschlüssen aus der PCE geführt 
hatte. Die Vereinte Linke stellt sich da¬ 
bei gegen ihre Madrider Organisation. 

Gewiss kann es für den 22. März 
da und dort zu lokalen Bündnissen mit 
„Podemos“ kommen, aber für die Wah¬ 
len im November sieht es danach nicht 
aus. Nach den Regionalwahlen wird die 
Diskussion innerhalb der PCE dann die¬ 
jenigen stärken, die auf eine deutliche¬ 
re Eigenständigkeit und Abgrenzung 
von „Podemos“ setzen, wenn aus einer 
möglichen Wahlniederlage nicht etwa 
der Schluss gezogen wird sich unterzu¬ 
ordnen. Dabei fällt der PCE heute in ge¬ 
wisser Weise auf die Füße, dass sie sich 
über die Strukturen der Europäischen 
Linkspartei über viele Jahre für Synas- 
pismos bzw Syriza eingesetzt und damit 
notwendigerweise gegen die Schwester¬ 
partei KKE gewirkt hat. Syriza dankt es 
ihr nicht: Alexis Tsipras stellt sich hin¬ 
ter Pablo Iglesias, dessen Partei mit der 
ELP nichts zu tun hat. Die Gründe, die 
manche Linke in Deutschland und Eu¬ 
ropa haben, im Falle Griechenlands 
KKE-Haltungen zu bestimmten Fragen 
zur Begründung einer Vorliebe für Syri¬ 
za zu machen, können für Spanien noch 
weniger gelten. Hier zeigt sich nämlich 
anschaulich, dass eine Unterstützung 
von „Podemos“ der Vereinten Linken 
bzw der KP Spaniens zuwiderläuft. 

Günter Pohl 



Mit den Kommunisten will er nicht Zusammenarbeiten, seine Partei sei weder rechts noch links noch eine Partei: 
Pablo Iglesias, Generalsekretär von „Podemos“. 


„Win-Win-Situation“ 

Griechenland: Regierung hält an sozialen Verbesserungen fest, „Institutionen“ geben Rahmen vor 



Soll soziale Verbesserungen finanzieren, ohne dass das „negative fiskalische 
Auswirkungen“ hat: der griechische Finanzminister Varoufakis. 


„Ich will eine Win-Win-Lösung. Ich 
will Griechenland vor einer Tragödie 
retten und Europa vor der Spaltung 
bewahren“, sagte der griechische Mi¬ 
nisterpräsident Alexis Tsipras Mitte 
Februar im Inteview mit dem Stern. 
Ein Ergebnis in den Verhandlungen 
zwischen Griechenland und dem Rest 
der Eurogruppe zeichnete sich da 
noch nicht ab. Nun hat die Athener 
Regierung aus linker Syriza und rech¬ 
ter ANEL die geforderte „Reformlis¬ 
te“ an ihre Gläubiger geschickt. Diese 
vergaben großzügige Noten: Die Liste 
sei „ausreichend“, verlautete von der 
EU, das Papier sei „seriös“, verkündete 
der Eurogruppen-Chef Dijsselbloem. 
Damit waren die Bedingungen für ei¬ 
nen vorläufigen Abschluss der Ver¬ 
handlungen, für eine Abwendung ei¬ 
nes griechischen Staatsbankrotts ge¬ 
schaffen. Damit verbunden war, dass 
die griechische Regierung das Memo¬ 
randum, also die bisherigen Maßnah¬ 
men unter dem Spardiktat, anerkennt. 
Außerdem steht sie bei ihren weite¬ 
ren Maßnahmen unter der Kontrolle 
der - nun nicht mehr „Troika“ genann¬ 
ten - Gläubiger-Institutionen, der EU- 
Kommission, des IWF und der EZB. 
Tsipras erklärte nach der Einigung: 
„Wir haben eine Schlacht gewonnen, 
nicht den Krieg.“ Der Rest der Euro¬ 
gruppe sieht sich ebenfalls als Gewin¬ 
ner, die griechische Regierung habe 


ihre wichtigsten Positionen aufgeben 
müssen. Wenn beide Seiten sich als 
Sieger bezeichnen - ist das eine Win- 
Win-Situation? 

Tsipras verwahrt sich gegen den 
Vorwurf, dass er vor den Gläubigern 
eingeknickt sei. Er stellt die Vereinba¬ 
rung dar als eine Zwischenlösung: Da¬ 
mit werde der Zeitraum überbrückt, 
bis die griechische Regierung ihre „ei¬ 
genen Konjunkturplan“ in Kraft set¬ 
zen könne. Manolis Glezos, der für 
Syriza im Europaparlament sitzt, sieht 
das anders. Der antifaschistische Wi¬ 
derstandskämpfer ist eine der bekann¬ 
testen Persönlichkeiten der Partei. 
Nun wandte er sich gegen das Ergeb¬ 
nis der Verhandlungen: „Die Umbe¬ 
nennung der Troika in Institutionen 4 , 
des Memorandums zu Vereinbarung 4 
und der Gläubiger zu ,Partnern 4 , diese 
Art und Weise, Fisch zu Fleisch zu tau¬ 
fen, verändert die Lage nicht.“ Syriza 
habe versprochen, das Spardiktat zu 
beseitigen, mit einem Gesetz die Troi¬ 
ka zu stürzen - und dieses Versprechen 
sei nicht umgesetzt worden. „Für mei¬ 
nen Teil entschuldige ich mich bei dem 
griechischen Volk, weil auch ich an der 
Erschaffung dieser Illusion mitgear¬ 
beitet habe.“ 

Syriza ist eine pluralistische Partei, 
es ist nicht überraschend, dass die Po¬ 
litik der Regierung in der Partei kon¬ 
trovers diskutiert wird. Erst 2013 hatte 


sie sich aus einem Bündnis verschiede¬ 
ner Organisationen in eine einheitli¬ 
che Partei umgewandelt. Verschiede¬ 
ne linke und linksradikale Organisati¬ 
onen hatten dieses Bündnis gebildet, 
besonders seit 2012 war eine große 
Zahl von Mitgliedern und Funktio¬ 
nären der alten sozialdemokratischen 
Parte PASOK, die in großen Teilen 
zerbrochen ist, dazugekommen. Die 
tatsächlichen Schwierigkeiten, vor de¬ 


nen die Linksregierung steht, der Un¬ 
terschied zwischen Versprechen vor 
der Wahl und Möglichkeiten nach der 
Wahl, stellen diese junge Organisation 
nun auf eine Probe. 

Die Reformliste lässt viel Interpre¬ 
tationsspielraum. Was ist gemeint mit 
einer „neuen,,smarten 4 Herangehens¬ 
weise an Tarifverhandlungen, die das 
Bedürfnis nach Flexibilität mit Fair¬ 
ness in Einklang bringt“? Was heißt 


es, „die Rentenpolitik zu optimieren 
und Schlupflöcher und Anreize zu be¬ 
seitigen, die zu einer übermäßig hohen 
Rate der Frühverrentungen führen“? 
Was wird aus den Wahlversprechen, 
wenn die Regierung erklärt, „im Lau¬ 
fe der Zeit den Mindestlohn zu erhö¬ 
hen auf eine Weise, die Wettbewerbs¬ 
fähigkeit und Beschäftigungsaussich¬ 
ten sichert“? Die Mehrwertsteuer war 
im Zuge der Sparmaßnahmen mehr¬ 
fach erhöht worden. In der Reform¬ 
liste heißt es, sie soll nun so angepasst 
werden, „dass tatsächliche Einnahmen 
maximiert werden ohne negative Aus¬ 
wirkungen auf die soziale Gerechtig¬ 
keit“. 

In anderen Punkten enthält die 
Reformliste recht klare Festlegun¬ 
gen: Vollzogene Privatisierungen sol¬ 
len nicht zurückgenommen werden, 
noch nicht vollzogene überprüft wer¬ 
den. Auch an ihren Sofortmaßnahmen 
gegen die „humanitäre Krise“ hält die 
Regierung fest - die Versorgung der 
Ärmsten mit Lebensmitteln, Woh¬ 
nung, Strom und medizinischer Be¬ 
handlung soll gewährleistet werden. 
Sie legt sich jedoch auch darauf fest, 
dass diese Maßnahmen „keine negati¬ 
ven fiskalischen Auswirkungen“ haben 
dürfen. Und jede Maßnahme der grie¬ 
chischen Regierung steht unter dem 
Vorbehalt, dass die „Institutionen 44 sie 
genehmigen müssen. Olaf Matthes 
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Träumer, Marionetten, Provokateure? 

Poroschenko will EU-Blauhelme im Donbass stationieren 


N ach dem Debakel der ukraini¬ 
schen Armee in Debalzewo hat 
Präsident Poroschenko auf ei¬ 
ner Krisensitzung des Nationalen Si¬ 
cherheitsrats in Kiew vorgeschlagen, 
eine mit einem Mandat des UN-Si- 
cherheitsrats ausgestattete Blauhelm- 
Mission in der Ostukraine zu stationie¬ 
ren. Er fügte hinzu, dass er dabei eine 
„Polizei-Mission der EU“ für „das opti¬ 
malste Format“ halte. Der 
nach dem Staatsstreich 
vor einem Jahr von den 
Putschisten installierte 
Übergangspräsident und 
jetzige Sekretär des Na¬ 
tionalen Sicherheitsrats, 
Turtschinow, ergänzte, 
diese „Blauhelme“ sollten 
nicht nur in der Trennzo¬ 
ne zwischen den ukraini¬ 
schen Streitkräften und 
der Volkswehr, sondern 
auch entlang der nicht von 
der Ukraine kontrollierten 
Grenze zu Russland einge¬ 
setzt werden. 

Für aufmerksame po¬ 
litische Beobachter wird 
schon auf den ersten Blick 
deutlich, dass es sich bei 
den Autoren dieser Vor¬ 
schläge entweder um po¬ 
litische Träumer oder be¬ 
wusste Provokateure han¬ 
delt. Nun haben sowohl 
Poroschenko wie auch 
Turtschinow zwar nie den 
Eindruck kluger, selbst¬ 
ständig agierender Poli¬ 
tiker gemacht, sondern 
eher den von Marionet¬ 
ten, an denen andere die 
Strippen ziehen. Dennoch sollte man 
sie nicht für so unbedarft halten, dass 
sie der Kategorie politischer Träumer 
zuzuordnen wären. Ihre Vorschläge 
enthalten so viele Pferdefüße, dass sie 
nicht ernst gemeint sein können, son¬ 
dern eine Provokation darstellen. 

Der provokative Charakter des Po- 
roschenko-Vorschlags liegt in erster 
Linie in dem Ansinnen, dass die unter 
Blauhelmen operierenden Soldaten 
bzw. „Polizisten“ ausgerechnet aus der 


EU kommen sollen. War die Politik der 
EU, das Assoziationsabkommen mit 
der Ukraine gegen berechtigte Beden¬ 
ken Russlands durchzupeitschen, doch 
einer der Sprengsätze, die den Ukraine¬ 
konflikt ausgelöst haben. Die EU und 
ihre Mitgliedsländer, darunter maßgeb¬ 
lich Deutschland, haben den gegen die 
ukrainische Verfassung verstoßenden 
Staatsstreich unterstützt und sich mit 


deren treibenden Kräften, einschließ¬ 
lich der Ultranationalisten und Neona¬ 
zis, gemein gemacht. Die EU war und 
ist Partei im ukrainischen Bürgerkrieg. 

Hinzu kommt, wer EU-Blauhelme 
vorschlägt, will Soldaten der NATO 
schicken, die unter dem Kommando 
der USA steht. Sind doch fast alle EU- 
Mitgliedsländer zugleich Mitglieder 
der NATO. Von Floskeln befreit geht 
es Poroschenko also darum, die NATO 
an der ukrainisch-russischen Grenze 


zu stationieren. Da kann es nicht ver¬ 
wundern, dass führende Vertreter der 
Volksrepubliken Donezk und Lugansk 
dem Vorschlag postwendend eine Ab¬ 
sage erteilt und darauf hingewiesen ha¬ 
ben, dass dieser dem Minsker Abkom¬ 
men widerspricht, nach dem die OSZE 
die Einhaltung der Vereinbarungen 
überwachen soll. 

Auch in Moskau ist der Vorschlag 


Poroschenkos, wie nicht anders zu er¬ 
warten war, abgelehnt worden. Der 
Sprecher der Staatsduma, Narysch- 
kin, betonte ebenfalls, dass die Ent¬ 
sendung von Friedenstruppen in den 
Osten der Ukraine vom Minsker Ab¬ 
kommen nicht vorgesehen sei. „Das 
kann ein Element der Erosion der ver¬ 
traglichen Vereinbarungen sein“, sagte 
er. Übrigens scheint man auch in der 
EU und den meisten EU-Ländern von 
Poroschenkos Vorschlag nicht beson¬ 


ders begeistert zu sein. Von einer Wel¬ 
le der Zustimmung, die man vielleicht 
in Kiew erwartet hatte, kann jedenfalls 
keine Rede sein. Offensichtlich möch¬ 
te man nicht direkt in die bewaffneten 
Auseinandersetzungen hineingezogen 
werden. 

Es bleibt die Frage, welche Beweg¬ 
gründe Poroschenko zu diesem Vorstoß 
veranlasst haben. Der russische Polito¬ 
loge Sergej Micheew sieht 
zwei Motive. Das erste: 
„Nach der Niederlage von 
Debalzewo befürchtet Po¬ 
roschenko offenbar ernst¬ 
haft, dass die Volkswehr 
im Fall des Scheiterns der 
Minsker Vereinbarungen 
die Offensive weiter nach 
Norden fortsetzt. Dabei 
ist sich Kiew seiner eige¬ 
nen Kräfte nicht sicher 
und wünscht sich, dass be¬ 
waffnete Kräfte der EU 
ein Hindernis auf diesem 
Weg bilden.“ 

Das zweite Motiv: 
„Die USA würden die 
Europäische Union gern 
mittels der Ukraine und 
über den Weg von Frie¬ 
denstruppen direkt in 
den bewaffneten Kon¬ 
flikt hineinziehen. In die¬ 
sem Fall würden sich die 
Ereignisse in der Region 
in zunehmendem Tempo 
entwickeln, bis hin zum 
großen Krieg, zu dem die 
Amerikaner erst Russ¬ 
land gedrängt haben und 
jetzt Europa treiben wol¬ 
len.“ 

Micheew fügt hinzu: „Friedenstrup¬ 
pen im Donbass, das ist theoretisch 
möglich. Aber sie dürfen weder aus 
der Europäischen Union noch aus den 
USA kommen. Übrigens, augenschein¬ 
lich auch nicht aus Russland. Hypothe¬ 
tisch müssten Friedenstruppen aus ab¬ 
solut neutralen Ländern kommen, die 
zu keiner der Konfliktparteien in Be¬ 
ziehung stehen. Welche Länder diesen 
Kriterien entsprechen, ist schwer zu sa¬ 
gen.“ Willi Gerns 


Warnung aus Israel 

Israel hat die Stromversorgung zweier 
Palästinenserstädte im nördlichen West¬ 
jordanland am Montag „als Warnung“ 
zeitweilig unterbrochen. Die Städte 
Dschenin und Nablus seien 45 Minuten 
ohne Strom gewesen, berichteten israeli¬ 
sche Medien. Hintergrund der Maßnah¬ 
me seien Schulden der Palästinenserbe¬ 
hörde bei der israelischen Elektrizitäts- 
gesellschaft in Höhe von 436 Millionen 
Euro. Die Palästinenserbehörde hatte 
zuletzt mit finanziellen Engpässen zu 
kämpfen. Israel hält seit Jahresbeginn 
Steuergelder in Höhe von monatlich 
etwa 500 Millionen Schekel (114 Millio¬ 
nen Euro) zurück, die den Palästinensern 
zustehen. Es handelt sich um eine „Straf¬ 
maßnahme“, die Israel als Reaktion auf 
den Antrag des Palästinenserpräsidenten 
Mahmud Abbas bezeichnet, dem Inter¬ 
nationalen Strafgerichtshof beizutreten. 

„Ziel verfehlt“ 

Der NATO-Kriegseinsatz in Afghanis¬ 
tan mit Tausenden Toten war nach Ein¬ 
schätzung des früheren Präsidenten Ha¬ 
mid Karsai ein Misserfolg. Er trauere mit 
den Familien der Opfer, sagte Karsai in 
einem Gespräch mit BRD-Journalisten 
in Kabul. „Aber ob diese Opfer für eine 
(gute) Sache erbracht wurden, ob wir 
gewonnen haben, ob wir Ergebnisse ge¬ 
sehen haben - ich bin anderer Ansicht.“ 
Die USA und die NATO seien nach Af¬ 
ghanistan gekommen, um Terrorismus, 
Extremismus und Radikalismus zu be¬ 
kämpfen, sagte Karsai. Sie hätten ihr 
Ziel verfehlt. „Radikalismus ist nicht 
verschwunden, er hat zugenommen.“ 

Flugzeugträger gegen IS 

Frankreich setzt gegen die Terrororgani¬ 
sation IS den Flugzeugträger „Charles de 
Gaulle“ ein. Die schwimmende Kampf¬ 
basis sei am Montag in den Krieg im 
Norden des Irak eingebunden worden, 
berichtete die Zeitung „Le Parisien“ 
unter Berufung auf die Regierung. Die 
französische Luftwaffe fliegt bereits seit 
September 2014 im Rahmen des USA¬ 
geführten Bündnisses Luftangriffe auf 
irakisches Territorium. Die auch mit 
Atomwaffen ausgerüstete „Charles de 
Gaulle“ hat 21 Kampfflugzeuge (12 Rafa- 
le und neun Super-Etendard), ein Radar¬ 
flugzeug Hawkeye und vier Hubschrau¬ 
ber an Bord. Zu ihrem Verband gehören 
die Fregatte „Chevalier Paul“, ein Jagd¬ 
U-Boot und ein Tanker. 



Präsident Poroschenko hat genügend Weitblick, um zu wissen, dass sein Blauhelm-Vorschlag eine Provoka¬ 
tion ist. 


Risse im Regierungslager 

Frankreich: Ministerpräsident drückt neoliberales Gesetz durch - 
„Fronde“ aus sozialistischen Abgeordneten 


Hat die „sozialistische“ Regierung in 
Frankreich noch eine Mehrheit? Die¬ 
se Frage ist offen, seit Regierungschef 
Valls und der zum Wirtschaftsminister 
ernannte Banker Macron am 17. Feb¬ 
ruar öffentlich eingestehen mussten, 
dass ihr Entwurf für ein „Gesetz für 
Wirtschaftswachstum und wirtschaft¬ 
liche Gleichberechtigung“, das „Loi 
Macron“, im Parlament abgelehnt 
werden könnte. Rund 50 Abgeordnete 
der Regierungsfraktion hatten wissen 
lassen, dass sie dem Gesetz nicht zu¬ 
stimmen werden, etwa 20 hatten sogar 
angekündigt, erstmals seit ihrer Wahl 
gegen ein von „ihrer“ Regierung vor¬ 
gelegtes Gesetz mit „Nein“ stimmen 
zu wollen. 

Weil Valls und Macron 
das Risiko einer Ablehnung 
nicht eingehen wollen, nah¬ 
men sie mit Zustimmung 
von Staatschef Hollande zu 
einem fragwürdigen Verfah¬ 
renstrick Zuflucht, nämlich zum Arti¬ 
kel 49,3 der Verfassung. Nach diesem 
Artikel wird ein Gesetz für angenom¬ 
men erklärt, ohne dass darüber abge¬ 
stimmt wurde, wenn die Regierung 
dies mit der französischen Variante 
der Vertrauensfrage verbindet. 

Mit diesem Mittel hat die Regie¬ 
rung die sozialistischen Abgeordne¬ 
ten vor die erpresserische „Wahl“ 
gestellt, entweder das von ihnen ab¬ 
gelehnte Gesetz passieren zu lassen 
oder zusammen mit den Rechtspar¬ 


teien für den Sturz der eigenen Re¬ 
gierung zu stimmen. Zu einem solchen 
offenen Bruch mit ihrer Parteispitze 
und Regierung waren die „Frondeu¬ 
re“ in der Regierungsfraktion nicht 
(noch nicht?) bereit. Die konservati¬ 
ven Rechtsparteien UMP und UDF 
hatten als Reaktion auf die Anwen¬ 
dung des Artikels 49,3 einen Misstrau¬ 
ensantrag gestellt, dieser kam jedoch 
nur auf 234 von 289 erforderlichen 
Stimmen. Für ihn gestimmt hatten 
auch sechs der 15 Abgeordneten der 
Linksfront und eine Abgeordnete aus 
der Fraktion der Grünen. 

Mit diesem „Gewaltakt“ konnten 
Regierungschef und Wirtschaftsminis¬ 
ter zwar das „Macron-Gesetz“ durch¬ 


setzen. Aber seit langem haben sich 
in der „sozialistischen“ Parlaments¬ 
fraktion Differenzen angestaut - die¬ 
se Kluft zwischen den Verfechtern des 
„wirtschaftsfreundlichen“ neolibera¬ 
len Regierungskurses und den „Fron¬ 
deuren“, die sich den ursprünglichen 
Forderungen Hollandes im Wahl¬ 
kampf verpflichtet fühlen, ist damit 
offen zu Tage getreten. 

Das „Loi Macron“ ist ein Sammel¬ 
surium von 106 Artikeln zu verschie¬ 
densten Bereichen, die von dem neo¬ 


liberalen Credo bestimmt sind, dass 
„zu viele Vorschriften“ als „Hinder¬ 
nisse des Wirtschaftswachstums“ ab¬ 
geschafft werden müssen. Ein Kern¬ 
punkt war die vorgesehene weitere 
Deregulierung der Ladenöffnungszei¬ 
ten und die Ausweitung von Sonntags¬ 
und Nachtarbeit mit Öffnungszeiten 
bis Mitternacht und an zwölf statt bis¬ 
her fünf Sonntagen im Jahr. 

Der Griff zur Ausnahmeregelung 
des Artikels 49,3 war sicherlich kein 
Zeichen der Stärke, sondern Ausdruck 
eines fortschreitenden Zerfalls der 
Regierungsmehrheit im Parlament, 
nicht zuletzt auch unter dem anhal¬ 
tenden Druck von links auf die Regie¬ 
rungspolitik, der von der Linksfront 
und insbesondere den Kom¬ 
munisten, aber auch aus den 
Gewerkschaften ausgeht. 
Da der Artikel 49,3 nur ein¬ 
mal pro Sitzungsperiode für 
die Durchsetzung eines Ge¬ 
setzesvorhabens eingesetzt werden 
darf, wird nun die Frage diskutiert, 
was geschieht, wenn sich bei diesem 
oder einem nächsten Regierungsvor¬ 
haben erneut eine Situation ergibt, in 
der eine vielleicht wachsende Zahl 
von „Frondeuren“ diesem Vorhaben 
nicht zustimmen können. Wie lange 
kann sich eine Regierung halten, die 
keine sichere Mehrheit mehr im Par¬ 
lament hat und deren Kurs in der Be¬ 
völkerung auf wachsende Opposition 
stößt? Pierre Poulain 


„Der Griff zur Ausnahmeregelung war 
kein Zeichen der Stärke “ 


Gastkolumne von Uli Brockmeyer 


Ruhm und Ehre den Befreiern 


Es ist allgemein nicht üblich, einen 97. 
Jahrestag als Jubiläum zu begehen. Den¬ 
noch sollte an dieser Stelle - aus durch¬ 
aus aktuellem Anlaß - ein solcher Jah¬ 
restag gewürdigt werden. 

Am 23. Februar 1918 wurden im da¬ 
maligen Petrograd und in Moskau die 
ersten Einheiten der Roten Armee ge¬ 
bildet, um die junge Sowjetmacht ge¬ 
gen innere und äußere Feinde zu ver¬ 
teidigen. Die am Beginn der Großen 
Sozialistischen Oktoberrevolution vom 
7. November 1917 von Lenin erlasse¬ 
nen Dekrete über den Frieden, über 
Brot und über Grund und Boden wa¬ 
ren den Mächten des Zarismus und des 
russischen Kapitalismus Grund genug, 
mit allen Mitteln, vor allem mit militä¬ 
rischem Terror, gegen die Räte der Ar¬ 
beiter und Bauern, gegen die Partei der 
Kommunisten und alle fortschrittlichen 
Kräfte vorzugehen. Ihnen zu Hilfe ka¬ 
men die Mächte der alten Entente, so 
daß sich die junge Sowjetmacht auf dem 
eigenen Territorium auch gegen Invaso¬ 
ren aus den USA, England, Frankreich, 
Italien, Rumänien, Japan und weiteren 
Ländern zu wehren hatte. Erst 1922 
konnte mit der Einnahme von Wladi¬ 
wostok durch die Rote Armee der letzte 
Eindringling aus dem Land vertrieben 
werden. 

Die härteste Prüfung hatte die Rote 
Armee nach dem Überfall des faschis¬ 
tischen Deutschland auf die Sowjetuni¬ 
on im Sommer 1941 zu bestehen. Unter 
dem Druck und der waffentechnischen 
Übermacht der deutschen Wehrmacht 
und ihrer Verbündeten mussten sich die 


sowjetischen Truppen kämpfend bis in 
die Vororte von Moskau und Leningrad 
zurückziehen, große Gebiete der Sow¬ 
jetunion, bis zum Kaukasus im Süden, 
wurden von den faschistischen Invaso¬ 
ren besetzt. Doch dank des heldenhaf¬ 
ten Kampfes der Soldaten und des Wi¬ 
derstandes der sowjetischen Menschen 
in den Städten und Dörfern gelang es 
den Faschisten nicht, Moskau und Le¬ 
ningrad einzunehmen. In harten und 
opferreichen Kämpfen gelang es den 
Einheiten der Roten Armee schließ¬ 
lich, das Territorium der Sowjetunion 
von den faschistischen Invasoren zu be¬ 
freien und ihren Befreiungszug bis nach 
Berlin fortzusetzen. 

Heute wird in Berlin und in anderen 
westlichen Hauptstädten der 70. Jahres¬ 
tag des Sieges über den Faschismus am 
9. Mai kleingeredet oder völlig ignoriert. 
Der ukrainische Ministerpräsident darf 
im deutschen Staatsfernsehen unwider¬ 
sprochen behaupten, die Rote Arme 
habe die Ukraine und danach Deutsch¬ 
land angegriffen. Westliche Politiker re¬ 
den öffentlich davon, dass die Befreiung 
durch die Rote Armee keine Befreiung, 
sondern eine Eroberung gewesen sei. 
Das sind die Mächte des alten Euro¬ 
pa, die sich zu einer heiligen Hetzjagd 
gegen das Gespenst des Kommunis¬ 
mus vereinigt haben - von denen schon 
Marx und Engels 1848 im Manifest der 
Kommunistischen Partei schrieben. 

Der 23. Februar und der 9. Mai sind 
Anlässe, unseren Dank zu bekräftigen: 
„Ruhm und Ehre den Befreiern, den 
Soldaten der Roten Armee!“ 
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Thema der Woche 
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Solidarität mit den Ausgeplünderten 


Eine Verhandlungsrunde jagt die nächste. Jede wird beglei¬ 
tet von einem Run auf die griechischen Banken. Tapfer lä¬ 
cheln Alexis Tsipras und Jannis Varoufakis in die Kameras, 
sie kämpfen, aber sie sind gezwungen, immer weiter vor der 
Erpressung zurückzuweichen. 

Das Rudel der neoliberalen Wölfe auf der anderen Seite 
des Verhandlungstischs führt Wolfgang Schäuble an. Aber 
es geht nicht um einen Kampf zwischen „den Griechen“ und 
„den Deutschen“. Es geht darum, wie der EU-Binnenmarkt 
den Bedürfnissen der großen Konzerne dient. Es ist das Sys¬ 
tem, das errichtet wurde, um in Konkurrenz zu den anderen 
globalen Handelszentren, in erster Linie den USA und Ja¬ 
pan, treten zu können. Deshalb wurde in einem Rattenrennen 
zu niedrigeren Standards Deutschland zum Billiglohnland 
gemacht, deshalb wurde mit der Einführung der Einheits¬ 
währung die Zwangsjacke der Defizitgrenzen eingeführt und 


keynesianische Wachstumspolitik in Rezessionszeiten zum 
Teufelszeug erklärt, deshalb wurde EU-weit öffentliches Ei¬ 
gentum verschleudert. Es ist eine Illusion zu glauben, die 
Herausforderungen an die Arbeiterklasse könnten innerhalb 
der EU und der Eurozone gelöst werden. Die EU-Verträge, 
geschaffen zur Monopolisierung von Macht und Profit, ste¬ 
hen über den Regeln der bürgerlichen Demokratie - das ma¬ 
chen die Verhandlungen deutlich. 

Mehr als ein Drittel der griechischen Wählerinnen und 
Wähler hat mit der Stimme für Syriza gegen die Austeritäts- 
politik gestimmt, die das Land ins Elend gestürzt hat mit 
dem „Erfolg“, dass allein in Athen 300 000 Menschen auf die 
Versorgung durch Armenküchen angewiesen sind. Solidarität 
mit den Betrogenen in Griechenland ist auch Verteidigung 
der bürgerlichen Demokratie in der Europäischen Union. 

M.I. 
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Kolumne / Interview 


Freitag, 27. Februar 2015 



Ali Ruckert (4. von links) im Februar 2014 auf der Demonstration der Vier-Parteien-Konferenz in Aachen. In diesem Jahr 
findet am kommenden Samstag ebenfalls wieder eine Demonstration in diesem Rahmen statt, diesmal in Groningen/ 
Niederlande. Treffpunkt ist 12.00 Uhr auf dem Ossenmarkt, nördliche Innenstadt. 


Zielstrebig und geduldig 

Nicht nur Steueroase: In Luxemburg kämpft die kommunistische 
Partei gegen Geschenke an Konzerne und für die eigene Stärkung 


Gastkolumne von Ulla Jelpke 

Mehr Gewalt gegen Flüchtlinge 


UZ: „ Mir welle bleiwe wat mir sinn “ sa¬ 
gen die Menschen in Luxemburg. Sind 
sie es nach dem Regierungswechsel von 
den Konservativen zur Koalition der 
Demokratischen Partei mit Sozialisten 
und Grünen vor gut einem Jahr denn 
noch? 

Ali Ruckert: Dieser Spruch stammt aus 
einem bekannten patriotischen Lied 
aus dem Jahr 1859, das zur Eröffnung 
der ersten grenzüberschreitenden Ei¬ 
senbahnverbindung uraufgeführt wur¬ 
de und sich auf die Eigenständigkeit, 
die Souveränität des Landes bezieht. 
Diese Souveränität wurde inzwischen 
weitgehend an die Europäische Union 
ausverkauft, und die Luxemburger Ab¬ 
geordnetenkammer kann heute nicht 
einmal mehr über den Staatshaushalt 
befinden, ohne dass die EU sich ein¬ 
mischt. 

Wenn man den Spruch im Zusam¬ 
menhang mit dem Regierungswechsel 
bemühen will, bei welchem die Christ¬ 
lich-Soziale Volkspartei, die über Jahr¬ 
zehnte tonangebend in der Regierung 
war, auf die Oppositionsbank geschickt 
wurde, ergibt sich eine widersprüchliche 
Entwicklung. 

Einerseits wurden Reformen im 
Ehe- und Scheidungsrecht und eine Re¬ 
form des Schwangerschaftsabbruchs an¬ 
gekündigt und teilweise bereits umge¬ 
setzt. Mit der katholischen Amtskirche 
und anderen Glaubensgemeinschaften 
wurden neue Konventionen ausgehan¬ 
delt, die dazu führen, dass die Kirchen 
in Zukunft weniger Geld bekommen, 
aber die versprochene Trennung von 
Kirchen und Staat ist das nicht. 

Andererseits bleibt vieles wie es 
war, da die Dreierkoalition die bishe¬ 
rige Politik der Steuererhöhungen und 
des Sozialabbaus für die Schaffenden 
und der Steuervergünstigungen für das 
Groß- und Finanzkapital, aber auch die 
Aufrüstung im militärischen Bereich 
nahtlos fortsetzt. Man muss sich das 
einmal vorstellen: Da werden Hunder¬ 
te von Millionen für ein Militärflugzeug 
und für den Bau eines Spionagesatelli¬ 
ten ausgegeben, aber gleichzeitig wer¬ 
den Familienzulagen und Studienbeihil¬ 
fen gekürzt. 

UZ: Zu Jahresbeginn wurde die Mehr¬ 
wertsteuer auf 17 Prozent erhöht. Da¬ 
bei wäre doch sicher Geld bei Unter¬ 
nehmen und Gesellschaften zu holen, 
die Luxemburg als Steuerparadies nut¬ 
zen. 

Ali Ruckert: In der Tat wurden zum 
1. Januar dieses Jahres drei der vier 
Steuersätze der Mehrwertsteuer um 
zwei Prozent erhöht. Diese Steuererhö¬ 
hung wird dazu führen, dass die Kauf¬ 
kraft der schaffenden Menschen weiter 
zurückgeht. Dazu beitragen wird auch 
die gleichzeitig beschlossene „Haus¬ 
haltsausgleichsteuer“ von 0,5 Prozent, 
welche alle Lohnabhängigen und Rent¬ 
ner bezahlen müssen, die ein höheres 
Einkommen haben als den gesetzlichen 
Mindestlohn. Leider mobilisierten die 
Gewerkschaften nicht oder nur in ge¬ 
ringem Maße gegen diesen weiteren 
Angriff auf die Kaufkraft. 


Gleichzeitig machte die Regierung 
klar, dass sie die Steuern für das Kapital, 
die inzwischen nur noch knapp 30 Pro¬ 
zent des Gesamtsteueraufkommens bei 
den direkten Steuern betragen, während 
dieser Legislaturperiode nicht erhöhen 
will - das heißt zum Beispiel, dass Kon¬ 
zerne und reiche Familien auf ihre drei 
Billionen Euro Einlagen im so genann¬ 
ten Investitionsfonds zum großen Teil 
nur 0,01 Prozent Steuern zahlen. 

Im Gegensatz dazu hat die Kom¬ 
munistische Partei vorgeschlagen, das 
Geld für den Erhalt und den Ausbau 
der sozialen Einrichtungen und Dienst¬ 
leistungen und für eine staatliche Inves¬ 
titionspolitik auf hohem Niveau dort zu 
nehmen, wo es ist: beim Groß- und Fi¬ 
nanzkapital. 

UZ: Morgen beginnt im niederländi¬ 
schen Groningen die 10. Vier-Parteien- 
Konferenz. Sie befasst sich mit Proble¬ 
men und Möglichkeiten der Parteistär¬ 
kung. Wo steht die KPL heute und was 
sind die aktuellen Aufgaben? 

Ali Ruckert: Die KPL arbeitet weiter¬ 
hin unter schwierigen Bedingungen, 
da die negativen Auswirkungen der 
Niederlage des Sozialismus bis heute 
nachwirken, und in der Luxemburger 
Öffentlichkeit und in den Medien nur 
die Parteien zur Kenntnis genommen 
werden, die im Parlament sind. 


Es gelang der KPL zwar 2011 erst¬ 
mals seit 15 Jahren, im Süden des Lan¬ 
des in drei Gemeinderäte zurückzukeh¬ 
ren, darunter in Esch/Alzette und Dif- 
ferdingen, nach der Hauptstadt die zwei 
größten Gemeinden des Landes, aber 
die 2,5 Prozent, die sie bei den vorge¬ 
zogenen Parlamentswahlen im Oktober 
2013 im Bezirk Süden errang, genügten 
nicht für ein Abgeordnetenmandat. 
Dazu wären vier Prozent nötig gewesen. 

Ihre erste Priorität sieht die KPL ge¬ 
genwärtig darin, die Partei zu stärken. 
Um einen qualitativen Sprung in un¬ 
serer Arbeit zu ermöglichen, heißt das 
Etappenziel, mehr Mitglieder werben, 
den geographischen Raum, in welchem 
die Partei im Süden des Landes aktiv 
ist und auf dem knapp ein Drittel der 
Bevölkerung lebt, erweitern, größeren 
Wert auf die marxistisch-leninistische 
Bildung der Parteimitglieder legen, 


die kommunistische Jugendorganisati¬ 
on, die während 25 Jahren fehlte und 
die es nun wieder im kleinen Rahmen 
gibt, zielstrebig aufbauen, und Über¬ 
zeugungsarbeit leisten, damit Kom¬ 
munisten in den Gewerkschaften nicht 
nur zahlende Mitglieder, sondern auch 
aktive Gewerkschafter sind. Zu unse¬ 
ren Prioritäten gehört auch, die Zu¬ 
sammenarbeit mit der DKP, der NCPN 
und der PTB und anderen befreunde¬ 
ten Kommunistischen Parteien weiter 
zu verbessern. 

Um dies zu erreichen, brauchen wir 
jeden Genossen, aber es bedarf auch 
der revolutionären Geduld, da das alles 
nicht auf einmal zu bewältigen sein wird. 

UZ: Die KPL lehnt eine Mitgliedschaft 
in der Europäischen Linkspartei (ELP) 
ab - warum? Wo könnten Vorteile einer 
solchen Zusammenarbeit liegen? 

Ali Ruckert: Eine Mitgliedschaft in der 
ELP stand für uns nie zur Debatte. 

Erstens weil es sich um eine Partei 
handelt, die die EU im Rahmen des real 
existierenden Kapitalismus für „refor¬ 
mierbar“ hält und sie nicht, wie das für 
die KPL zutrifft, als Struktur sieht, die 
in erster Linie der Durchsetzung der 
Interessen des Groß- und Finanzkapi¬ 
tals dient und daher abgeschafft wer¬ 
den muss. 

Zweitens, weil die Parteien, die in der 


ELP tonangebend sind und deren Rich¬ 
tung bestimmen, - anders als marxis¬ 
tisch-leninistische Parteien - keine 
revolutionären Veränderungen der 
Gesellschaft anstreben und keine sozi¬ 
alistische Alternative propagieren. 

Und drittens, weil die ELP und ihre 
antikommunistischen nationalen Ab¬ 
leger es von Anfang an darauf anleg¬ 
ten, die kommunistische Bewegung zu 
spalten und - wie das zum Beispiel auf 
Griechenland, Luxemburg und Portu¬ 
gal zutrifft - immer wieder versuchten, 
die Kommunistischen Parteien politisch 
auszugrenzen und zu schwächen. 

Die einzige Alternative dazu kann 
nur eine verstärkte Zusammenarbeit 
zwischen Kommunistischen Parteien 
sein, die am Marxismus-Leninismus 
und an einer sozialistischen Gesell¬ 
schaftsalternative festhalten. 

Die Fragen stellte Günter Pohl 


Im vierten Quartal des Jahres 2014 
registrierte die Polizei 75 Straf- und 
Gewalttaten mit direktem Bezug zu 
Asylunterkünften - Hakenkreuze, 
Schmierereien, Brandstiftungen. Das 
sind doppelt so viel Taten wie jeweils 
in den Quartalen zuvor. Auch die Ge¬ 
samtzahl der Teilnehmer an Demons¬ 
trationen zum Thema „Asyl“, die von 
einschlägig rechten Gruppierungen 
wie der NPD angemeldet wurden, ist 
deutlich gestiegen. Wie viele Men¬ 
schen an weiteren Demos gegen die 
Aufnahme von Flüchtlingen - Pegida 
etc. - teilgenommen haben, ist nicht 
bekannt. Die Bundesregierung hat 
diese Zahlen in der Beantwortung 
einer parlamentarischen Anfrage der 
Linksfraktion einfach unterschlagen. 

Aber auch so ist klar: es gibt ei¬ 
nen augenfälligen Zusammenhang 
zwischen der Empörung der rechten 
Wutbürger und der Zunahme rech¬ 
ter Gewalt. Die Demonstrationen ge¬ 
gen Flüchtlinge führen zur Enthem¬ 
mung - und das nicht nur in einschlä¬ 
gigen Neonazikreisen. 

In der vergangenen Woche ge¬ 
stand ein Mann aus der Nachbar¬ 
schaft, einen Brandanschlag auf eine 
noch unbewohnte Asylbewerberun¬ 
terkunft im schleswig-holsteinischen 
Escheburg begangen zu haben. Die 
Gemeinde mit ihren 3 338 Einwoh¬ 
nern liegt im Speckgürtel Hamburgs, 
der Ort ist in den vergangenen Jah¬ 
ren um einige Einfamilienhäuser ge¬ 
wachsen; hierhin zieht das grüne Bür¬ 
gertum, das die Kinder gern auf dem 
Land groß werden sieht. In einer die¬ 
ser neuen Einfamilienhauseinöden 
hatte nun die Gemeinde vor einigen 
Monaten eine Immobilie erworben, 
um dort sechs (6!) Asylsuchende un¬ 
terzubringen. Ein Dutzend Anwoh- 


Ko-Autoren 

„Von heute an sind wir die Ko-Auto- 
ren unseres Schicksals.“ Das sagte der 
griechische Finanzminister Varoufa- 
kis, als die Verlängerung des angeb¬ 
lichen „Hilfsprogrammes“ um zu¬ 
nächst vier Monate absehbar wurde. 

Die griechische Krise ist keine 
Schuldenkrise. Die Staatsverschul¬ 
dung ist eine Folge der wirtschaft¬ 
lichen Ungleichgewichte, eine Fol¬ 
ge der deutschen Exportwalze, eine 
Folge der Tatsache, dass das Kapi¬ 
tal des Niedriglohnlandes Deutsch¬ 
land besonders wettbewerbsfähig ist. 
Die deutsche Regierung benutzt die 
Schulden, um Griechenland zu er¬ 
pressen. Die früheren Regierungen 
waren damit zu großen Teilen ein¬ 
verstanden - auch sie wollten Sozial¬ 
abbau, Einschränkung der Gewerk¬ 
schaftsrechte, Kürzungen im öffentli¬ 
chen Dienst. Die neue Regierung hat 
versprochen, daran etwas zu ändern. 

Sie versucht, Spardiktat und EU- 
Erpressung zu überwinden - im Rah¬ 
men der Eurozone, auf dem Weg von 


ner sprach daraufhin beim Bürger¬ 
meister vor - der sich nach eigener 
Aussage noch nie solchen Beleidigun¬ 
gen ausgesetzt sah. Dass gerüchtewei¬ 
se irakische Männer in die Nähe von 
Grundschule und Kindergarten zie¬ 
hen sollten, versetzte die Nachbarn in 
Angst und Schrecken. Ob es sich bei 
der Brandstiftung nun um einen Ein¬ 



zeltäter gehandelt hat oder ob es eine 
Verabredung unter den Nachbarn 
gab - der Fall zeigt die Verrohung in 
der (sozialen) Mitte der Gesellschaft. 

Dass diese Verrohung mitten im 
Wohlstand stattfindet, ist in einer auf 
Konkurrenz und Leistungsdruck fuß¬ 
enden Gesellschaft nicht verwunder¬ 
lich. Deshalb erstaunt es auch nicht, 
dass die Deutschen in Europa auch 
bei der Fremdenfeindlichkeit führend 
sind: 61 Prozent haben sich im „Euro- 
Barometer“ pauschal gegen die Ein¬ 
wanderung aus Staaten außerhalb der 
EU ausgesprochen, im EU-Schnitt 
waren es 57 Prozent. Es ist zu be¬ 
fürchten, dass diese Ablehnung auch 
weiterhin in Gewalt Umschlagen wird. 


Verhandlungen, mit Argumenten für 
wirtschaftliche Vernunft, mit der Per¬ 
spektive einer Lösung zum gegensei¬ 
tigen Nutzen von Gläubigern und 
Schuldnern. Nun zeichnen sich die 
Grenzen dieses Weges ab. Die grie¬ 
chische Regierung ist Ko-Autor der 
Entwicklung - aber nicht mehr. Die 
Erpressung geht weiter, Wolfgang 
Schäuble ist mindestens genauso 
ein Ko-Autor wie Yanis Varoufakis. 
Dass das so ist, dass die „Institutio¬ 
nen“ über jede kleine Erleichterung 
für die arbeitenden Menschen in 
Griechenland das letzte Wort haben 
und vorerst behalten, dafür kann die 
Linksregierung nichts. Zwischen den 
arbeitslosen Jugendlichen und armen 
Rentnern, entlassenen Lehrerinnen 
und bankrotten Ladenbesitzern auf 
der einen und dem großen Kapital 
und seinen politischen Vertretern in 
der Eurogruppe kann es keine „Win- 
Win-Situation“ geben. Dafür, dass Sy- 
riza das nicht benennt, kann die linke 
Partei schon etwas. 




Ali Ruckert ist Präsident der Kommunistischen Partei Luxemburgs (KPL) 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


„Imperialismus heute. Neue Momente in der 
Entwicklung der Systemkrise 0 

Diskussion zum Leitantrag an den 21. Parteitag der DKP 


Etwa 140 Genossinnen und Genossen kamen am 
vergangenen Sonnabend nach Hannover, um die 
Gelegenheit zu nutzen, auf einer theoretischen 
Konferenz zum Leitantrag des Parteivorstandes 
zum 21. Parteitag zu diskutieren. Drei Themen 
standen an, zu denen in je zwei Kurzreferaten der 
Einstieg gegeben wurde: (1) „Imperialismus heu¬ 
te. Neue Momente in der Entwicklung der Sys¬ 
temkrise(Hans-Peter Brenner, Klaus Stein). (2) 
Entwicklung der Produktivkräfte und Arbeiter¬ 
klasse heute“ (Nina Hager, Uwe Fritsch). (3) „Die 
kommunistische Partei heute. - Zwischen revolu¬ 
tionärer Flaute, spontanen „neuen Massenbewe¬ 
gungen“ neuen Chancen und politischer Irrele¬ 
vanz^ (Patrik Köbele, Thomas Hagenhofer). 

Wir dokumentieren in der UZ in dieser und der 
kommenden Ausgabe Auszüge aus den Referaten. 
Die Redaktion der UZ bittet nicht nur um Bei¬ 
träge zu diesen Referaten, sondern vor allem zur 
Parteidiskussion um den Hauptantrag des Partei¬ 
vorstandes. 

★ 

Wir eröffnen hiermit die Diskussionstribüne in der 
UZ. In den kommenden Monaten besteht die Mög¬ 
lichkeit mit Beiträgen von maximal 4 500 Zeichen 
(mit Leerzeichen) Beiträge von Gliederungen der 
DKP, aber von einzelnen Genossinnen und Genos¬ 
sen, die Parteidebatte zu unterstützen. 

Dabei bitten wir um eine auf Inhalte bezogene 
Sachdebatte im Interesse der gesamten Partei, bei 
Achtung aller Genossinnen und Genossen. 

(a) Die Redaktion behält sich bei Überlänge Kür¬ 
zungen vor. Bitte signalisiert, wenn ihr eine Abstim¬ 
mung möchtet. 

(b) Beiträge von Parteigliederungen werden zu¬ 
nächst gegenüber Beiträgen einzelner Genossin¬ 
nen und Genossen bevorzugt. 

(c) Zweit- oder Drittbeiträge werden in die Warte¬ 
schlange „gestellt“. Nina Hager 

Hans-Peter Brenner 

(...) „Die Welt ist konfrontiert mit der dramatischen 
Zunahme von Kriegen, Bürgerkriegen und militä¬ 
rischen Interventionen durch die imperialistischen 
Staaten. Die aggressive Politik der Hauptländer 
des Kapitals, vor allem der USA und ihrer NATO- 
Partner, schürt weitere Krisenherde und steigert die 
Gefahr der Entstehung von Flächenbränden. Diese 
Länder rüsten für neue Kriege.“ (Entwurf der Poli¬ 
tischen Resolution des 21. Parteitags) 

Mein erstes Zwischenfazit heißt (...): Das Neue 
am Imperialismus ist die bedrohliche Zunahme der 
Kriegsgefahr. (...) 

Wenn jetzt, ein Jahr nach den Kriegsbrandreden 
von Gauck, von der Leyen und Steinmeier der Auf¬ 
trag erteilt wird, ein neues „Weißbuch der Bundes¬ 
wehr“ anzufertigen, so braucht man nicht zu rät¬ 
seln, was die dazu benannten „Wissenschaftler und 
Experten“ in den nächsten Monaten da zu Papier 
bringen. 

Das Konzept wurde längst im Herbst 2013 im Rah¬ 
men der angeblich unabhängigen „Stiftung Wissen¬ 
schaft und Politik“ erarbeitet, die am Finanzstrang 
der Bundesregierung hängt und zu deren Finanziers 
auch reaktionäre Kreise des US-Imperialismus, z.B. 
aus der Carnegie-Stiftung zählen. 

Mit Unterstützung sogar von „Experten“ aus der 
Linkspartei legte die Stiftung die Studie mit dem 
Titel vor „Verantwortung übernehmen“. Unter die¬ 
ser harmlosen Formel verbirgt sich die von Stein¬ 
meier auf der Konferenz aller deutschen Botschaf¬ 
ter im August 2014 angekündigte Reorganisation 
der Außen- und Militärpolitik des deutschen Im¬ 
perialismus. Es soll dabei ausdrücklich nicht nur 
mit Blick auf Osteuropa eine „aktivere“ Außen¬ 
politik betrieben werden. Ganz ausdrücklich wur¬ 
de von Steinmeier auch die direkte Konkurrenz 
mit Frankreich auf dem afrikanischen Kontinent 
angekündigt. 

Entgegen allen Behauptungen der NATO-hörigen 
Medien hat das alles nur vordergründig mit der Ent¬ 
scheidung der Bevölkerung der Krim zu tun, sich 
wieder mit dem russischen Mutterland zu vereini¬ 
gen. Es geht hier um eine strukturelle und system¬ 
bedingte Aggressivität. 

In unserer Parteitagsresolution sagen wir: „Der 
deutsche Imperialismus verstärkt sein Bestreben 
in Europa die Rolle als die Ordnungs- und Füh¬ 
rungsmacht weiter zu entfalten. Der aufstrebende 
deutsche Imperialismus wird aggressiver und mili¬ 
taristischer.“ 

Und weiter: „Diese Tendenz hat, bezogen auf die 
Zeit seit 1945, eine neue Qualität. Er will seine Rol¬ 
le als Ordnungs- und Führungsmacht der EU aus¬ 
bauen und nutzt die EU im Kampf um Einfluss¬ 
sphären und Rohstoffe in der Welt. Die Kriegsfähig¬ 
keit der Bundeswehr wird mit Rüstungsprojekten 
und Auslandseinsätzen von Afghanistan bis Zen¬ 
tralafrika gesteigert.“ 


Mein zweites Zwischenfazit lautet: Der deutsche 
Imperialismus ist noch aggressiver und militaristi¬ 
scher geworden. Er ist jetzt nicht mehr nur eine po¬ 
tentielle, sondern eine reale und akute Gefahr für 
den Frieden in ganz Europa. (...) 

Die Frage „Krieg oder Frieden zwischen Russland 
und der Ukraine“ - das bedeutet in Wirklichkeit: 
„Gibt es Krieg zwischen der NATO und Russland?“ 
Wie wir im Referat der 9. PV-Tagung im September 
unmittelbar nach dem letzten NATO-Gipfel in Wales 
eingeschätzt hatten, perfektioniert die NATO ihre 
Strukturen für militärische Schläge gegen Russland. 
Und der deutsche Imperialismus marschiert wieder 
ganz offen „gen Osten“. (...) 

Es geht um die ökonomisch-kulturelle Durchdrin¬ 
gung der schwächeren östlichen und südosteuropä¬ 
ischen Nachbarländer. Es geht um die strategische 
Schwächung des noch immer riesengroßen russi¬ 
schen Staates durch das Schüren nationalistischer 
Konflikte in Form der „hybriden Kriegsführung“. 
Diese Strategie wurde in den Zentralen der diver¬ 
sen SOROS-Stiftungen und anderer reaktionärer 
„think-tanks“ erarbeitet. Der Kiewer „Maidan“ war, 
wie schon vorher der „arabische Frühling“ und davor 
die Zerschlagung Jugoslawiens, das Produkt dieser 
Strategie. Es geht dabei um die Vorbereitung von mi¬ 
litärischen Optionen und bewaffneten Aufständen, 
wenn das Kräfteverhältnis vor Ort dies ermöglicht. 
Ich bin mir sicher, dass wir in der näheren Zukunft 
weitere Beispiele für die deutsche Beteiligung an 
dieser „hybriden Kriegsführung“ im direkten Ein¬ 
flussbereich Russlands erleben werden. Beloruss¬ 
land kann nach der Ukraine durchaus der nächste 
Testfall sein. 

Mein drittes Zwischenfazit heißt: Der deutsche Im¬ 
perialismus steht vor dem Sprung zur internationa¬ 
len Militärgroßmacht. Dazu benötigt er die Durch¬ 
brechung der starken antimilitaristischen und auch 
pazifistischen Strömungen in der Bevölkerung. Dies 
zwingt ihn zum Lavieren und zur Verschleierung 
seiner eigentlichen Absichten durch scheinbare 
Friedensinitiativen und rhetorische Friedensbe¬ 
kundungen. 

Es ist kein Zufall, dass sich Angela Merkel in die¬ 
ser jetzigen Phase als „Friedenskanzlerin“ profiliert. 
Wir kennen das aus der Vergangenheit. Niemals zu¬ 
vor und danach wie zwischen 1935-1939 gab es in 
Deutschland eine Phase, in der die Regierung so 
überschwänglich vom Frieden redete, um die eige¬ 
ne Kriegsvorbereitung zu verschleiern. (...) 

Wie der russische Außenminister Lawrov jüngst auf 
der sogenannten Münchner Sicherheitskonferenz 
ganz richtig feststellte, explodiert in dem Konflikt 
um die Krim und um den Donbass eigentlich ein 
bereits seit über 20 Jahre schwelender Brandherd. 
Lawrow erklärte: 

„Die Konstruktion der Stabilität, die sich auf die 
UN-Satzung und die Prinzipien von Helsinki ge¬ 
stützt hat, ist schon lange untergraben worden - 
durch die Handlungen der USA und ihrer Verbün¬ 
deten in Jugoslawien (die Bombardements dort), im 
Irak, in Libyen, mit der Erweiterung der Nato nach 
Osten und der Schaffung von neuen Demarkations¬ 
linien. Das Projekt der Errichtung eines „europäi¬ 
schen Hauses“ ist gerade deshalb nicht umgesetzt 
worden, weil unsere Partner im Westen sich nicht 
von den Interessen der Schaffung einer offenen Si¬ 
cherheitsarchitektur bei gegenseitiger Achtung der 
Interessen leiten ließen, sondern von den Illusionen 
und Überzeugungen der Sieger im Kalten Krieg.“ 
Dem kann und muss ich nicht viel hinzufügen. Aber 
die scheinbar unwiderstehliche und endgültige 
Überlegenheit des Imperialismus gegenüber allen 
anderen möglichen Alternativen - insbesondere der 
sozialistischen - war und ist nur eine bedingte, eine 
zeitlich begrenzte Übermacht. 

Der Imperialismus als System befindet sich in einer 
widersprüchlichen Lage, die alle Merkmale einer 
tiefen Systemkrise erfüllt. 

Unsere Epoche ist nicht die seines Aufstiegs, son¬ 
dern seines Abstiegs. 

Ob daraus eine veritable Existenzkrise wird, das ent¬ 
scheidet aber der „subjektive Faktor“ auf der Gegen¬ 
seite, die sich immer wieder neu von Rückschlägen 
und Niederlagen erholen und neu formieren muss. 
Hier gibt es keinen historischen Automatismus - es 
gibt lediglich eine historische Notwendigkeit. Der 
revolutionäre Bruch mit dem Imperialismus und der 
Übergang muss gewollt und gegen den geschlosse¬ 
nen nnd gewaltsamen Widerstand der imperialisti¬ 
schen Bourgeoisien durchgekämpft werden. Das (!) 
ist die Hauptaufgabe unserer Epoche. (...) 

Klaus Stein 

(...) Bekanntlich sind Produktion und Konsumti¬ 
on im Kapitalismus der Kapitalverwertung unter¬ 
geordnet. Mehrwert wird nur in der Produktion ge¬ 
schaffen. Mit der Entwicklung der Produktivkräfte 
drückt die wachsend organische Konsistenz des Ka¬ 


pitals die Profitrate. Der Ausgleich des drohenden 
Falls der Profitrate durch Mehrwert- und Profitmas¬ 
se erfordert ein steigendes Kapitalminimum, Akku¬ 
mulation sowie Konzentration. 

Aber das Plus an Mehrwertmasse muss auch bei ein¬ 
geschränkter Aufnahmefähigkeit des Marktes noch 
realisiert werden. Dieses Problem kulminiert in der 
Krise: „Der letzte Grund aller wirklichen Krisen 
bleibt immer die Armut und Konsumtionsbeschrän¬ 
kung der Massen gegenüber dem Trieb der kapitalis¬ 
tischen Produktion, die Produktivkräfte so zu entwi¬ 
ckeln, als ob nur die absolute Konsumtionsfähigkeit 
der Gesellschaft ihre Grenze bilde.“ (MEW25,501) 
Im Kapitalismus der freien Konkurrenz führt der 
relative Überschuss periodisch zu Entwertung und 
Brachlegung von Kapital. Im Monopolkapitalismus 
wird dieser Überschuss chronisch und verwandelt 
sich in Geldkapital, das auch in seiner fiktiven Ei¬ 
genschaft aggressiv nach Verwertung sucht. Nur ex¬ 
pandierend, durch die Unterwerfung und Ausbeu¬ 
tung von immer mehr fremder Arbeit, fremdem Ei¬ 
gentum, fremdem Kapital kompensiert die Masse 
von Profit dessen relativen Schwund. 

Die Expansion kann Kolonisierung und territoriale 
Aufteilung der Welt heißen, Raubbau an ihren na¬ 
türlichen Ressourcen, aber auch Privatisierung und 
Unterordnung weiterer gesellschaftlicher Bereiche 
unter die Mehrwertproduktion, ihre Verwandlung in 
Ware. Expansion ist die Peitsche, die der drohenden 
Entwertung immer größerer Kapitalmassen Vorbeu¬ 
gen soll, oder, anders gesagt, Expansion ist die Dro¬ 
ge, ohne die der Kapitalismus nicht leben kann. 
Das Monopol treibt den Widerspruch von gesell¬ 
schaftlicher Produktion und privater Aneignung 
weiter. Aber auch der Imperialismus überwindet die 
Krisen nur dadurch, dass er allseitigere und gewalti¬ 
gere Krisen vorbereitet und die Mittel, den Krisen 
vorzubeugen, vermindert. „Solange der gesellschaft¬ 
liche Charakter der Arbeit als das Gelddasein der 
Ware und daher als ein Ding außer der wirklichen 
Produktion erscheint, sind Geldkrisen, unabhängig 
oder als Verschärfung wirklicher Krisen, unvermeid¬ 
lich.“ (MEW 25,533) 

Lenin sagt, auf der heutigen Stufe der Entwicklung 
des Kapitalismus, der Herrschaft der Monopole und 
des Finanzkapitals, hätten wir es nicht mit einer Aus¬ 
wahl von Politikvarianten zu tun. Das monopolisti¬ 
sche, gewalttätige, annexionistische Vorgehen der 
Monopole sei eine unvermeidliche Folge der fun¬ 
damentalsten Widersprüche des Imperialismus. Und 
dieser Satz gilt - allemal, solange nicht eine sozialis¬ 
tische Systemalternative den Imperialismus in seiner 
Existenz gefährdet und zu Zugeständnissen zwingt. 
Dazu passt, was die Oberbefehlshaberin der Bun¬ 
deswehr, Ursula von der Leyen, am Dienstag bei der 
Auftaktkonferenz zum neuen Weißbuch sagte: „Un¬ 
sere Interessen haben keine unverrückbare Grenze, 
weder geografisch noch qualitativ“. Sie strebe eine 
Sicherheitspolitik ohne Zwänge und Tabus an. 

Der sogenannte Stresstest durch die EZB im Herbst 
vergangenen Jahres sollte uns glauben machen, dass 
die europäischen Banken krisenfest seien. Tatsäch¬ 
lich aber schlummern gewaltige Risiken im Testbe¬ 
richt. (...). 

Neben den beabsichtigten kurzfristigen Folgen er¬ 
wachsen uns mittelfristig zwei Risiken und eine 
Hoffnung. 

a) Risiko 1: Spontane Entwertung, etwa in Gestalt 
eines Crashs, womöglich des Abgrunds, vor dem uns 
Frau Merkel mittels Rettungsschirmen für systemre¬ 
levante Banken zu bewahren trachtete. 

b) Risiko 2: Organisierte Entwertung in Gestalt ei¬ 
nes Krieges, womöglich kombiniert mit Punkt a). 

c) in der organisierten Entwertung in Gestalt von 
Schuldenschnitten und Schuldenerlassen sowie 
Schuldenkonferenzen, die das verabreden. Man 
könnte überschüssiges Kapital auch wegsteuern. 
Beide Lösungen scheinen angesichts imperialisti¬ 
scher Konkurrenz und der Heiligkeit des Privatei¬ 
gentums zwar nicht sehr wahrscheinlich, sind aber 
sinnvoll und tunlichst verknüpft mit der Forderung 
nach Vergesellschaftung von Banken und ihrer de¬ 
mokratischen Kontrolle zu bewerben. Die nächste 
Gelegenheit dazu gibt es in Frankfurt am 18. März 
vor der EZB. Wir müssen ja mal damit anfangen. 
(...) Rosa Luxemburg sagte: „Nur durch ständige 
Expansion auf neue Produktionsdomänen und neue 
Länder ist die Existenz und die Entwicklung des Ka¬ 
pitalismus seit jeher möglich gewesen. Aber die Ex¬ 
pansion führt in ihrem Weltdrang zum Zusammen¬ 
stoß zwischen dem Kapital und den vorkapitalisti¬ 
schen Gesellschaftsformen. Daher Gewalt, Krieg, 
Revolution, kurz: Katastrophe, das Lebenselement 
des Kapitalismus von Anfang bis Ende.“ (Gesam¬ 
melte Werke 5,519) 

(...) Nach dem Untergang der UdSSR hat sich die 
EU nach Osten ausgeweitet und bis zum Jahr 2004 
zehn Staaten aufgenommen. Zwecks weiterer Ex¬ 
pansion, aber ohne Beitrittsperspektive, wurde schon 


im März 2003 die sogenannte „Europäische Nach¬ 
barschaftspolitik“ (ENP) entworfen. Daran nehmen 
mittlerweile 16 Länder teil. Die damalige EU-Au¬ 
ßenkommissarin Benita Ferrero-Waldner: „Mit die¬ 
ser Politik etablieren wir einen Ring von Freunden 
entlang der Grenzen der erweiterten EU. Das ist ein 
geostrategisches Schlüsselprojekt für Europa. Die¬ 
se Zone der Stabilität und des Wohlstandes soll von 
Osteuropa über den Kaukasus und den Nahen Osten 
quer durch den gesamten Mittelmeerraum reichen.“ 
An die Stelle von Beitritten treten Assoziationsab¬ 
kommen. Diese formulieren von EU-Seite Erwar¬ 
tungen an die assoziierten Länder. Mit Syrien hat 
sich die EU im Dezember 2003 verständigt. „Ziel 
dieses Abkommens ist es, [...] die Voraussetzun¬ 
gen für die schrittweise Liberalisierung des Waren-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs zu schaffen.“ 
Unter anderem wird untersagt, fünf Jahre nach Ab¬ 
schluss der Vereinbarung weiter staatliche Betriebe 
zu subventionieren. Assad Unterzeichnete im Jahr 
2004. Just zum fälligen Zeitpunkt der Gegenzeich¬ 
nung durch die EU, am 14. Februar 2005, wurde auf 
den ehemaligen libanesischen Ministerpräsidenten 
Al-Hariri ein Anschlag verübt und Syrien beschul¬ 
digt, daran beteiligt gewesen zu sein. Die EU ver¬ 
weigerte nun die Ratifizierung. Schätzungsweise war 
das der Zweck dieses Anschlags. 

Aber das Abkommen wurde trotzdem umgesetzt - 
auch ohne Ratifizierung. Ende 2008 nahmen beide 
Seiten die Verhandlungen wieder auf, bis sie von der 
EU im Februar 2011 nach dem Ausbruch der Unru¬ 
hen wieder ausgesetzt wurden. Mittlerweile haben 
wir einen Bürgerkrieg, in den sich die Türkei, ara¬ 
bische Staaten und die USA einmischen. Übrigens 
auch kurdische Verbände. Syrien wird zerlegt. 

Seit dem 9. September 2008 gibt es mit der Ukrai¬ 
ne eine Vereinbarung über ein Assoziationsabkom¬ 
men. Aber am 21. November 2013 legte es die ukra¬ 
inische Regierung unter Janukowitsch auf Eis. Das 
führte zu Protesten, subventioniert durch Gelder 
westlicher Stiftungen. Stichwort Maidan. Offenbar 
versprechen sich viele Ukrainerinnen und Ukra¬ 
iner vom Abkommen mit der EU eine Verbesse¬ 
rung ihrer sozialen Lage. Sie verkennen die Folgen 
der Abschaffung sogenannter Handelshemmnisse, 
von neoliberalen Reformen und weiteren Privati¬ 
sierungen. Ein Blick nach Rumänien, Bulgarien und 
Griechenland könnte die Ukrainer lehren, was sie 
zu erwarten haben: Arbeitslosigkeit und Armut. 
Vordem schon hatte westliches Kapital Gelegenheit, 
seinen Einflussbereich auf die Ukraine auszudeh¬ 
nen. Den dialektischen Charakter der Beziehungen 
von USA und EU bei dieser Einflussnahme, ihre 
enge Zusammenarbeit bei gleichzeitig aggressiver 
Konkurrenz, brachte die US-Europabeauftragte 
Victoria Nuland vulgär, aber präzis auf den Begriff: 
„FucktheEU!“ 

Gegenwärtig zeigt sich die Fratze des Krieges. Tau¬ 
sende haben schon ihr Leben gelassen. Ganz unge¬ 
niert bedient sich der Imperialismus dabei des orga¬ 
nisierten Faschismus. Die ukrainische Regierung ist 
mit Faschisten durchsetzt. Es ist sicher kein Zufall, 
dass zur selben Zeit in Deutschland fremdenfeindli¬ 
che Stimmungen hochgekocht werden und Faschis¬ 
ten auf zahlreichen Bühnen hetzen können. 

Im vergangenen September befragte das Handels¬ 
blatt den Nobelpreisträger Prof. Robert J. Shiller zur 
Lage der Weltwirtschaft. Er sagte: „Wir stecken fest. 
Die Frage ist: Wie kommen wir da raus?“ Handels¬ 
blatt’. „Und Ihre Antwort?“ Shiller: „Die bereitet mir 
vielleicht die größten Sorgen: ein Krieg.“ 

★ 

Mir geht es um den Zusammenhang von Krise, 
Kriegsgefahr und Rechtstendenzen. Seine Darstel¬ 
lung im Leitantrag erfordert weitere Forschung und 
geistige Anstrengung. Das sage ich, obwohl mir just 
der Absatz zur Kriegsgefahr (Zeile 35-70) noch am 
besten gelungen scheint. Der Leitantrag ist im üb¬ 
rigen verbesserungsfähig und ergänzungsbedürftig. 
Er weist Unebenheiten auf, etwa wenn der revo¬ 
lutionäre Bruch als Strategie bezeichnet wird. Das 
Revolutionäre an der Revolution ist nicht ihre Form, 
sondern der Inhalt. Andernfalls geraten Strategie 
und Taktik zu Kraut und Rüben. Es wird nicht unter¬ 
schieden zwischen politischen, ökonomischen und 
ideologischen Kampffeldern. Grundlage unserer Po¬ 
litik ist der wissenschaftliche Sozialismus und die 
Lehre von Marx, Engels, Lenin. Das steht in allen 
bisherigen Programmen unserer Partei und reicht 
völlig aus. Es ist falsch, von den Genossinnen und 
Genossen ein Bekenntnis zum Marxismus-Leninis¬ 
mus zu verlangen (Ausführungen dazu und weitere 
Anmerkungen zum Eeitantrag auf der Homepage 
des Bezirks Rheinland-Westfalen der DKP: http:// 
www. dkp-rheinland-westfalen. de/). (...) 

Wird fortgesetzt, die vollständigen Beiträge (mit 
Fußnoten usw.) erscheinen in einem Reader und 
im Internet. 
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„Banda Bassotti“, das sind Fabio„Scopa“ Santarelli, Michele Frontino, Gian Paolo „Picchio“ Picchiami (v.l.n.r.). Auf dem UZ-Pressefest 2011 waren sie ein Magnet. 


Die Mauer des Schweigens durchbrechen 

„Banda Bassotti“ organisiert eine antifaschistische Karawane in den Donbass 


Am 17 Januar 2015 veröffentlichte die 
italienische Combat-Ska-Band Ban¬ 
da Bassotti in Rom einen Appell zur 
Unterstützung einer antifaschistischen 
Karawane in den Donbass vom 6. bis 
11. Mai 2015. Der Parteivorstand der 
DKP hat die Unterstützung der Kara¬ 
wane beschlossen, deren Teilnehmer 
nach der Rückkehr in ihren Ländern 
über die Situation im Donbass in¬ 
formieren werden. Melina Deymann 
sprach für die UZ mit David Cacchio- 
ne, dem Manager der Band, über Ziel 
und Inhalte der Karawane. 

UZ: Ihr wart im vergangenen Herbst 
mit einer antifaschistischen Karawane 
im Donbass. Warum seid ihr gefahren 
und was habt ihr für Erfahrungen ge¬ 
macht? 

David Cacchione: Es ist nicht das ers¬ 
te Mal, dass wir uns in einer Kriegssi¬ 
tuation befinden. Es ist nicht das erste 


Unserer Meinung nach muss auch 
hier noch viel gearbeitet werden. Es 
war für uns als Arbeiter, arbeitslose 
Proletarier und vor allem Antifaschis¬ 
ten praktisch offensichtlich, den 9. Mai 
als Datum für die zweite antifaschisti¬ 
sche Karawane zu wählen. Wir ertra¬ 
gen es nicht, dass unsere Kinder massa¬ 
kriert werden wie vor 70 Jahren! 

UZ: Ist es nicht etwas ungewöhnlich, 
dass eine Band eine solche Solidaritäts¬ 
karawane durchführt? 

David Cacchione: Eine antifaschisti¬ 
sche Karawane zu organisieren sollte 
sicherlich Aufgabe einer kommunisti¬ 
schen Partei sein. 

Aber angesichts der Tatsache, dass 
es niemand getan hat, erschien es uns 
richtig, die Situation in die Hand zu 
nehmen. Die Band ist dank des Zusam¬ 
mentreffens von Leuten mit der glei¬ 
chen Lebenserfahrung entstanden: An¬ 


genommen haben, auch vor, wieder 
loszuziehen. Unser Herz schlägt für 
Donbass. Unser Traum ist, außer Spa¬ 
niern, Italiener, Basken und Griechen 
andere Delegationen aus dem Europa 
der Arbeiter, der Ausgebeuteten, der 
Erwerbslosen mitzubringen. Unsere 
Lieder, Hammer und Sichel, die Rote 
Fahne, die wir auf jedem unserer Kon¬ 
zerte hissen, werden uns nach Donbass 
begleiten. 

Wir wollen Männern, Frauen, Ge¬ 
schichten begegnen und von dem be¬ 
richten, was wir sehen. Videos, Fotos 
und Geschichten. 

UZ: Wie war es für euch als Kommu¬ 
nisten, eine Solidaritätskarawane in die 
Volksrepublik Donezk zu machen, in 
der ja die kommunistische Partei nicht 
zur Wahl zugelassen wurde? 

David Cacchione: Wir wollen nicht in 
Gefilde Vordringen, die wir nicht gut 


oft, dass eine Rockband solche Initia¬ 
tiven organisiert, aber alle haben sich 
zugänglich gezeigt, indem sie uns Aus¬ 
rüstung zur Verfügung stellten, um ei¬ 
nige Stücke aus unserem Repertoire 
zu spielen. 

UZ: Seit eurem letzten Aufenthalt in 
Neu-Russland hat sich die Kriegssitu¬ 
ation nochmals verschärft. Wie genau 
seid ihr über die Situation vor Ort in¬ 
formiert? Ist es überhaupt noch möglich 
dort Konzerte zu geben? 

David Cacchione: Wir verfolgen die 
Ukrainekrise sowohl auf alternativen 


„Das Hauptanliegen der Karawane war und ist es, 
die Antifaschisten und Antiimperialisten direkt darüber zu informieren, 
was dort passiert, die Mauer des Schweigens zu durchbrechen 


Mal, dass der Feind Nummer Eins die 
Imperialisten USA und EU sind. Es ist 
nicht das erste Mal, dass wir sehen, wie 
unschuldige Zivilisten im Namen der 
Demokratie massakriert werden, aber 
es ist das erste Mal, dass an diesem Ab¬ 
schlachten nazifaschistischer Pöbel be¬ 
teiligt ist, der eben von der US- und den 
europäischen Regierungen gesponsert 
wird. 

Einem Volk direkt zu begegnen, 
das nach 70 Jahren nicht vergessen 
hat, was es gekostet hat, sein eigenes 
Land zu verteidigen und dazu heute 
wie gestern bereit ist, hat uns als Kom¬ 
munisten und Antifaschisten immens 
bereichert. 

Und wir können nicht anders, als 
diesem Volk zu danken und es ohne 
Wenn und Aber zu unterstützen. Es ist 
ein Traum, an den Feierlichkeiten zum 
9. Mai, dem Tag der Befreiung, teilzu¬ 
nehmen. 

UZ: Was hat euch dazu bewogen, jetzt 
zu einer zweiten Karawane aufzurufen, 
die rund um den 70. Jahrestag der Be¬ 
freiung stattfinden soll? 

David Cacchione: Wenn es wahr ist, 
dass der direkte Kontakt mit den Be¬ 
völkerungen und den Kämpfern der 
Republiken uns und auch ihnen Kraft 
gegeben hat, sind auch die folgenden 
zwei Dinge wahr: Erstens, das Ziel der 
ersten Karawane war es, die Republi¬ 
ken zu erreichen, und dies ist partiell 
auch gelungen. Zweitens, das Hauptan¬ 
liegen der Karawane war und ist es, die 
Antifaschisten und Antiimperialisten 
direkt darüber zu informieren, was dort 
passiert, die Mauer des Schweigens zu 
durchbrechen, vor allem die des Miss¬ 
trauens der europäischen Linken sowie 
der medialen Lügen. 


tifaschismus und internationalistische, 
antiimperialistische Solidarität sowie 
Solidarität gegenüber den Schwächs¬ 
ten. Dies führt dazu, dass Initiativen 
wie die Karawane zur Haltung der Mit¬ 
glieder der Band gehören. Es ist in der 
DNA eines jeden von uns. 

Wie wir vorhin sagten, sind wir zual¬ 
lererst Antifaschisten und gehören zur 
Arbeiterklasse. Wir haben seit jeher 
jede Sache unterstützt, die uns etwas 
angeht. Nach dem Massaker in Odessa, 
das von europäischen Nazis und USA- 
und EU-Imperialisten verübt wurde, 
als diese sich, die Wahrheit verschlei¬ 
ernd und die Verfassung missachtend, 
mit dieser inakzeptablen Schuld besu¬ 
delten, konnten wir nicht anders als zu 
antworten. Angesichts dessen, dass die¬ 
jenigen, die hätten antworten müssen, 
entweder am Massaker aktiv teilneh¬ 


men oder teilgenommen haben oder 
es still und heimlich tut. Was vielleicht 
sogar noch schlimmer ist. Wir sind dar¬ 
über absolut nicht erfreut. Wir würden 
gern anderes machen, Musik zum Bei¬ 
spiel, aber wir haben den Kampf noch 
nicht vergessen und darum kämpfen 
wir an der Seite der Republiken! 

UZ: Wie ist die Karawane geplant? Wen 
nehmt ihr mit und was werdet ihr vor 
Ort machen? 

David Cacchione: Sagen wir mal, zur¬ 
zeit haben diejenigen, die an der ers¬ 
ten Antifaschistischen Karawane teil¬ 


kennen. Es kommen sehr schlecht veri¬ 
fizierbare Nachrichten. In einem Land 
im Krieg passieren Dinge, die außer¬ 
halb schwer zu erklären sind. Wir sind 
Kommunisten und unsere Karawane 
ist eine antifaschistische. Dies ist un¬ 
ser Motto. Wir machen kein Geheim¬ 
nis daraus, Kommunisten zu sein und 
uns als Kinder der Geschichte der So¬ 
wjetunion zu begreifen. Natürlich gibt 
es auch unter uns Differenzen, wir sind 
keine Partei. Aber vielleicht ist das un¬ 
sere Stärke. 

UZ: Wie hat die Bevölkerung auf euch 
reagiert? 

David Cacchione: Wir wurden wunder¬ 
bar in Russland aufgenommen und ha¬ 
ben uns geliebt gefühlt. All diejenigen, 
die wir trafen, haben Dankbarkeit für 


unsere Arbeit ausgedrückt und dafür, 
eine Antifaschistische Karawane bis 
dorthin organisiert zu haben. Die De¬ 
legation, die es geschafft hat, einzurei¬ 
sen, kann das Gleiche berichten. Noch 
nie war eine Karawane aus verschie¬ 
denen Ländern nach Donbass gekom¬ 
men. Wir sind mit Bus in Moskau ge¬ 
startet, haben 1 300 km zurückgelegt 
und einige Etappen entlang der Stre¬ 
cke eingelegt, wo wir außer von den 
örtlichen Autoritäten auch von der Be¬ 
völkerung empfangen wurden, die so¬ 
lidarisch mit dieser Initiative war und 
Zufriedenheit und Enthusiasmus an 
den Tag gelegt hat. Es passiert nicht 


Kanälen als auch, angesichts der letz¬ 
ten Entwicklungen, auf den offiziellen, 
wo die Desinformation sehr hoch ist. 
Unserer Erfahrung nach müssen alle 
Instrumente genutzt werden, die zu¬ 
sammen zum Wachstum eines revolu¬ 
tionären Bewusstseins beitragen kön¬ 
nen, dazu gehören auch das kulturel¬ 
le Bewusstsein und nicht zuletzt das 
jugendliche (angesichts unseres eige¬ 
nen Alters ein kleiner Euphemismus), 
ohne welches dem Kommunistischen 
Haus eine fundamentale Säule fehlen 
würde. Dieses Bewusstsein überzeugt 
uns von der Nützlichkeit dessen, was 
wir tun. Wir wollen den Feierlichkei¬ 


ten zum Tag des Sieges beiwohnen. Ob 
mit einem Konzert, einer Manifestati¬ 
on, mit dem was möglich ist. 

UZ: Andersrum: Steht den Leuten dort 
überhaupt der Sinn nach Konzerten? 
Was ist für die Menschen jetzt wichtig? 

David Cacchione: Ich glaube, dass es 
ausreichen wird, Menschen wie uns zu 
sehen, die Grenzen überschreiten, um 
Solidarität in ein von der Nazi-Bestie 
attackiertes Land zu bringen. 

UZ: Was braucht ihr konkret an Unter¬ 
stützung? 


„Es ist nicht das erste Mal, dass wir sehen, wie unschuldige Zivilisten im Namen der 
Demokratie massakriert werden, aber es ist das erste Mal, dass an diesem Abschlachten 
nazifaschistischer Pöbel beteiligt ist, der eben von der US- und den europäischen 

Regierungen gesponsert wird.“ 


David Cacchione: Sicherlich ökonomi¬ 
sche Hilfe. Es ist das zweite Mal, dass 
wir in den Donbass fahren und wir 
sind sicherlich weder eine reiche noch 
kommerzielle Gruppe. Darüber hinaus 
brauchen wir politische Unterstützung; 
aber vor allem brauchen wir, und vor 
allem Donbass, Menschen, die sich uns 
anschließen. Deutsche, Französinnen 
und Franzosen, Engländerinnen, Po¬ 
linnen, Portugiesinnen... 

Die Banda Bassotti ist das Werk¬ 
zeug, das Grenzen einreißt und die 
Ziele der Antifaschisten erreicht. Mit 
dem Ausblick, partisanische Gruppen 
aller Nationen zu vereinen, rufen wir 


all jene zum Appell, die vorwärts und 
vereint im Kampf gegen den Nazi-Fa¬ 
schismus, den Diener des Kapitalismus, 
Vorgehen wollen - über die eigene po¬ 
litische Überzeugung hinaus, sowohl in 
Novorossija wie in Italien. 

;No pasarän! 

Übersetzung der Antworten von David Cacchione: Gi- 
anna Pietro 
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Aus den Bewegungen 


Europa braucht eine starke 

antifaschistische Friedensbewegung Von Ulrich Sander 


Mit einem Treffen in Kassel nahm die 
VVN-BdA-Arbeitsgruppe Frieden 
ihre Tätigkeit auf Der Erfahrungsaus¬ 
tausch am 21. Februar 2015 galt auch 
der Beantwortung von Fragen, die hin¬ 
sichtlich der Rolle von Antifaschismus 
und Antimilitarismus in der Friedens¬ 
bewegung an die WN-BdA herange¬ 
tragen wurden. Das Einführungsre¬ 
ferat hielt der Bundessprecher Ulrich 
Sander. Hier Auszüge aus dem Referat: 

General Klaus Naumann, Begründer 
der „neuen“ Bundeswehr „im Einsatz“ 
nach dem Anschluss der DDR, hat den 
Klassencharakter heutiger Kriege ge¬ 
nau definiert: „Es gibt zwei Währungen 
in der Welt: Wirtschaftliche Macht und 
die militärischen Mittel, sie durchzuset¬ 
zen“ (laut „Spiegel“Nr. 3/93) 

Karl Marx und Friedrich Engels ha¬ 
ben jegliche Geschichte, auch die Ge¬ 
schichte der Kriege, letztlich als Ge¬ 
schichte von Klassenkämpfen gesehen. 
Das wurde deutlich bei der Gründung 
der Internationale, der Arbeiterassozi¬ 
ation vom 28. September 1864. Dieser 
Jahrestag vor 150 Jahren ist leider ganz 
vergessen worden, obwohl er auch die 
Gründung der weltweiten Friedensbe¬ 
wegung markiert. 

Mit der Gründung der 
i. Internationale startete auch 
die Weltfriedensbewegung 

Die Solidarität mit den polnischen 
Aufständischen gegen die zaristische 
Fremdherrschaft und die enge Verbun¬ 
denheit mit den britischen Arbeitern, 
die gegen den Eintritt Großbritanniens 
in den Bürgerkrieg in USA auf Seiten 
der Sklavenhalter kämpften, standen 
im Mittelpunkt der Gründungsver¬ 
sammlung der Ersten Internationale. 
Die englische Arbeiterbewegung stell¬ 
te sich in gewaltigen Demonstratio¬ 
nen gegen die Absicht der englischen 
Regierung, in den USA zugunsten der 
Südstaaten zu intervenieren. Voll Ge¬ 
nugtuung würdigte Karl Marx in der 
Öffentlichkeit die hohe Moral des eng¬ 
lischen Proletariats, das, „obgleich die 
Fortdauer des Amerikanischen Bürger¬ 
kriegs einer Million englischer Arbei¬ 
ter die furchtbarsten Leiden und Entsa¬ 
gungen aufbürdet - nämlich durch die 
Baumwollkrise und Massenarbeitslo¬ 
sigkeit in der englischen Textilindus¬ 
trie - doch selbstlos für die Erhaltung 
des Friedens und die internationale So¬ 
lidarität eintrat“. (MEW15, S. 577) 
Sollte diese hohe Moral nicht auch 
heute von den Arbeitern der Rüstungs¬ 
industrie erwartet werden? Sie entsa¬ 
gen jedoch nicht, sondern produzieren 
weiter die Waffen, die sich gegen ihre 
Klassenbrüder richten. 

Allerdings gibt es auch hier und 
heute eine Antikriegsstimmung, die 
nun endlich einmal für den Frieden zu 
Buche schlug. Nachdem wir jahrelang 
klagten, dass die Menschen zwar in der 
Mehrheit gegen den Krieg eingestellt 
seien, aber dies nicht öffentlich bekun¬ 
deten, - und dass sich diese Massen¬ 
stimmung auch nicht für den Frieden 
auswirkte, haben wir mit dem Abkom¬ 
men von Minsk endlich einen großen 
Erfolg errungen. Angesichts der Stim¬ 
mung in unserer Bevölkerung sträub¬ 
te sich Angela Merkel, den US-ame¬ 
rikanischen Mainstreampolitikern zu 
folgen, die mit Waffenlieferungen den 
Krieg gegen das ostukrainische Volk 
anheizen wollten. 

Angela Merkel nimmt 
die Warnungen der 
Friedensbewegung ernst 

Laut „FAZ“ vom 7.2.15 sagte sie, sie 
lehne Waffenlieferungen an die Uk¬ 
raine ab, und so kam es zum Minsker 
Abkommen. „Militärisch ist diese Krise 
nicht zu lösen“, sagte Merkel. Sie könne 
sich „keine Situation vorstellen, in der 
eine verbesserte Ausrüstung der ukra¬ 
inischen Armee dazu führt, dass Prä¬ 
sident Putin so beeindruckt ist, dass 
er glaubt, militärisch zu verlieren. Ich 
muss das so hart sagen. Es sei denn ... 


Über ,es sei denn 4 möchte ich nicht 
sprechen.“ 

Aber wir sollten über das „es sei 
denn“ sprechen: Es sei denn, man will 
den ganz großen Krieg. Und der ist 
mit dem deutschen Volk derzeit nicht 
zu machen. 

Doch das Volk soll weiter 
kriegsbereit gemacht werden 

Doch das sich Einstellen auf den gro¬ 
ßen Krieg, das ist durchaus nach wie vor 
auch die Politik der großen Koalition! 
Betrachten wir den Koalitionsvertrag. 
Der Koalitionsvertrag der Union-SPD- 
Bundesregierung besagt: „Mit ihrer 
Neuausrichtung wird sie [die Bundes¬ 
wehr] auf die veränderten sicherheits¬ 
politischen Herausforderungen des 21. 
Jahrhunderts ausgerichtet. Wir wer¬ 
den diese Neuausrichtung konsequent 
fortsetzen und zum Erfolg führen.“ Die 
Ausrichtung reicht bis zur Atomwaffe. 
Der Koalitionsvertrag bekennt sich zur 
Umsetzung der Beschlüsse der NATO- 
Tagung im Mai 2012 in Chicago. In Chi¬ 
cago vereinbarte man unter anderem: 
Die „NATO wird (...) sicherstellen,dass 
alle Elemente der Abschreckung, auch 
der nuklearen Abschreckung der NATO 
solange zuverlässig, sicher und effektiv 
bleiben, wie die NATO ein nukleares 
Bündnis bleibt (... Dabei] ist es erfor¬ 
derlich, dass (...) die Planungsrichtlini¬ 
en den Anforderungen des 21. Jahrhun¬ 
derts entsprechend angepasst werden“ 

Damit fällt die jetzige Koalition so¬ 
gar hinter die FDP Westerwelles zu¬ 
rück, die in ihrem Koalitionsvertrag 
dereinst noch die Forderung nach Ab¬ 
zug aller Atomwaffen aus Deutschland 
verankerte. Heute aber wird geplant, 
die in Deutschland lagernden A-Waf¬ 
fen zu modernisieren. Diese Moderni¬ 
sierung erfolgt in Büchel (Eifel), dem 
deutschen Atomwaffenstützpunkt von 
NATO und USA. 

Beunruhigendes aus Büchel, 
Kalkar und Ramstein 

Über den Absturz eines Torna¬ 
doflugzeugs vom 16. Januar 2014 in 
der Nähe Büchels wird bis heute Still¬ 
schweigen geübt. Warum wohl? Bei 
anderen Meldungen verlassen sich 
die offiziellen Stellen darauf: Tote re¬ 
den nicht - und sie können sich nicht 
verteidigen gegen das, was über sie 
im Zusammenhang mit dem Aufpral¬ 
len eines Eurofighter auf einen Learjet 
35 berichtet wird. Der Vorfall trug sich 
am 23. Juni 2014 über dem Sauerland 
zu. Die Eurofighter sind ständig in der 
Luft; sie wurden und werden vom NA- 


TO-Luftkommando Kalkar/Uedem ge¬ 
lenkt und haben die Aufgabe, „verdäch¬ 
tige“ Flugzeuge abzuschrecken oder 
zum Absturz zu bringen. Der Standort 
Kalkar/Uedem ist das Gegenstück zu 
Ramstein, worüber hier und dort im 
Zusammenhang mit dem Drohnen¬ 
krieg der USA von deutschem Boden 
aus und dem gegen Russland gerichte¬ 
ten Raketenschirm berichtet wird. 

Alles, was Ramstein jetzt kann, wird 
künftig Kalkar/Uedem auch können. 
Ramstein ist für den Raum südlich der 
Alpen zuständig, Kalkar/Uedem für 
den Raum nördlich der Alpen. Schon 
jetzt brüstet man sich dort damit, einen 
Radius bis zum Baltikum abzudecken, 
große Teile Russlands eingeschlossen 
(s. Ossietzky 7/12). 

Die Thinktanks des Weltkriegs 
Drei arbeiten schon 

Vom 18. bis 20. November 2014 fand 
die jährliche NATO-Spitzentagung 
des Kalkarer Joint Air Power Compe- 
tence Centre (JAPCC; Gemeinsames 
Luftmacht-Kompetenzzentrum) statt. 
Diesmal unter dem Titel „Future Vec- 
tor“. Der Pfeil oder Vektor steht nicht 
für einen schnellen Weg in eine gute 
Zukunft. Er fliegt über Europa bis ins 
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All. Er kann die Zukunft der Mensch¬ 
heit tödlich treffen: Man spricht im Ta¬ 
gungsmaterial von „Nexus“ und meint 
damit die Verbindung aller Elemente 
der Kriegsführung. Auch der atomaren. 
Zur derzeitigen Tätigkeit des Luftkom¬ 
mandos gehört die Ermöglichung jeder 
Art von „tödlicher wie nichttödlicher 
militärischer Gewaltanwendung“. In 
den Dokumenten wird von Luft-, Welt¬ 
raum- und Cybermacht als eigenständi¬ 
ges, offensives (!) und möglicherweise 
entscheidendes Instrument gesprochen. 
Das ist eine unverhohlen offensive Stra¬ 
tegie. 

Im NATO-Tagungsmaterial des 
JAPCC für 2014 ist zu lesen: „Die zwei 
Jahrzehnte über dauernde Annahme, 
dass es in Europa keinen Ausgangs¬ 
punkt für einen größeren Krieg gebe, 
ist einigermaßen zweifelhaft.“ Das heißt 
doch: Der Krieg ist möglich, schon bald, 
und die NATO sieht sich als Sieger. 


Das sich Einstellen auf den großen 
Krieg, in den auch wir Deutsche wieder 
ziehen sollen, das geschieht auch mit 
Hilfe jener Kriegsprediger mit Namen 
Steinmeier, Gauck und von der Leyen, 
die seit einem Jahr dem Volk predigen, 
man müsse mehr Verantwortung in 
der Weltpolitik übernehmen, und zwar 
auch militärische. Einstellen sollen wir 
uns auch auf den Krieg durch die Hin¬ 
nahme neuer Verteidigungspolitischer 
Richtlinien, die man diesmal im Volk 
diskutieren wolle. 

Sagen wir unsere Meinung 
zu den Verteidigungspo¬ 
litischen Richtlinien 

Ja, dann man los, - greifen wir in die 
Diskussion ein. 

So auch durch die Stimmen aus der 
Friedensbewegung, die an ihre großen 
Diskurstraditionen anknüpfen sollte. 
Sie begannen gleich nach dem 8. Mai 
1945. In Potsdam wurde beschlossen: 
Von deutschem Boden darf nie wieder 
Krieg ausgehen; der deutsche Militaris¬ 
mus wird abgeschafft. 

Als viele von uns begannen, in der 
VVN-BdA aktiv zu werden, da galt 
noch uneingeschränkt: „Nie wieder Fa¬ 
schismus und Krieg“. Seit Jahren ist der 
zweite Teil immer mehr zurückgedrängt 
worden. Doch dann kam es zur gefähr¬ 
lichen Krise in der Ukraine, wo ultra¬ 
rechte Politiker mit Hilfe auch deut¬ 
scher Politiker an die Macht kamen und 
begannen, sich an der NATO-Politik ge¬ 
gen Russland zu beteiligen, und zwar 
auch mittels einer militarisierten EU. 
Das stellt unsere VVN-BdA seit einem 
Jahr vor eine völlig neue Situation. 

Zur Situation in der Ukraine 
nahmen Antifas sofort Stellung 

Wir in NRW sagten uns, es sollte ge¬ 
lingen, eine Anti-Kriegs-Erklärung aus 
der Mitte der antifaschistischen Kräf¬ 
te heraus zu schaffen. Die haben wir 
in Dortmund gleich nach dem profa¬ 
schistischen Putsch vom Februar 2014 
in Kiew durch ein gemeinsames Komi¬ 
tee der Hinterbliebenen und heutigen 
Mitstreiter des Widerstandes erarbei¬ 
tet. In der Erklärung hieß es u.a.: „Als 
Förderverein Steinwache/Internationa¬ 
les Rombergparkkomitee, Mitglied der 
FIR, sind wir besorgt über das Schick¬ 
sal unserer Mitglieder in der ehemali¬ 
gen Sowjetunion. Wir sind mit ihnen so¬ 
lidarisch. Wir fürchten um ihre Sicher¬ 
heit vor den Angriffen rechter Kräfte. 
Jetzt sind antifaschistische Aktionen 
nötiger denn je, ebenso Aktionen für 
den Frieden!“ 


Jetzt sind auch wieder mehr Ge¬ 
werkschafter und Sozialisten, auch So¬ 
zialdemokraten Teil der Friedensbewe¬ 
gung. Diese Tendenz nimmt wieder zu. 
Dieses Jahr gibt es wieder viel mehr so¬ 
zialdemokratische Unterstützung für 
die Ostermärsche. Nicht zu vergessen: 
Die Erklärung „Wieder Krieg in Eu¬ 
ropa? Nicht in unserem Namen!“ Sie 
wurde von ehemals führenden SPD- 
Leuten mit initiiert. Allerdings hat sie 
erhebliche Mängel: Sie thematisiert die 
aggressive NATO-Strategie nicht. 

Ich finde, auch wir haben als VVN- 
BdA den richtigen Ton getroffen und ha¬ 
ben mit unserem Bundeskongress und 
auch in der Zeit danach wichtige Aussa¬ 
gen gemacht, mit denen wir in den Frie¬ 
densdiskurs wirkungsvoll eingriffen. Ich 
darf zitieren: VVN-BdA protestiert ge¬ 
gen die Kriegsvorbereitung; Kriegsvor¬ 
bereitung einstellen, Frieden in Europa 
sichern; geschrieben von Bundesspre¬ 
cherkreis der VVN-BdA - 8. Dezem¬ 
ber 2014 - Mehr denn je seit dem Ende 
des Kalten Krieges haben wir Anlass 
zur Sorge um den Frieden in Europa. 
(Wortlaut auf Website der VVN-BdA) 
U.a. heißt es: 

★ Keine weitere Ausweitung der 
NATO nach Osten! 

★ Keine provozierenden Manöver an 
den russischen Grenzen! 

★ Schluss mit antirussischer Propagan¬ 
da und Drohgebärden! 

★ Einspruch gegen die Eskalationsstra¬ 
tegie, die besonders von Polen und den 
baltischen Staaten gefordert und von 
NATO-Generalsekretär Stoltenberg 
aufgegriffen wird! 

★ Kein Schulterschluss mit der ukra¬ 
inischen Regierung, die sich politisch 
und militärisch auf die reaktionärsten 
Kräfte des Landes unter Einschluss fa¬ 
schistischer Parlamentarier und Mili¬ 
zen stützt! - 

Es drängt sich der Verdacht auf, 
dass die gefährliche Situation in der 
Ukraine genutzt werden soll, um mit 
der Neuaufstellung der „Speerspitze“ 
genannten multinationalen Eingreif¬ 
truppe unter deutscher Führung der 
von Bundespräsident Gauck mehr¬ 
fach geforderten „Übernahme von 
mehr Verantwortung“ näher zu kom¬ 
men. 

Zu diesem Widerstand haben wir 
in zwei wichtigen Dokumenten aufge¬ 
rufen: einmal in unserer eigenen Er¬ 
klärung zum 8. Mai, 70. Jahrestag der 
Befreiung von Krieg und Faschismus, 
und zum anderen in der gemeinsamen 
Erklärung von Bündnispartnern, (s. 
Kasten) 


70 Jahre nach der Befreiung von Faschismus und Krieg (Auszüge) 


Für eine neue Entspannungspolitik, nein zur Vor¬ 
bereitung auf den Krieg! 

Am 8. Mai 1945 wurde ganz Europa von dem Ver¬ 
brechersystem des deutschen Faschismus und sei¬ 
nem Krieg befreit. (...) 

Deshalb verdanken wir als heute Lebende die 
Grundlagen eines Lebens in Frieden, Freiheit 
und Vielfalt den Siegern des 8. Mai. Die alliierten 
Streitkräfte, unter denen die Rote Armee mit Ab¬ 
stand die größte Last des Krieges in Europa zu tra¬ 
gen hatte, sind auch unsere Befreier. 

Trotz schwieriger politischer Konstellationen folg¬ 
te dem Sieg über den Faschismus in Europa eine 
lange Friedensperiode. Der Drang der Völker, nach 
zwei mörderischen Kriegen dauerhaft friedliche 
Beziehungen aufzubauen und demokratische Ver¬ 
hältnisse zu errichten,trug Früchte. (...) Im 70.Jahr 
der Befreiung vom Faschismus steht die Bundes¬ 
regierung in der historischen Verantwortung, eine 
neue Entspannungspolitik mit Russland auf den 
Weg zu bringen, in der die Sicherheitsinteressen 
aller Beteiligten Berücksichtigung finden. 

Antifaschismus und Antimilita¬ 
rismus gehören zusammen 

Wir erleben eine Welle von Völkerhass und Ge¬ 
walt, und zwar nicht nur in Kriegen. Heute kommt 
der Auseinandersetzung Antifaschismus vs. Fa¬ 
schismus und Antimilitarismus vs. Kriegstreibe¬ 
rei eine besondere Bedeutung zu. Dies sowohl im 
Inland, wo die rechten Bewegungen gegen die 


Opfer der Kriegspolitik und der Krise, gegen den 
Zuzug von Flüchtlingen, immer größere Ausmaße 
an nehmen. Und dies gilt für die europäische Poli¬ 
tik gleichermaßen. Es sind z.T. offen faschistische 
Kräfte, die immer mehr Einfluss in der Nato und 
der EU gewinnen. Sie sehen die Chance, 70 Jahre 
nach dem Sieg der Anti-Hitler-Koalition, die unter 
der besonderen Mitwirkung der UdSSR den deut¬ 
schen Faschismus bezwang, das Rad der Geschich¬ 
te zurückzudrehen und wieder gen Osten zu mar¬ 
schieren -wenn nicht alle antifaschistischen Kräf¬ 
te dagegen gemeinsam mobil machen. 

Die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes/ 
Bund der Antifaschisten ruft daher verstärkt zu 
Antikriegsaktionen auf. Die Friedens- und Antifak¬ 
räfte müssen gemeinsam handeln. In den Stätten, 
in denen die aktuellen Nato-Kriegsvorbereitungen 
forciert werden, sind entschiedene Antikriegsak¬ 
tionen durchzuführen. 

Das Überlebensinteresse Europas 
erfordert starke Friedensbewegungen 

ln dieser brandgefährlichen Situation zwischen 
Krieg und Frieden wird es zum Überlebensinte¬ 
resse Europas, aber auch der Menschheit insge¬ 
samt, dass alle Bewegungen, die als Gegenkraft 
relevant sind, zu gemeinsamen Aktionen für das 
Leben finden. Das betrifft die Friedensbewegung 
genauso, wie die Umweltbewegung, die Gewerk¬ 
schaften und neue soziale Bewegungen, die et¬ 
was zum Frieden beitragen können und wollen. 


Es kommt auf jeden Einzelnen an, wir brauchen 
einen langen Atem und wirksame Aktionsformen. 
In unserer Bündniserklärung stellen wir uns und 
allen friedliebenden Menschen die Aufgabe: 

An den 8. Mai 1945 zu erinnern, heißt heute mehr 
denn je, den Frieden in Europa zu sichern. Eine 
starke Friedensbewegung muss Druck machen 
für Verständigung und Abrüstung statt Hetze und 
Rüstungsexport. Wir werden als Antifaschist/in¬ 
nen und Aktive aus der Friedensbewegung diese 
Lehre aus der Geschichte mit vielfältigen Veran¬ 
staltungen,die am und um den 8. Mai in der gan¬ 
zen Republik stattfinden werden, in die Öffentlich¬ 
keit bringen. Und wir rufen alle Demokratinnen 
und Demokraten, insbesondere die jungen Men¬ 
schen auf: Erinnert mit einer Vielzahl von regiona¬ 
len und örtlichen Veranstaltungen das ganze Jahr 
über an die Befreier und an die großen Hoffnun¬ 
gen der Befreiten. 


Am 28. Januar 2015 in Berlin unterschrieben und veröffentlicht 
von: Ludwig Baumann, Rolf Becker, Esther Bejarano, Volker Bethge, 
Henny Dreyfuss, Prof. Dr. Heinrich Fink, Silvia Gingold, Lühr Hen¬ 
ken, Willi Hoffmeister, Liesl Jäger,Jutta Kausch, Patrik Köbele, Bernd 
Meimberg, Willi van Ooyen, Günter Pappenheim, Peggy Parnass, 
Karl-Heinz Peil, Sally Perei, Tobias Pflüger, Anne Rieger, Ulrich San¬ 
der, Monty Schädel, Horst Schmitthenner, Gerd Schramm, Prof. Dr. 
Ursula Schumm-Garling, Friedo Seydewitz, Frank Skischus, Justin 
Sonder, Eckart Spoo, Dr. Peter Strutynski, Horst Trapp, Bernhard Traut¬ 
vetter, Peter Christian Walther, Konstantin Wecker, Marianne Wilke, 
Steffi Wittenberg, Kutlu Yurtseven 
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Internationaler Frauentag 


Freitag, 27. Februar 2015 


„Feminismus kann nicht unabhängig von 
gesellschaftlichen Problemen gedacht werden“ 

Interview mit Mareen Heying zum Internationalen Frauentag und zu Frauenrechten 



Veranstaltungen der DKP zum 
Internationalen Frauentag 


UZ: Am 8. März findet traditionell der 
Internationale Frauentag statt. Dieser 
scheint jedoch kaum mehr von größe¬ 
rem öffentlichen Interesse zu sein. Sind 
Frauen und Männer mittlerweile tat¬ 
sächlich gleichgestellt? 

Mareen Heying: Das wäre schön, ist 
aber nicht der Fall. In der Frage steckt 
aber schon ein Teil der Antwort: Tat¬ 
sächlich denken viele Frauen, sie sei¬ 
en bereits gleichberechtigt. Oft wird 
ihnen das Gegenteil erst nach dem 
ersten Kind bewusst oder im Berufs¬ 
alltag - oder auch nie. Viele Diskrimi¬ 
nierungen sind auch sehr subtil. Die 
ganze Gesellschaft ist sehr auf Indivi¬ 
dualismus getrimmt, das ist auch in fe¬ 
ministischen Zusammenhängen so. Ne¬ 
ben dieser Vereinzelung und Resignati¬ 
on findet weiterhin ein großer Backlash 
statt. Viele ältere Feministinnen sagen, 
„wir waren schon mal weiter, was die 
Emanzipation betrifft.“ Leider haben 
sie Recht. Das liegt auch daran, dass 
der institutionalisierte Feminismus 
kaum politische Ambitionen hat. Der 
kollektive feministische Gedanke zu¬ 
sammen die Verhältnisse zu ändern, 
wie ihn viele Kommunistinnen forder¬ 
ten, ist in Deutschland kaum mehr vor¬ 
handen, in anderen Ländern sind Frau¬ 
en kämpferischer. 

UZ: Sie haben im letzten Jahr ein Buch 
zu der Kommunistin Klara Schabrod 
verfasst, haben Sie diese Kollektivität 
bei ihr erlebt? 

Mareen Heying: Ich kannte Kla¬ 
ra Schabrod leider nicht persönlich. 
Aber aus zahlreichen Erzählungen 
von ihren Zeitgenossinnen habe ich 
gehört, dass sie eine ganz wunderba¬ 
re Frau gewesen ist, mit einem großen 
Herzen, sehr viel Güte und zugleich 
konsequent in ihren politischen Ein¬ 
stellungen. Klara Schabrod hat durch 
den Nationalsozialismus sehr viel Leid 
erfahren müssen, sie war von ihrem 
Mann und zum Teil von ihrem Sohn 
räumlich getrennt, hatte große Mü¬ 
hen sich finanziell durchzuschlagen 
und hat dazu noch massive Gewalt 
durch Staatsbeamte erfahren müs¬ 
sen. Eine Frau wie sie hätte nach 1945 
auch verbittert und argwöhnisch wer¬ 
den können. Stattdessen hat sie weiter 
für eine gerechte und kriegsfreie Welt 
gestritten. Sie ist zu Demonstrationen 
gegangen, hat sich in verschiedenen 
Kreisen engagiert und hat nie aufge¬ 
hört zu kämpfen. Das imponiert mir 
sehr. Sie hat ihren Aktionismus damit 
begründet, dass sie es den vielen un- 
gesühnten Opfern des Nationalsozia¬ 
lismus schuldig sei. Das ist eine sehr 
selbstlose Haltung. 

Die Stimmen von starken Frauen, 
die kollektiv kämpfen, müssen medi¬ 
al mehr transportiert werden. Ob das 
bereits verstorbene Vorreiterinnen wie 
Clara Zetkin sind oder aktive Feminis¬ 
tinnen wie Florence Herve. Stattdessen 
wird Feminismus in Deutschland medi¬ 
al nur durch eine Frau repräsentiert, die 
selbstsüchtig, egoistisch und arrogant 
ist. Da wundert es mich auch nicht, dass 
sich viele junge Frauen nicht als Femi- 
nistin sehen wollen und am 8. März 
lieber einen Kuchen für den Freund 
backen. 

UZ: In welchen gesellschaftlichen Berei¬ 
chen hinkt denn die Gleichstellung Ihrer 
Meinung noch nach? 

Mareen Heying: Na, überall! Das be¬ 
ginnt schon im Privaten: Fragen Sie 
doch mal bei heterosexuellen Paaren 
an, wer zu Hause mehr Reproduktions¬ 
arbeitet leistet. Das sind weiterhin die 
Frauen. Im Berufsleben sind sie meist 
schlechter gestellt als Männer, das ist 
auch der Grund warum Frauen sich 
weiter um die Kindererziehung küm¬ 
mern, weil es für die Familie oft nicht 
tragbar wäre nur vom Einkommen der 
Frau zu leben. Deutsche Firmen haben 
kaum betriebseigene Kindergärten, das 
macht es vielen Paaren schwer Beruf 
und Familie zu vereinen. 


Aber natürlich sind auch kinderlo¬ 
se (Single-)Frauen und homosexuel¬ 
le Frauen betroffen. Sexismus im Be¬ 
ruf oder im Alltag sind offensichtlich, 
davon kann Ihnen jede Frau ein Lied 
singen. Oder die Aussage „Frauen sind 
multitaskingfähig“ finde ich unfassbar 
dreist. Frauen können Dinge ebenso 
gut oder schlecht wie Männer, sie sind 
nur aufgrund der gesellschaftlichen 
Umstände oft dazu gezwungen vieles 
gleichzeitig zu machen. 

Viele Frauen, die sich beruflich ver¬ 
wirklichen, können dies nur auf dem 
Rücken anderer Frauen - Putzfrauen 
und Kindermädchen. Es kann nicht 



Mareen Heying, linke Historikerin. 
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Sexarbeiterinnen und zur Geschichte 
des antifaschistischen Widerstandes 
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sein, dass Emanzipation so funktio¬ 
niert, wir müssen die gesellschaftlichen 
Rollen von Frauen und Männern kom¬ 
plett hinterfragen und wandeln. 

UZ: Forderungen nach einer Frauen¬ 
quote in der Wirtschaft halten Sie also 
für Unsinn? 

Mareen Heying: Nein, Unsinn ist es 
nicht. Es ist ein deutliches Zeichen - 
vor allem an die Männerwelt. Aber es 
ist nur ein winziger Schritt. Die Arbeits¬ 
welt muss komplett umgekrempelt wer¬ 
den. Es kann nicht sein, dass Menschen 
arbeiten gehen, um noch mit Hartz IV 
aufstocken zu müssen. Hier wird deut¬ 
lich: Feminismus kann nicht unabhän¬ 
gig von gesellschaftlichen Problemen 
gedacht werden. Wir müssen uns als 
kämpferische Menschen gegen das Pa¬ 
triarchat, Rassismus und Klassizismus 
stellen. Jede Form von Unterdrückung 
muss angegangen werden. Und ob die 
Top-Managerinnen, die mal eben zahl¬ 
reichen Menschen den Arbeitsplatz 
nehmen, da sie Sparen „müssen“, nun 
Männer oder Frauen sind, das ist völ¬ 
lig irrelevant. Frauen sind nicht bessere 
Menschen als Männer, Arme sind nicht 
besser als Reiche. Aber die einen wer¬ 
den durch die anderen unterdrückt und 
das ist der Knackpunkt. 

Es reicht nicht, wenn wir die Män¬ 
ner höflich bitten, uns ein wenig Macht 
abzugeben, wir müssen sie uns erkämp¬ 
fen. Assata Shakur hat das sehr richtig 
analysiert als sie sagte: „Niemand hat 
jemals Freiheit dadurch erlangt, an die 
moralischen Werte der Leute zu appel¬ 
lieren, die sie unterdrücken!“ 

UZ: Sie haben sich in den vergange¬ 
nen Jahren sowohl wissenschaftlich als 
auch politisch für die Rechte von Pros¬ 
tituierten stark gemacht. Die Bundesre¬ 
gierung aus CDU/CSU und SPD plant 
in Sachen Prostitution einige Verschär¬ 
fungen. Wie ist es aktuell um die Rechte 
der Frauen bestellt? 

Mareen Heying: In der Prostitution ar¬ 
beiten neben Frauen auch Männer und 
Transsexuelle, aber da weit über 90 Pro¬ 
zent weiblich sind, ist dies vornehmlich 
ein Frauenthema und in meinen Augen 
auch ein sehr bedeutendes für Feminis¬ 
tinnen. Einschränkungen gegen Sexar¬ 
beiterinnen sind auch Einschränkun¬ 
gen des sexuellen Selbstbestimmungs¬ 
rechtes jeder Frau. Ich verstehe nicht, 


warum die repressiven Planungen der 
Regierung gegen Sexarbeit so viele 
Menschen mit Schulterzucken hinneh¬ 
men. Ich glaube nicht, dass wir in einer 
sexuell befreiten Gesellschaft leben. Im 
Gegenteil. Wir werden täglich total se- 
xualisiert, vor allem durch die Medien. 
Auf der anderen Seite wird von jeder 
Person gesellschaftlich erwartet neben 
Erfolg und gutem Aussehen auch eine 
grandiose Sexualität zu haben. Das 
führt dazu, dass auf privatem Sex ein 
ungeheurer Druck lastet. 

Die Grundlage der geplanten Ge¬ 
setze über Prostitution ist moralisch, 
nicht sachlich. Politikerinnen bewer¬ 
ten nach ihnen eigenen heteronormati¬ 
ven Vorstellungen. Das kann nicht sein. 
Sexarbeiterinnen werden viel zu selten 
in politische Prozesse einbezogen, da¬ 
bei strebt der Berufs verband für eroti¬ 
sche und sexuelle Dienstleistungen dies 
an. Ich möchte an jede Person appel¬ 
lieren, die sich zu Sexarbeit äußert erst 
mal mit Sexarbeiterinnen zu sprechen, 
oder Texte von ihnen zu lesen, bevor sie 
sich für oder gegen Prostitution positio¬ 
niert. Ich würde mir niemals das Recht 
rausnehmen über Migration zu debat¬ 
tieren ohne vorher mit Migrantlnnen 
zu sprechen. Warum nehmen sich das 
in der Prostitution so viele raus? 

UZ: Auch in der politischen Linken ge¬ 
hen die Einschätzungen bezüglich der 
Prostitution deutlich auseinander. Kön¬ 
nen sich Frauen - und auch Männer - 
im Kapitalismus tatsächlich vollkom¬ 
men frei für diesen Beruf entscheiden, 
so wie es einige Linke behaupten? 

Mareen Heying: Kann sich im Kapi¬ 
talismus irgendwer wirklich frei für ir¬ 
gendeinen Job entscheiden? Ich denke 
nicht. Wir suchen uns alle eine Nische, 
in der wir möglichst so arbeiten kön¬ 
nen, wie wir wollen. Prostitution bietet 
einigen Frauen eine Möglichkeit öko¬ 
nomisch unabhängig zu sein - nicht 
mehr und nicht weniger. 

UZ: Aber hat die politische Linke das 
Recht, Menschen die sich eigenen Aus¬ 
sagen zufolge frei für diesen Beruf ent¬ 
schieden haben, zu reglementieren bzw. 
diese freie Berufswahl in Frage zu stel¬ 
len? 

Mareen Heying: Nein, aber sie nimmt 
es sich trotzdem heraus. Und ich finde 
es sowohl frech als auch unreflektiert. 
Ich finde viele Arbeitsplätze scheiße, 
viele Berufe würde ich nicht ausüben 
wollen oder können. Aber ich kann 
nicht zu Arbeitnehmerinnen gehen und 
ihnen sagen, was sie zu tun haben. Son¬ 
dern ich sollte fragen wo ihre Probleme 
sind und was wir gemeinsam tun kön¬ 
nen, um diese anzugehen. 

Viele Linke sehen - wie die Politi¬ 
kerinnen - die Sexarbeit nur aus ihrem 
eigenen Standpunkt heraus und bewer¬ 
ten sie emotional oder moralisch. Wie 
oft ich schon hören durfte: „Also nein, 
ich kann mir nicht vorstellen diesen 
Beruf zu machen.“ So what? Dann lass 
es. Davon abgesehen: Moralisch ver¬ 
werflich finde ich es beim Verfassungs¬ 
schutz zu arbeiten, als V-Frau jahre¬ 
lang falsche Freundschaften zu führen. 
Aber für ehrlichen Sex Geld zu neh¬ 
men nicht. 

UZ: In den vergangenen Jahren haben 
sich in verschiedenen bundesdeutschen 
Städten - etwa in Berlin - linke Bünd¬ 
nisse zusammengefunden, die anläss¬ 
lich des Frauenkampftages Demonstra¬ 
tionen durchgeführt haben. Ist dies eine 
geeignete Möglichkeit, feministische 
Theorie und Praxis wieder verstärkt mit 
Leben zu füllen? 

Mareen Heying: Jede Form kollektiver 
Arbeit gegen Unterdrückung ist sinn¬ 
voll, wenn sie solidarisch ist. Leider ist 
es zurzeit wahnsinnig schwer, gemein¬ 
same Ziele zu formulieren, da sich so 
viele Frauen von anderen abgrenzen 
wollen. Ich glaube, wir sind noch nicht 
tief genug gefallen. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Dienstag, 3. März 

Bremen: 

„Kultur und Klönschnack“ 

Feier der DKP Gruppe Bremen-Nord 
mit Politik, Kultur und Klönschnack. 
Bürgerhaus Gustav-Heinemann in 
Bremen-Vegesack, Raum E3, 19.30 
Uhr. 

Samstag, 7. März 

Frankfurt/Main: 

„Frauen für den Frieden“ 

Zur Situation der Frauen in Deutsch¬ 
land, der Türkei und Kurdistan-Irak. 
Eine Veranstaltung der DKP Frank¬ 
furt mit Unterstützung vom Türkischen 
Volkshaus e.V. Frankfurt und Haukari 
e.V. Werrastr. 29,60486 Frankfurt-Bo- 
ckenheim, 16.00 Uhr. 

Sonntag, 8. März, 

Nürnberg: 

„Kantine statt Küche“ 

Veranstaltung „Kantine statt Küche“ 
der DKP Gruppe Nürnberg mit Nina 
Hager zur Frauenpolitik in der DDR, 
ökonomischen Voraussetzungen, Bil¬ 
dungszugängen Familienpolitik. Wir 
diskutieren, wie eine Gesellschaft aus- 
sehen muss, in der Frauen tatsächlich 
gleichgestellt sind. Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,14.00 Uhr. 

Stuttgart: 

„Frauen gegen den Krieg“ 

Veranstaltung der DKP Baden-Würt¬ 
temberg mit der Journalistin Susan¬ 
ne Witt-Stahl. Borsigstraße 5 (bei der 
DIDF), Stuttgart-Feuerbach, 14.00 
Uhr. 


Hamburg : „Frauen im Kampf 
gegen Faschismus und Krieg“ 

Lesung der DKP Hamburg mit Texten 
gegen Krieg und Faschismus, von für 
und über Frauen. Von Rosa Luxem¬ 
burg und Clara Zetkin, über den Wi¬ 
derstand gegen den Faschismus, gegen 
den Angriffskrieg gegen Jugoslawien 
hin zu den Kämpferinnen in Kobane. 
Mit Esther Bejarano und Doris Gercke. 
Magda-Thürey-Zentrum, Lindenallee 
72,20259 Hamburg, 17.00 Uhr. 

Dortmund: 

„Erinnern an Erna Moerchel“ 

Die DKP Dortmund erinnert mit einer 
Lesung an die Dortmunder Genossin 
Erna Moerchel. Z, Oesterholzstraße 27, 
16.00 Uhr. 

Essen: „Bombenstimmung“ 

Der DKP-Frauenarbeitskreis Essen 
bringt eine Anti-Kriegs-Revue auf die 
Bühne, die nicht ernst ist, aber ernst zu 
nehmen, und bei der einem das Lachen 
im Halse stecken bleibt. Entlarvende 
Blicke auf Merkel & Co machen deut¬ 
lich, wer vom Krieg profitiert und wer 
die Leidtragenden sind. Veranstaltung 
der DKP Essen. Zeche Carl, Wilhelm- 
Nieswandt-Allee 100, 12.00 Uhr. Ein¬ 
tritt 5,00 Euro, erm. 3,00 Euro. 

Freitag, 14. März 

Berlin: „Anti-Kriegs-Revue“ 

Veranstaltung der DKP Berlin mit der 
Revue des DKP-Frauenarbeitskreises 
Essen. Habbema Bühne der Peter- 
Hacks-Gesellschaft, Mülhauser Straße 
6 (Hofgebäude/Ecke Prenzlauer Al¬ 
lee), 15.00 Uhr. 


Die UZ vom 6. März hat als Schwerpunktthema den 

Internationalen Frauentag 
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Unser Genosse 

Hans Piechotta 

ist im 96. Lebensjahr verstorben. 

Die Frankfurter Kreisorganisation der DKP trauert um ihren Genossen, 
der von frühester Jugend an politisch aktiv war. 

Hans wurde 1939 zum Arbeitsdienst verpflichtet und ein halbes Jahr 
später in die Wehrmacht eingezogen. Im März 1945 wurde er durch 
eine Granate verletzt und schleppte sich in den Ort Elend, wo er in 
amerikanische und anschließend in englische Kriegsgefangenschaft 
kam. August 1945: endlich wieder zu Hause! 

Für Hans war es eine logische Konsequenz nach den Erfahrungen aus 
Krieg und Faschismus, dass er in die Kommunistische Partei Deutsch¬ 
lands eintrat, eine Entscheidung, der er bis an sein Lebensende treu 
blieb. 

Hans nahm gerne einen Parteiauftrag an und verließ Düsseldorf, um in 
Frankfurt in der Redaktion der antifaschistischen Zeitung „Die Tat“ an 
verantwortlicher Stelle, so auch als „Sitzredakteur“ zu arbeiten. Diese 
Arbeit und die Erfahrungen der Zeit des „Wiederaufbaus“ setzte er in 
all seinen politischen Aktivitäten in der Partei und in der Gewerkschaft 
ein, gewann Vertrauen und Anerkennung. 

Da er selbst erst in mittlerem Alter eine Chance zur Berufsausbildung 
bekam, war er immer bestrebt die Jugend zum Lernen anzuhalten, 
denn er hatte aus seinem Leben die Lehre gezogen: „Der Mensch ist 
nicht dumm, er wird dumm gemacht“. Und er wusste nur zu genau, 
dass der Satz von Lenin „Wissen ist Macht“ in jeder Lebenssituation 
große Bedeutung hat. 

Hans liebte das Leben und liebte die Menschen, das gab ihm immer 
Kraft. So trotzte er auch allen persönlichen Schicksalsschlägen und 
politischen Niederlagen. Sein Motto war: „Wir sagen nicht, wir dürfen 
nicht aufgeben, wir sagen, wir geben nicht auf“. So werden wir Hans 
in Erinnerung behalten. 

Unsere Trauer teilen wir mit seiner Lebensgefährtin Gisela, mit der 
er die letzten 23 Jahre in gegenseitiger Achtung, Anerkennung und 
Fürsorge lebte. 

Deutsche Kommunistische Partei Kreis Frankfurt 
Deutsche Kommunistische Partei - 
Wohngebietsgruppe Nordweststadt 

Die Trauerfeier und Urnenbeisetzung ist am 11. März 2015, 
12.00 Uhr, Friedhof Frankfurt-Niederursel, Weißkirchener Weg 93. 


Schlage die Trommel und fürchte dich nicht 
Und küsse die Marketenderin... 

Wolf Achten 

4.10.1942-14.2.2015 

UnserVater, Bruder, Freund, Genosse ist tot — 
wir werden ihn nicht vergessen. 

Uli Achten, Angelika Achten-Göbel, Nele und 
Udo Achten, Paul Esser, Christa Götz, 
Volker Götz, Egon Kleinert, Brigitte Pawlik, 
Claudia und Michel Puig, Monika Schröter, 
Rainer Vormbrock, Irene Wollenberg 


Wir erhielten die traurige Nachricht, dass Genosse 

Hans-Wilhelm Grütjen 

am 11. Februar verstorben ist. 

Er war ein aktiver und optimistischer Mensch. Sein Lebensmotto: 
„Man muss das Unmögliche tun, um das Mögliche zu erreichen." 

Er sah seine Aufgabe darin, die Linkskräfte zu stärken. Das tat er in 
den verschiedensten Funktionen in der PDS, in der Partei DIE LINKE 
und später in der Unabhängigen Linken Liste (ULLI). Für die UZ war er 
für die Werbung neuer Abonnenten tätig. Das hat uns sehr geholfen. 

Gerne geben wir wieder, was seine Töchter Mirjam und Britta 
schreiben: 

„Privat war unser Vater sehr familienbezogen und hat Zeit seines Lebens 
die, die ihm nahe standen, mit all seiner verfügbaren Kraft umsorgt. Trotz 
schwerster Krankheit war er stets voller Optimismus und verlor nie den 
Blick für das Schöne. Mit uns Töchtern gemeinsam ein Konzert zu be¬ 
suchen, gemeinsame Wochenendreisen oderauch nur eine gemeinsam 
eingenommene Mahlzeit waren für unseren Vater das Wichtigste. 

Dass wir, zu seinem Bedauern, sein politisches Engagement nicht teilten, 
müssen wir an dieser Stelle augenzwinkernd festhalten." 

Hans-Wilhelm hat uns sehr geholfen. Wir danken ihm dafür und wer¬ 
den ihn in guter Erinnerung behalten. 

UZ - unsere zeit 
Verlag und Redaktion 
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Frauen im Kampf gegen Faschismus und Krieg! 

Eine Veranstaltung der DKP Hamburg zum Internationalen Frauentag! 

Wir befinden uns im Krieg. Der deutsche Imperialismus führt Krieg, 
jeden Tag, seit Jahrzehnten. 

Damals wie heute regt sich Widerstand. Und damals wie heute 
kämpften und kämpfen Frauen gegen Krieg und Faschismus, häufig 
in vorderster Front. Viele haben ihr eigenes Leben für die Freiheit und 
den Sieg der Menschlichkeit gegeben. Diesen Frauen ist unsere Ver¬ 
anstaltung gewidmet. 

Lesung mit Texten gegen Krieg und Faschismus. Von, für und über 
Frauen. Von Rosa Luxemburg und Clara Zetkin, über den Widerstand 
gegen den Faschismus, gegen den Angriffskrieg gegen Jugoslawien, 
hin zu den Kämpferinnen in Kobane. 

Mit Esther Bejarano und Doris Gercke. 

Sonntag 8. März 2015,17 Uhr im Magda-Thürey-Zentrum, 
Lindenallee 72, Hamburg 

Internationaler Frauentag! 70 Jahre Befreiung vom Faschismus! 

100 Jahre Frauenkonferenz! 

v_ J 






Internationaler Frauentag 2015 

Frauen für den Frieden 
Situation der Frauen in Deutschland, 
der Türkei und Kurdistan-Irak 

Samstag, 7. März 2015 - Beginn: 16.00 Uhr 
Ort: Türkisches Volkshaus e.V. 

Werrastraße 29,60486 Frankfurt-Bockenheim 

Veranstaltung der DKP Frankfurt/Main 

unterstützt durch Referentinnen vom Türkischen Volkshaus e.V 
und Haukari e.V. Frankfurt/Main 


v. 



VERANSTALTUNG ZUM 

INTERNATIONALEN 

FRAUENTAG 

8. März 2015 






Journalistin und 
engagierte Kriegsgegner in 

Fnctgienliterotur, Songs 
gegen den. Krieg, 
albanische Gelränke 


ab 14:00 Uhr 

Stuttgart- Feuerbach 

ßorsigstraße 5 (bei der DIDF) 
Nähe S-Bahnhof S-Feuerbach 


EQ SHOl» 

8. MAI-TAG DER BEFREIUNG 
70 JAHRE-CnACHBOI 


Die Befreiungs-Buttons 
(Elfenbein + Rot auf Schwarz) 

1 Button 2,- € 

Ab 10 Buttons 1,50 € 

Alle Preise inkl. MWSt. + 2- € Porto 
(auf die gesamte Bestellung) 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 



★ 

Unser Genosse 

Karl-Heinz Mruck 

feiert am 1. März 2015 seinen 85. Geburtstag! 

Die DKP Kassel gratuliert Dir ganz herzlich! Wir wünschen Dir alles 
Gute, viel Gesundheit und weitere Jahre gemeinsamen Kampfes. 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP Kassel 


Unser Genosse 

Jörg Högemann 

wurde am 22. Februar 80 Jahre alt 

Unermüdlich und unersetzlich bis zum aktuellen Tag, vor allem in der 
Bildungsarbeit! 

Immer kämpferisch, immer engagiert! Du nimmst kein Blatt vor den 
Mund - das gefällt uns so an Dir, Jörg! 

Auch bei Demonstrationen und Kundgebungen bist Du dabei, verteilst 
und verkaufst die UZ! 

Lieber Jörg, wir gratulieren Dir ganz herzlich und hoffen, dass Du 
noch lange so weiter machst! 

DKP München Gruppe Betriebsaktiv 


Internationaler 
Frauentag 2015 

Veranstaltung der DKP Bremen am 8. März 2015 

„100 Jahre kämpfen Frauen für gleichen Lohn für gleiche Arbeit - 
dauert es mit TTIP noch mal so lange?" 

Eva Böller, Sprecherin des 
Bremer Friedensforums 
Aline Barthelemy, 

Frauen- und Friedenslieder 

Sonntag, 8. März 2015,15.00 Uhr, 

Nachbarschaftshaus Helene Kaisen, 

Ohlenhof 10, Bremen 

DKP Bezirk Land Bremen 


Veranstaltungen im März 2015 

Dienstag, 3.3., 19 Uhr ■ Lesung mit Jennipher Antoni 

Erik Neutsch zum Gedenken: »Förster in Paris« 

Dienstag, 10.3., 19 Uhr ■ Berliner Buchpremiere 

Domenico Losurdo: »Gewaltlosigkeit - 
Eine Gegengeschichte« 

Donnerstag 26.3., 19 Uhr ■ Buchvorstellung 

Susanne Willems: »Auschwitz - Die Geschichte des 
Vernichtungslagers« 

Um Voranmeldung zu den Veranstaltungen unter 0 B0/5B 63 55-56 oder mm@jungewelt.de wird gebeten. 

!■ Ladengalerie 

I Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt 

Torstraße 6,10119 Berlin (Nähe Rosa-Luxemburg-Platz) 

Öffnungszeiten: Mo. bis Do. 11-18 Uhr, Freitag 10-14 Uhr 

www.jungewelt.de/ladengalerie 




Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 Fe Wo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratzeburg- Granzin, 
Havel &. Havelseen, Boot St Rad. 

Ixrfo; www.trinogga.de 
T«L: 0331/87 07 96 (AB) 


/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

S,_ J 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

Tvw.kn4kH UalrUrllHI.rtM. Jl^E 

□krchrtF m CniMflnhairh 
wflTt-nr ViMfl. Still?; 

[jnciftr hr.\ Is JimmEr. 
vr^lp - gut* IJüchiTrr, 
harn, ader Häuschen; 
Ki^ifc-ifinMrdiK;. 
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Für jahrzehntelangen Kampf 
gegen alte und neue Nazis 

Marianne Wilke bekommt Bundesverdienstkreuz verliehen 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 27. FEB 


Dortmund: Susann Witt-Stahl referiert auf 
einer Veranstaltung der DKP über die aktu¬ 
elle Situation in der Ukraine. Z, Oesterholz¬ 
straße 27,18.00 Uhr. 


Dl ★ 10. MÄRZ 


München: „Neue globale Machtverteilung - 
Kriege und Kriegsgefahr“, Gruppenabend 
der DKP Moosach-Pasing mit Conrad Schuh- 
ler. KommTreff, Holzapfelstraße 3,19.30 Uhr. 



Marianne Wilke (85 Jahre) aus Wedel 
ist DKP-Genossin, war über Jahrzehnte 
Vorsitzende der VVN/BdA in Schles¬ 
wig-Holstein und ist dort weiterhin Eh¬ 
renvorsitzende. Am 17. Februar 2015 
erhielt sie einen Brief vom schleswig¬ 
holsteinischen Landesministerium, dass 
ihr am 30. März 2015 das Bundesver¬ 
dienstkreuz verliehen wird. Das „Ham¬ 
burger Abendblatt“ berichtete darüber 
in der Regionalausgabe für den Kreis 
Pinneberg unter dem Titel: „Bundes¬ 
verdienstkreuz für unermüdliche Bot¬ 
schafterin“ 

Als Tochter eines Vaters jüdischen 
Glaubens - und somit nach den Rasse¬ 
gesetzen der Nazis „Halbjüdin“ - hatte 
sie in ihrer Jugend unter den Repressi¬ 
onen der Faschisten zu leiden; sie durfte 
trotz guter schulischer Leistungen nur 
die Volksschule besuchen, nicht am 
Sport- oder Musikunterricht teilneh¬ 
men, andere Kinder durften nicht mit 
ihr spielen, u.v.m. 

Ihr Vater wurde ins KZ Theresi¬ 
enstadt verschleppt, welches er glück¬ 
licherweise überlebte; bis Ende der 
1980er Jahre lebte er in Hamburg, wo 
er dann in hohem Alter verstarb. 

Marianne hat sich nach dem 2. Welt¬ 
krieg dem antifaschistischen Kampf 
verschrieben und sich seit ihrer Grün¬ 
dung in der VVN/BdA betätigt. In den 
letzten Jahren und Jahrzehnten ist sie 
vor allem als Zeitzeugin aktiv: In Schu¬ 
len, Universitäten und bei vielen unter¬ 
schiedlichen Vereinen berichtet sie über 
ihre Erlebnisse in der Nazizeit, sowie 
über die fortgesetzte Repression gegen 
Kommunistinnen und Kommunisten in 
Westdeutschland in der Zeit nach 1945. 

Eine Schulklasse hat die Geschichte 
von Marianne und ihrer Familie in ei¬ 
nem Theaterstück mit dem Titel „Spielt 
nicht mit den Lehmanns-Kindern“ 
(der Geburtsname von Marianne lau¬ 
tet Lehmann) auf die Bühne gebracht. 
Marianne nahm an etlichen dieser Auf¬ 
führungen teil und stellte sich im An¬ 


schluss den Fragen der Zuschauerinnen 
und Zuschauer. 

Auch bei Sportvereinen trat sie auf, 
u.a. bei einem antifaschistischen Fan¬ 
projekt des FC St.Pauli. Bei einer Lehr¬ 
veranstaltung in einer Polizeikaserne in 
Hamburg-Alsterdorf sprach sie vor 250 
angehenden Polizisten. 

Der Vorschlag für eine Auszeich¬ 
nung für Mariannes jahrzehntelangen 
Kampf gegen alte und neue Nazis und 
ihr Engagement als Zeitzeugin kam 
vom Landesgedenkstättenausschuss 


Schleswig-Holstein und richtete sich 
an die Landesregierung in Schleswig- 
Holstein. Die schleswig-holsteinische 
Landesregierung unter Ministerprä¬ 
sident Albig stellte dann den Antrag 
bei der Bundesregierung, Marianne 
mit dem Bundesverdienstkreuz aus¬ 
zuzeichnen. 

Die Verleihung des Bundesver¬ 
dienstkreuzes an Marianne findet statt 
am Montag, den 30. März 2015 um 
16.00 Uhr in der Landesbücherei in 
Kiel, Wall 47. 


SA ★ 28. FEB 


Berlin: „Hans-Heinz-Holz-Tagung“, Ge¬ 
meinschaftsprojekt der DKP Berlin und der 
Salzburger Gesellschaft für dialektische 
Philosophie in Kooperation mit dem MEZ. 
Referenten: Hermann Klenner, Hannes A. 
Fellner, Andreas Hüllinghorst. Marx-Engels- 
Zentrum, Spielhagenstraße 13,11.00 Uhr. 
Anmeldung erbeten unter: info@mez-ber- 
lin.de, mehr Information: www.mez-berlin. 
de. Kosten: 5,00 Euro, 3,00 Euro ermäßigt. 


Dl ★ 3. MÄRZ 


Ettlingen: „Was bleibt von ,Pegida’ & Co?“ 
Vortrag und Diskussion mit dem Journalisten 
Markus Bernhardt. Veranstalter: DGB-Kreis- 
verband Karlsruhe Land, unterstützt vom Ett- 
linger Bündnis gegen Rassismus und Neo¬ 
nazis. Scheune der Diakonie, Pforzheimer 
Straße 31,19.30 Uhr._ 

Recklinghausen: „Solidarität mit dem grie¬ 
chischen Volk“, Diskussion der DKP Reck¬ 
linghausen zur aktuellen Entwicklung in 
Griechenland mit dem UZ-Redakteur Olaf 
Matthes. Ladenlokal Kellerstraße 7,19.00 
Uhr_ 

München: Jahreshauptversammlung der 
DKP Neuhausen-Süd - Waldfriedhof. Komm¬ 
Treff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 

Dortmund: Jahreshauptversammlung der 
DKP-Gruppe Dortmund-West. Kuithanstra- 
ße, 17.30 Uhr. 


Ml ★ 4. MÄRZ 


München: Gruppenabend des DKP-Be- 
triebsaktivs u.a. zu „Metall-Tarifrunde“ und 
„Wohin steuert Syriza?“ Kommtreff, Holzap¬ 
felstraße 3,19.00 Uhr. 


SA ★ 7. MÄRZ 


München: Infostand der DKP zur Situa¬ 
tion an den Münchner städtischen Klini¬ 
ken. OEZ, Hanauerstraße 70,11.00 Uhr bis 
15.00 Uhr._ 

Nürnberg: „Busse und Bahnen: Bezahlbar 
für alle!“ Podiumsdiskussion mit Manfred 
Eber, Gemeinderat der KPÖ in Graz (Ös¬ 
terreich), Sabine Leidig MdB „Die Linke“, 
Mitglied im Ausschuss für Verkehr und 
Berthold Söder, Mitglied im Vorstand des 
Verkehrsclub Deutschland (VCD) im Groß¬ 
raum Nürnberg. Veranstaltung der Linken 
Liste Nürnberg, Rosa-Luxemburg-Stiftung 
und Kurt Eisner Verein. Nachbarschafts¬ 
haus Gostenhof, Aula, Adam-Klein-Straße, 
18.00 Uhr. 


MO ★ 9. MÄRZ 


Dortmund: Jahreshauptversammlung der 
DKP-Gruppe Dortmund-Süd. Gildenstraße 
20,19.00 Uhr. 


Ml ★ 11. MÄRZ 


Röthenbach/Pegnitz: Jahreshauptver¬ 
sammlung der DKP Nürnberger Land mit 
dem DKP-Bezirksvorsitzenden Gustl Ballin. 
„Floraheim“, 19.00 Uhr. 

München: Diskussion der DKP München- 
Ost zum Hauptantrag an den 21. Parteitag 
mit Walter Listl. KommTreff, Holzapfelstraße 
3,19.00 Uhr. 


DO ★ 12. MÄRZ 


Essen: „Die Miami 5 sind frei - Die Kuba- 
Solidarität geht weiter - Macht mit!“ Öffent¬ 
liche Mitgliederversammlung der Freund¬ 
schaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. Regio¬ 
nalgruppe Essen. Themen: Kuba aktuell, 
Berichte, Auswertungen und Aktionsplanun¬ 
gen. Weitere Infos: www.cubafreundschaft. 
de. Gaststätte Linker, Oberdorfstraße 34 
(Nähe Haltestelle Helenenstraße), 18.00 Uhr. 


FR ★ 13. MÄRZ 


Schweinfurt: Jahreshauptversammlung der 
DKP Gruppe Schweinfurt/Haßberge. Gabels¬ 
bergerstraße 1,19.00 Uhr. 

Lübeck: Jahreshauptversammlung der 
DKP Lübeck. Interkulturelle Begegnungs¬ 
stätte e.V. (IKB) „Haus der Kulturen „,19.30 
Uhr. 


MO ★ 16. MÄRZ 


Dortmund: Jahreshauptversammlung der 
DKP-Gruppe Dortmund-Nord. Z, Oesterholz¬ 
straße 27,19.30 Uhr. 


Dl ★ 17. MÄRZ 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP. Cafe 
Maya, Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 

Dortmund: Jahreshauptversammlung der 
DKP-Gruppe Dortmund-Ost. Lenteninsel, 
19.00 Uhr. 


Ml ★ 18. MÄRZ 


München: „GDL - Spartengewerkschaft 
oder kämpferische Gewerkschaft?“ Grup¬ 
penabend des DKP-Betriebsaktivs. Komm¬ 
treff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Der Kampffonds der DKP - 

die erste Spendenadresse für Kommunistinnen und Kommunisten! 


Kontoinhaber: DKP Parteivorstand 
Konto Nr.: 4002 487 502 
GLS Bank Bochum 
BLZ 430 609 67 

IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 
Stichwort: Spende für die DKP 





KAMPFFONDS 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail Datum, Unterschrift: 

Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Die letzte Seite 
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Meine progressive Woche 

Vom 14. bis 20. Februar 


Montag 

In Brüssel ist man sich nicht zu schade, 
Rosstäusehermethoden zu verwenden, 
wenn man mit der griechischen Regie¬ 
rung verhandelt. Irgendein A... loch mit 
Richtlinienkompetenz - vielleicht ein 
Schwabe, vielleicht eine „schwäbische 
Hausfrau “ - zerfetzt kurzfristig eine Ver¬ 
einbarung, die Varoufakis und Dijssel- 
bloem anscheinend schon erzielt hatten. 
Die „griechische“Krise wächst sich zum 
Lehrstück der europäischen Union aus. 
Die Formen werden nur noch mühsam 
gewahrt. Bald kann sich der neolibera¬ 
le europäische Kaiser ganz nackt neben 
das Manneken Pis im Brüsseler Zent¬ 
rum Ecke Stoofstraat/Eikstraat stellen. 

Mit viel Mut stellt die griechische 
Regierung die herrschende EU-Wirt¬ 
schaftsarchitektur in Frage. Die Alterna¬ 
tiven sind klar: hier neoliberaler, dort so¬ 
zialliberaler Kapitalismus. Die Abkehr 
vom herrschenden Modell kann eine 
Wende zu demokratischem und sozialen 
Fortschritt werden, wenn die arbeitenden 
Menschen in ganz Europa sie erzwingen. 
Wahlen, wie jetzt in Griechenland, sind 
dabei nur eine Etappe. Bis dahin und da¬ 
nach muss noch viel gelingen. 

Wer aber jetzt kleinlich nach der 
richtigen Taktik in Griechenland fragt, 
verkennt, dass sich eine Möglichkeit in 
ganz Europa auftut, die Umverteilung 
von unten nach oben zu stoppen. Das 
geht nicht von heute auf morgen, aber es 
muss für diesen Gedanken in ganz Eu¬ 
ropa gekämpft werden. Der griechischen 
Arbeiterklasse gebührt das Verdienst mit 
ihren Kämpfen und mit der Wahl dieser 
Regierung, die Fragestellung auf die eu¬ 
ropäische Agenda gesetzt zu haben. Jetzt 
braucht sie unsere Solidarität in Worten 


und Taten und es braucht die Entwick¬ 
lung eines koordinierten Kampfes in je¬ 
dem einzelnen Land der europäischen 
Union. Keins davon darf fehlen. 

Der Weg zum Sozialismus ist weit, 
aber gehen muss man ihn schon, vom 
ersten Schritt bis zum letzten Schritt. 

Mittwoch 

Wer lesend im Zug sitzt, lebt mit Störun¬ 
gen. Dauertelefonate, laute Unterhaltun¬ 
gen gehören zum Alltag des Pendlers. 
Viele stöpseln sich deswegen Musik in 
die Ohren, ich nicht. 

Deswegen muss ich heute meine 
Lektüre aufgeben und komme nicht 
umhin, zwei schnatternden Teenagerln- 
nen ein paar Reihen hinter mir zuzuhö¬ 
ren. Munter unterhalten sich die beiden 
über aktuelles Fernsehen. Der einen hat 
es eine Serie angetan, in der „ Zombies “ 
eine Hauptrolle spielen. Auch die andere 
ist davon begeistert, obwohl sie den Plot 
zunächst „ als nicht so geeignet für mich “ 
(hört, hört!) eingestuft hat. Beide finden 
ein mitspielendes „Baby, so ein‘n Säug¬ 
ling“ absolut süß - das alles in breites¬ 
tem Rheinisch und den entsprechenden 
„Ah, oh, geil“ erzählt. 

Leider hat dann wohl einer der 
Zombies dem Baby samt Familie die 
Bäuche auf geschlitzt (offensichtlich 
das neue Familienprogramm). Die eine 
Teenie findet das „eklisch“ die andere 
„traurisch“ Bevor ich mich für das ein 
oder andere entscheiden kann, muss ich 
hoch, das Ziel ist erreicht. Als ich mich 
umwende, blicke ich in zwei rotbäckige 
Jungmädchengesichter, die vom Kopf¬ 
tuch umrahmt sind. Menschen halt, wie 
Du und ich. 

Adi Reiher 


Das Abkommen von Varkiza 

Griechenland Februar 1945. Teil 2 


Nachdem Winston Churchill am 23.11. 
1944 persönlich ein Übereinkommen 
innerhalb der griechischen Übergangs¬ 
regierung verhindert hatte, drängten 
die Briten den bürgerlichen Premier¬ 
minister Papandreou zu einem harten 
Vorgehen gegenüber den Ministern der 
EAM (Nationale Befreiungsfront). 

Papandreou sollte zunächst hinhal¬ 
tend verhandeln, letztendlich aber auf 
der einseitigen Entwaffnung der ELAS 
(Volksbefreiungsarmee) bestehen. Ein 
möglicher Bruch innerhalb der Regie¬ 
rung sollte nicht früher als bis zum 1. 
12. herbeigeführt werden. Bis dahin 
rechneten die Briten und die reaktio¬ 
när konservativen griechischen Kräfte 
damit militärisch für einen möglichen 
Bürgerkrieg bereit zu sein. 

Am 27. 11. schien noch einmal ein 
Kompromiss möglich. Die Minister der 
EAM schlugen vor, alle griechischen 
militärischen Kräfte unter einheitli¬ 
cher Führung zusammenzufassen. Die 
Stärke der ELAS sollte so groß sein 
wie die der übrigen Kräfte (Riminibri- 
gade, „Heilige Schar“, EDES) zusam¬ 
men. Innerhalb der Regierung und von 
den Briten wurde das zunächst akzep¬ 
tiert. Im Detail stellte Papandreou je¬ 
doch Bedingungen, die auf eine Ent¬ 
machtung der ELAS hinausliefen. Dies 
wurde von der EAM zurückgewiesen, 
die nun wieder auf der Demobilisie¬ 
rung aller Kräfte bestand. 

In der Nacht vom 1. auf den 2. 12. 
traten die fünf Minister der EAM zu¬ 
rück. Die Führung der EAM beschloss 
den Botschaftern der Alliierten einen 
offiziellen Protest gegen das Vorgehen 
des britischen Kommandierenden Ge¬ 
nerals Scobie zu überreichen. Für den 
3.12. wurde eine Massendemonstration 
auf dem Athener Syntagma-Platz, für 
den 4.12. ein Generalstreik angesetzt. 
Außerdem wurde das ELAS-ZK wie¬ 
der eingerichtet. Die Volksbefreiungs¬ 
armee erhielt damit wieder eine zen¬ 
trale Führung. 

Die ersten drei Beschlüsse beweg¬ 
ten sich im Rahmen der Legalität und 
zwischen allen Beteiligten getroffenen 
Vereinbarungen. Die letzte Maßnahme 
wurde von den Briten als Verletzung 


des Vertrages von Caserta vom Sep¬ 
tember 1944 angesehen, in dem Sco¬ 
bie als Oberkommandierender aller 
militärischen Kräfte auf griechischem 
Boden anerkannt worden war. Die Un¬ 
terstellung der ELAS unter britisches 
Kommando war ohne vorherige Dis¬ 
kussion in den zentralen Gremien von 
EAM, ELAS und KKE von den Ver¬ 
handlungsführern akzeptiert worden. 
Die Entscheidung führte im Nachhin¬ 
ein zu heftigen Kontroversen, mit Blick 
auch auf die internationale Lage blieb 
es aber dabei. 

Zum Zeitpunkt der vier Beschlüs¬ 
se hoffte die Führung der EAM, dass 
eine bewaffnete Auseinandersetzung 
vermieden werden könne. Sie hofften 
auf den Einfluss der Sowjetunion und 
der USA auf den britischen Alliierten. 
Außerdem wussten sie, dass das An¬ 
sehen der ELAS in der britischen Be¬ 
völkerung aufgrund ihres opferreichen 
Widerstandes gegen die deutschen Fa¬ 
schisten außerordentlich hoch war. Ein 
militärisches Vorgehen gegen den tap¬ 
feren und hochgelobten Bündnispart¬ 
ner schien schwer vermittelbar. 

Am 3.12. versammelten sich Hun¬ 
derttausende im Zentrum Athens. Die 
Regierung Papandreou hatte die De¬ 
monstration verboten und sperrte den 
Syntagma Platz ab. Als die Demons¬ 
tranten die Absperrungen durchbra¬ 
chen, eröffnete die Polizei aus sicherer 
Position das Feuer. Zwischen 10 und 
knapp 30 Demonstranten wurden getö¬ 
tet, 60 bis über 100 wurden verwundet. 
Die von Kollaborateuren der Faschis¬ 
ten durchsetzte Polizei war zu keinem 
Zeitpunkt bedroht gewesen, die De¬ 
monstranten waren unbewaffnet. 

Die Londoner Times wertete das 
Vorgehen der Polizei am nächsten Tag 
als „faschistische Aktion“. Vor Ort an¬ 
wesende britische Truppen hatten das 
Massaker geschehen lassen und sich 
vor den Augen der Weltöffentlichkeit 
mitschuldig gemacht. Es war aber zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht klar, ob 
es zum befürchteten Bürgerkrieg kom¬ 
men würde. Für den nächsten Tag war 
der Generalstreik ausgerufen. AR 
Fortsetzung in der nächsten Ausgabe 


Partisan der Freiheit, Kommunist und Friedenskämpfer 


Der französische Kommunist Henri Martin ist in der Nacht 
vom 16. zum 17. Februar im Alter von 87 Jahren in Pantin bei 
Paris verstorben. 

Er war Anfang der 50er Jahre wegen seines mutigen Auftre¬ 
tens gegen den „schmutzigen Krieg“ in Vietnam neben der 
21-jährigen Raymonde Dien zu einem begeisternden und 
mobilisierenden Symbol des Friedenskampfes geworden, weit 
über Frankreich hinaus in ganz Europa und international. 

Auch bei der damals in Westdeutschland gegen die Remili¬ 
tarisierung kämpfenden Jugendbewegung, vor allem bei der 
westdeutschen FDJ, begeisterte sein Mut, sein selbstloser 
Einsatz und seine Tapferkeit zu verstärkten Aktionen. 

Henri Martin blieb seinem Engagement treu. In der 
Führung der von den Kommunisten unterstützten „Union 
der Republikanischen Jugend Frankreichs“ und danach im 
Zentralkomitee der Kommunistischen Partei (PCF) gehörte er 
zu den Initiatoren vieler Aktionen gegen den französischen 
Kolonialismus. Auch als seine Partei ihn später zum Leiter der 
zentralen PCF-Parteischule machte. Seine kommunistische 
Überzeugung und sein antikoloniales Engagement behielt er 
auch bei, als sich nach 1989/90 Meinungsverschiedenheiten 
mit der Parteiführung unter dem damaligen Nationalsekretär 
Robert Hue und dem von diesem eingeleiteten Kurs einer 
„Mutation“ der PCF ergaben. In den letzten Jahren hinderte 
ihn Krankheit jedoch zunehmend daran, sich weiterhin aktiv 
einzuschalten. 

Die PCF-Senatorin Helene Luc nannte Henri Martin in ihrem 
Nachruf „ein Beispiel des Mutes und derTreue zur Sache des 
antikolonialen Kampfes“. G.P. 


Weder 2024 noch 2028! 



Riesenprofite für IOC und 
Konzerne, aber Schulden und 
Sozialkürzungen für Land 
und Kommunen. 


Wir Berlinerinnen und Berliner 
wollen die Spiele nicht! Sie stehen im 
Widerspruch zu jeder bedürfnisorien¬ 
tierten Stadtpolitik. Um die Bürger zu 
überrumpeln, fährt der Senat nun eine 
Propaganda-Kampagne. Denn am 
21. März soll die Entscheidung durch¬ 
gedrückt werden. 

Fingierte „Bürgerforen“, bei denen 
nur Befürworter auf dem Podium sit¬ 
zen, waren dem Senat bisher 15 000 
Euro wert; das Konzept dazu 130 000. 
Für Medienpropaganda berappte die 
Staatskanzlei 19 291 Euro. Die Kam¬ 
pagne „Wir wollen die Spiele“ brach¬ 
ten der beauftragten Agentur vorab 
138500 Euro. Weitere Honorare für 
„Öffentlichkeitsarbeit“: 11 900 Euro. 
Für eine Broschüre zur Unterstützung 
des DOSB kassiert die Deutsche Stadt- 
und Grundstücksentwicklungsgesells- 
schaft (!) 64 000 Euro. Insgesamt, bis 
Anfang Februar wurden also rund 400 
000 Euro Steuergelder allein zur Irre¬ 
führung der Bevölkerung verschwen¬ 
det ... 

Senator Henkel behauptet, die 
Spiele kosten Berlin 2 Miliarden Euro. 
Das ist ein Witz. London gab 3 Milli¬ 
arden an, als es sich 2004 bewarb und 
zahlte schliesslich über 18 Milliarden. 
Laut Gutachten der Universität Oxford 
waren die Kosten aller Spiele von 1960 
bis 2012 durchschnittlich 252 Prozent 
höher als ursprünglich angegeben ... 

Berlin unterstellt seine 
Hoheitsrechte dem IOC 

Der „Gastgebervertrag“ zwischen 
dem IOC und der Ausrichterstadt ist 
ein Geheimdokument, das der Kom¬ 
mune ausschließlich Pflichten, dem 
IOC einseitige Rechte einräumt. Ber¬ 
lin würde Mitspracherechte und Haus¬ 
haltssouveränität abgeben. Im „Host 


Der Bär will Olympia nicht. 

die Bevölkerung in „Urlaub“ zu schi¬ 
cken. 

★ In Verkehrs-, Sicherheits- und Bau¬ 
planungen hat das IOC Mitsprache- 
und Vetorecht. 

★ IOC und Sponsorenkonzerne er¬ 
halten Kontrolle über die Werbeflä¬ 
chen ganz Berlins. Der „Host City“- 
Vertrag regelt, dass in Hotelläden nur 
Sponsoren-Produkte verkauft werden, 
für Hotelbars sind Überstunden vor- 


Ware Sport mit aller Gewalt durchzu¬ 
setzen. 

Die DKP Berlin sagt dazu: Wir 
brauchen bezahlbare Wohnungen, 
Breitensport und soziale Infrastruktur. 
Wir brauchen keine IOC-Abzocke! 

Stoppt die Berliner Olympia-Be¬ 
werbung! Wir wollen die Spiele nicht! 

Wir solidarisieren uns ausdrücklich 
mit dem Bündnis NOLYMPIA BER¬ 
LIN. DKP Berlin 


Der rote Kanal 


Mujib - Ohne Eltern auf 
der Flucht, D 2015 

Mujib ist 13 Jahre alt, als er in Afghanis¬ 
tan als Selbstmordattentäter rekrutiert 
werden soll. Um ihn zu retten, gibt sei¬ 
ne verzweifelte Mutter ihn in die Hän¬ 
de von Schleusern, die ihn nach Europa 
bringen. Zwei Jahre dauert die Flucht. 
Im Februar 2014 kommt er schließlich 
in Hamburg an und fasst Hoffnung: Er 
wünscht sich einen Freund, möchte Fuß¬ 
ball spielen und zur Schule gehen. Doch 
die Wirklichkeit sieht anders aus in ei¬ 
ner Hafen-Metropole, die so stolz auf 
ihre Weltoffenheit ist. 

So., 1.3., i7.30-i8.ooUhr, ard 

Ludwig Renn - Adel im 
Untergang, D 2015 

Arnold Friedrich Vieth von Golße- 
nau war befreundet mit dem letzten 
sächsischen Kronprinzen Georg. Der 


Erste Weltkrieg, den er als Haupt¬ 
mann an der Westfront erlebt, er¬ 
schüttert sein Weltbild. Mitte der 20er 
Jahre wird er Kommunist und beginnt 
zu schreiben. In seinem Erstlingsro¬ 
man „Krieg“ beschreibt er die Erleb¬ 
nisse des fiktiven Gefreiten Ludwig 
Renn. Diesen Namen nimmt er spä¬ 
ter selbst an. 

Im spanischen Bürgerkrieg ist Renn 
Stabschef der XI. Internationalen 
Brigade. Nach der Niederlage gelangt 
Renn nach Mexiko, wo er Vorsitzen¬ 
der der Bewegung „Freies Deutsch¬ 
land“ ist. 1947 geht er in die DDR. 
Als Schriftsteller schreibt er Erinne¬ 
rungsbücher, Romane und Kinder¬ 
bücher. 

Do., 5.3., 23.00-23.35, mdr 



geschrieben und die Minibars mit z.B. 
Coca-Cola-Produkten anzufüllen. „Un¬ 
autorisierte Werbung“ kann aus Schau¬ 
fenstern von Einzelhändlern entfernt 
werden. 

So nehmen eine kleine Gruppe von 
korrupten Funktionären ohne demo¬ 
kratische Legitimation und eine Hand¬ 
voll „Sponsoren“-Konzerne eine ganze 
Stadt als Geisel, um ihre Monopolprofi¬ 
te bei der weltweiten Vermarktung der 


Olympia bedeutet Demokratieabbau 

Zu Bestrebungen eine Olympiade in City“-Vertrag ist garantiert, dass das 
Berlin auszurichten hat die DKP der IOC keine Steuern zahlt. Aber auch 


Hauptstadt Stellung genommen. Wir 
dokumentieren Auszüge: 

Im August 2014 reichte der Berliner 
Senat die Interessensbekundung für die 
Olympischen Spiele 2024 ein. Im De¬ 
zember sollte über die deutsche Be¬ 
werberstadt entschieden werden. Das 
wurde aufs Frühjahr verschoben, eine 
Bevökerungsbefragung in Aussicht ge¬ 
stellt. Die hat nie stattgefunden. Denn 
in Umfragen des Tagesspiegel haben 
sich über 80 Prozent der Befragten ge¬ 
gen die Bewerbung ausgesprochen, in 
der Berliner Woche 73 Prozent, bei der 
Berliner Zeitung 58 Prozent. 


Details wie: 

★ Die Ausrichterstadt muss eine eigene 
grüngeschaltete Fahrspur für die 40 000 
Offiziellen und 25 000 Sponsoren ein¬ 
richten, die für das Publikum nicht be¬ 
nutzbar ist. Die Wagen mit Chauffeur 
zahlt Berlin. Das IOC verlangt eine Be¬ 
grenzung des sonstigen Verkehrs und 
schlägt vor, Schulen zu schließen und 










